(? RESIDENZORT Gemeinde Rastede
2\ Der BlUrgermeister

Einladung

Gremium: Rat - 6ffentlich
Sitzungstermin: Dienstag, 05.07.2005, 17:00 Uhr
Ort, Raum: Bekhausener Hof, Wilhelmshavener Straflle 493, 26180 Rastede

Rastede, den 23.06.2005

1. An die Mitglieder des Rates der Gemeinde Rastede

Hiermit lade ich Sie zu einer Sitzung mit 6ffentlichen Tagesordnungspunkten ein.

Tagesordnung:

TOP1 Erdffnung der Sitzung

TOP 2 Feststellung der ordnungsgeméafen Einladung, der Beschlussfahigkeit und
der Tagesordnung

TOP 3 Genehmigung der Niederschrift Uber die Sitzung vom 01.03.2005

TOP 4 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 66 - Gewerbegebiet Ipwege (Schafjui-
ckenweg)
Vorlage: 2005/110 Berichterstatter: Herr Duddeck

TOP5 Bebauungsplan Nr. 68 ¢ - Gewerbegebiet Brombeerweg
Vorlage: 2005/112 Berichterstatter: Herr Duddeck

TOP 6 Bebauungsplan Nr. 57 - Wahnbek - Wapelstralie
Vorlage: 2005/111 Berichterstatter: Herr Duddeck

TOP 7 Bebauungsplan 63 E - Wahnbek - Hohe Brink
Vorlage: 2005/113 Berichterstatter: Herr Duddeck

TOP 8 6. Anderung Bebauungsplan Nr. 7 - Rastede - West
Vorlage: 2005/074 Berichterstatter: Herr Duddeck

TOP9 Stral’enbenennung Bebauungsplan 78 A - Hahn - Am Ostermoor
Vorlage: 2005/077 Berichterstatter: Herr Duddeck




TOP 10

TOP 11

TOP 12

TOP 13

TOP 14

TOP 15

TOP 16

Einrichtung einer "'Offenen Eingangsstufe™ zum Schuljahresbeginn
2006/2007 an der Grundschule Hahn-Lehmden
Vorlage: 2005/118 Berichterstatter: Herr Kramer

Fortschreibung des Stufenplanes
Vorlage: 2005/059 Berichterstatter: Burgermeister Decker

Haushalt 2004/ 2005 - Zustimmung zu Uber- und auRerplanméaiigen Ausga-
ben
Vorlage: 2005/139 Berichterstatter: Burgermeister Decker

Krediterméachtigung fur das Haushaltsjahr 2005
Vorlage: 2005/095 Berichterstatter: Bargermeister Decker

SchlieBung der Postfiliale Hahn
Vorlage: 2005/147 Berichterstatter: Burgermeister Decker

Bericht des Burgermeisters

SchlieRung der Sitzung

Anmerkung: Nach der 6ffentlichen Ratssitzung findet eine Einwohnerfragestunde statt,
in der Burger und Burgerinnen allgemeine Anfragen an den Ratsvorsitzenden stellen

koénnen.

Mit freundlichen Grifien

gez. Decker
Blrgermeister



(E ASTED E Gemeinde Rastede
= Der Biirgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2005/110
freilgegeben am 18.05.2005

GB 3 Datum: 08.06.2005
Sachbearbeiter/in: Herr Zech, Guido

1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 66 - Gewerbegebiet Ipwege
(Schafjuckenweq)

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

o) 20.06.2005 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 21.06.2005 Verwaltungsausschuss

o) 05.07.2005 Rat

Beschlussvorschlag:

1. Dieim Rahmen der 6ffentlichen Auslegung gemal3 § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)
sowie der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4
Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen werden auf der Grundlage dieser Be-
schlussvorlage sowie der Sitzung des Ausschusses fir Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
vom 20.06.2005 berticksichtigt.

2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwéagung wird bestétigt.

3. Die 1. Anderung des Bebauungsplanes 66 — Gewerbegebiet | pwege (Schafjlickenweg)
wird al's Satzung nebst Begriindung wird beschl ossen.

Sach- und Rechtslage:

Der Verwaltungsausschuss hatte in seiner Sitzung vom 19.04.2005 (V orlage 2005/073) be-
schlossen, die 6ffentliche Auslegung und Benachrichtigung der Trager offentlicher Belange
fur die Dauer eines Monats durchzufiihren. Diese fanden in der Zeit vom 03.05. bis
03.06.2005 statt. Wesentliche Anregungen oder Bedenken wurden nicht vorgebracht.

Verwaltungsseitig wird nunmehr vorgeschlagen, die abschlief3ende Abwagung zu treffen und
den Satzungsbeschluss zu fassen.

Nahere Erlauterungen werden hierzu in der Sitzung des Ausschusses fur Bau, Planung, Um-
welt und Stral3en durch das Planungsbiro NWP bzw. die Verwaltung gegeben.




Ubersicht Ulber den Verfahrensstand:

Grundsatzbeschluss/ | Frihzeitige Biirger-/ | Offentliche Auslegung/ | Satzungs-
Aufstellungsbeschluss | Tragerbeteiligung Tragerbeteiligung beschluss

X X X 05.07.2005

Finanzielle Auswirkungen:

Keine.

Anlagen:

Planzeichnung

Planzei chenerkldrung
Textliche Festsetzungen
Abwagungsvorschlag

AOODNPRE




Anlage 1 zu Vorlage 2005/110
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Anlage 2 zu Vorlage 2005/110

PLANZEICHENERKLARUNG

1. Art der baulichen Nutzung
= —(":éE] - Gewerbegebiet
2, MaR der baulichen Nutzung
Geschoflflachenzahl
0,8 Grundflachenzahl
:"2$aox: Héhe baulicher Anlagen tber Gelande
3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
a Abweichende Bauweise
] Baugrenze

| Uberbaubare Flache
nicht Uberbaubare Flache

6. Verkehrsfldachen

vwww Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

15. Sonstige Planzeichen

————— Mit Geh-, Fahr - und Leitungsrechten zu belastende Flache zugunsten der Gemeinde,
————— Rettungs- und Versorgungsfahrzeuge, sowie der Ver- und Entsorgungsbetriebe

=:= Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

H:\Session\Anlagen Beschlussvorlagen\Anlagen 2005\2005-110-Anlage2-Planzei cherkl &rung.doc



Anlage 3 zu Vorlage 2005/110

Textliche Festsetzungen

81

§2

§3

§4

85

§6

87

In den Baugebieten sind gemald § 1 [5] BauNVO folgende allgemein zulassigen Nutzungen nicht
zulassig:

Im GE-Gebiet (8§ 8 [2] BauNVO) sind nicht zulassig:
e Tankstellen,

In den Baugebieten sind gemaR § 1 [6] BauNVO folgende ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen
nicht zulassig:

Im GE-Gebiet (§ 8 [3] BauNVO) sind nicht zulassig:

e Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,
e Vergnugungsstatten,

Gemal 8 9 [1] Nr. 1 BauGB in Verbindung mit 8 16 [3] BauNVO wird die Oberkante der Gebaude auf
allen GE-Bauflachen mit maximal 12 m festgesetzt, jeweils gemessen zwischen der Oberkante der
Fahrbahnmitte der angrenzenden ErschlieBungsstrale und der Oberkante des Gebaudes. Die
baulichen Anlagen des Immissionsschutzes (z.B. Schornsteine) und sonstige Sonderbauanlagen
(z.B. Siloanlagen) sind von der Bauhéhenbeschrankung gemaR § 16 [6] BauNVO ausgenommen.

GemalR § 9 [1] Nr. 21 BauGB wird das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten folgender Nutzer
festgesetzt:

- Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Gemeinde, Rettungs- und
Versorgungsfahrzeuge, sowie Ver- und Entsorgungsbetrieben.

In dem Gewerbegebiet ist gemaR 8§ 22 [4] BauNVO eine abweichende Bauweise (a) mit einer
Gebaudelédnge Uber 50 m zuléssig.

GeméaR 8 9 [1] Nr. 20 BauGB sind zum Schutz des Boden- und Wasserhaushaltes die Pkw-
Stellplatze mit einer wasserdurchlassigen Deckschicht (z.B. wassergebundene Decke, Schotter,
Schotterrasen, Rasengittersteine oder Betonfiltersteine) auszubilden. Hiervon ausgenommen sind
die Fahrspuren.

GemalR 8 9 [1] Nr. 25 a BauGB sind groRere Stellplatzanlagen (ab 10 Stellplatze) zu begrinen.
Innerhalb der Parkplatzbereiche ist zur Gliederung der Anlage alle sechs Stellplatze ein
hochstammiger standortgerechter Baum zu pflanzen und zu erhalten.

Hinweise

. Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und frihgeschichtliche Bodenfunde gemacht werden, wird
darauf hingewiesen, dalR diese Funde meldepflichtig sind. Es wird gebeten, die Funde unverziglich einer
Denkmalbehorde oder einem Beauftragten fir die archédologische Denkmalpflege zu melden.

. Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstandorte zutage treten,
so ist unverziglich die Untere Abfallbehdrde zu benachrichtigen.

. Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplanen der zustandigen Versorgungsunternehmen zu
entnehmen.

. Uber den Geltungsbereich verlauft die Rifu-Strecke Nr. 621 der Deutschen Telekom AG. Die maximal
zulassige Bauhohe betragt dort 65 m tiber NN.

. Parallel zum Schafjlickenweg verlauft ein Mittelspannungskabel der EWE AG.




Bebauungsplan Nr. 66 ,Schafjiickenweg* - 1. Anderung der Gemeinde Rastede

Anlage 4 zu Vorlage 2005/110

Abwagungstabelle zur Beteiligung der Trager offentlicher Belange gemaf § 4 (2) BauGB und der 6ffentlichen Auslegung geménR 8§ 3 (2) BauGB

Nr. | Trager offentlicher Belange | Datum Anregungen Abwagungsvorschlag Ande-
rung
1 Nds. Landesbehdrde fur 04.05.2005 |Gegen die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 66 Nein
Stral3enbau und Verkehr — bestehen keine Bedenken, da die Belange der Nds.
AuRenstelle Oldenburg - Landesbehérde fir StraBenbau und Verkehr — Au-
Postfach 2443 Benstelle Oldenburg — nicht beriihrt werden.
26014 Oldenburg
2 Staatliches Gewerbeauf- 17.05.2005 |Seitens des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes OI- Nein
sichtsamt Oldenburg denburg werden aus immissionsschutzrechtlicher
RosenstralRe 13b Sicht keine Einwande erhoben. Anregungen und
26122 Oldenburg Hinweise sind ebenfalls nicht vorzubringen.
Wir bitten nach Rechtskraft um Ubersendung einer | Nach Abschluss des Verfahrens werden dem Ge-
Ausfertigung der Planunterlagen. werbeaufsichtsamt die Planunterlagen zugesendet.
3 Polizeikommissariat 13.05.2005 |Aus verkehrlicher Sicht werden keine Anregungen Nein
Westerstede oder Bedenken vorgebracht.
Wilhelm-Geiler-Straf3e 12
26655 Westerstede
4 Oldenburgische Industrie- 31.05.2005 |Nach Durchsicht der uns zugesandten Unterlagen Nein
und Handelskammer teilen wir lhnen mit, dass aus Sicht der gewerblichen
26015 Oldenburg Wirtschaft gegen das Planungsvorhaben keine Be-
denken bestehen.
5 PLEdoc GmbH 02.05.2005 | Wie danken lhnen fir Ihre Benachrichtigung und teilen Nein

Postfach 10 29 39
45029 Essen

Ihnen mit, dass die oben genannten MalRnahmen die
Versorgungsanlagen der nachstehenden aufgefiihrten
Eigentiimer bzw. Betreiber nicht berthren.

E.ON Ruhrgas AG, Essen

E.ON Ruhrgas Transport AG & CO. KG, Essen
Ferngas Nordbayern GmbH (FGN), Nirnberg
GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deut-
scher Gasversorgungsunternehmen mbH & CO. KG,
Straelen

Gaswerk Phillippsburg GmbH, Essen

KGN Kommunalgas Nordbayern GmbH, Bamberg
Interoute, i-21 Germany GmbH, Frankfurt am Main
Megal GmbH, Mittel-Européische Gasleitungsgesell




Bebauungsplan Nr. 66 ,Schafjiickenweg* - 1. Anderung der Gemeinde Rastede

Abwagungstabelle zur Beteiligung der Trager offentlicher Belange gemaf § 4 (2) BauGB und der 6ffentlichen Auslegung geménR 8§ 3 (2) BauGB

Nr.

Tréager o6ffentlicher Belange

Datum

Anregungen

Abwagungsvorschlag

Ande-
rung

Fortsetzung
PLEdoc GmbH

schaft, Essen

Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft
mbH & CO. KG (NETG), Haan

Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Es-
sen

Sollte der Geltungsbereich bzw. das Projekt erweitert

oder verlagert werden, oder sollte der Arbeitsraum die
dargestellten Projektgrenzen wesentlich Uberschreiten
so bitten wir, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen.

oowyv
Postfach 1363
26913 Brake

28.04.2005

In unserem Schreiben vom 08.03.2005 - Tla-
225/05/Go- haben wir bereits eine Stellungnahme
zum oben genannten Vorhaben abgegeben.

Bedenken und Anregungen werden daher, soweit
unsere damaligen Hinweise beachtet werden, nicht
mehr vorgetragen.

Stellungnahme vom 08.03.2005

Durch das Bebauungsgebiet fihrt eine Versorgungs-
leitung DN 150 und DN 200. Diese dirfen weder
durch Hochbauten noch durch eine geschlossenen
Fahrbahndecke tiberbaut werden.

Bei der Erstellung von Bauwerken sind gemafld DVGW
Arbeitsblatt W 403 Sicherheitsabstande zu den Ver-
sorgungsleitungen einzuhalten. Ausserdem weisen wir
darauf hin, dass die Versorgungsleitungen geman
DIN 1998 Punkt 5 nicht mit Baumen Uberpflanzt wer-
den durfen.

Um Beachtung der DIN 1998 Punkt 5 sowie des
DVGW Arbeitsblattes W 403 wird gebeten.

Sofern sichergestellt ist, das durch die geplante Ande-
rung die Versorgungsanlagen des OOWV weder frei-
gelegt, Uberbaut, bepflanzt noch sonst in ihrer Funkti

Die genannten Versorgungsleitungen wurden in
Abstimmung mit dem Versorgungsunternehmen
verlegt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Nein
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Abwagungstabelle zur Beteiligung der Trager offentlicher Belange gemaf § 4 (2) BauGB und der 6ffentlichen Auslegung geménR 8§ 3 (2) BauGB

Nr.

Tréager o6ffentlicher Belange

Datum

Anregungen

Abwagungsvorschlag

Ande-
rung

Fortsetzung
oowv

on gestort werden, haben wir gegen den oben ge-
nannten Antrag keine Bedenken.

Eventuelle Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten kén-
nen nur zu Lasten des Veranlassers oder nach den
Kostenregelungen bestehender Vertrage durchgefihrt
werden.

Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungslei-
tungen in dem anliegenden Planausschnitt ist unmal3-
stéblich. Die genaue Lage der Leitungen gibt lhnen
Dienststellenleiter Herr Kaper, Tel.: 04488/845211,
von unserer Betriebsstelle in Westerstede in der Ort-
lichkeit an.

Nach endgiiltiger Planfassung und Beschluss als Sat-
zung wird um eine Ausfertigung eines genehmigten
Bebauungsplanes gebeten.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Nach Abschluss des Verfahrens wird dem OOWV
der rechtskraftige Plan nebst Begriindung zugesen-
det.

Landkreis Ammerland
Amt fur Kreisentwicklung
Ammerlandallee 12
26655 Westerstede

03.06.2005

Gegen die o. g. Planung bestehen keine Bedenken.

Ich bitte aber, auf der Planzeichnung einen Hinweis
auf die BauNVO 1990 aufzunehmen.

Die Anregung wird berticksichtigt.

Ja

Landwirtschaftskammer
Weser-Ems

Postfach 1343

26643 Westerstede

30.05.2005

Aus landwirtschaftlicher Sicht werden keine Bedenken
gegen die 0.g. Planung vorgebracht.

Der Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpri-
fung wird aus landwirtschaftlicher Sicht als ausrei-
chend angesehen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Nein




(E ASTED E Gemeinde Rastede
= Der Biirgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2005/112
freilgegeben am 18.05.2005

GB 3 Datum: 13.06.2005
Sachbearbeiter/in: Herr Zech, Guido

Bebauungsplan Nr. 68 ¢ - Gewerbegebiet Brombeerweg

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

o] 13.06.2005 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 21.06.2005 Verwaltungsausschuss

@) 05.07.2005 Rat

Beschlussvorschlag:

1. Dieim Rahmen der ¢ffentlichen Auslegung gemal3 8 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)
sowie der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4
Abs. 2 BauGB eingegangenen Anregungen werden auf der Grundlage dieser Beschluss-
vorlage, sowie der Sitzung des Ausschusses fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en vom
20.06.2005 berticksichtigt.

2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwéagung wird bestétigt.

3. Die Aufstellung des Bebauungsplanes 68 C — Gewerbegebiet Brombeerweg al's Satzung
nebst Begrindung wird beschlossen.

Sach- und Rechtslage:

Der Verwaltungsausschuss hatte in seiner Sitzung vom 19.04.2005 (V orlage 2005/076) be-
schlossen, die 6ffentliche Auslegung und Benachrichtigung der Behdrden und sonstigen Tré-
ger offentlicher Belange durchzuftihren. Diese fanden in der Zeit vom 03.05. bis 03.06.2005
statt.

Der Niedersachsische Landesbetrieb fir Straf3enbau und Verkehr sowie der Landkreis haben
Bedenken hinsichtlich einer aus ihrer Sicht notwendigen Linksabbiegespur. Die Stral3enver-
kehrsbehorde des Landkreisesteilt diese Bedenken jedoch derzeit nicht. Es wird daher vorge-
schlagen, mit dem Bau einer Linksabbiegespur von der Oldenburger Stral3e in den Brom-
beerweg so lange zu warten, bis sich die verkehrliche Notwendigkeit ergibt, bzw. wenn, be-
dingt durch die neu angesiedelten Betriebe, sich eine solche Abschétzung ergibt.




Weitere wesentliche Anregungen oder Bedenken wurden nicht vorgebracht. Verwaltungssai -
tig wird nunmehr vorgeschlagen, die abschlief3ende Abwagung zu treffen, um den Satzungs-

beschluss zu fassen.

Né&here Erlauterungen werden hierzu in der Sitzung des Ausschusses fur Bau, Planung, Um-
welt und Stral3en durch das Planungsbiro NWP bzw. die Verwaltung gegeben.

Ubersicht Ulber den Verfahrensstand:

Grundsatzbeschluss/ Friihzeitige Burger-/ | Offentliche Auslegung/ | Satzungs-
Aufstellungsbeschluss Tragerbeteiligung Tragerbeteiligung beschluss
X X X 05.07.2005

Finanzielle Auswirkungen:

Keine.

Anlagen:

Planzeichnung

Planzei chenerkldrung
Textliche Festsetzungen
Abwagungsvorschlag

AOODNPRE




Anlage 1 zu Vorlage 2005/112
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| PLANZEICHENERKLARUNG |

|1 . Art der baulichen Nutzung I

B covonessven

|2. MaRk der baulichen Nutzung |
08 Grundflachenzahl

(] Zahl der Voligeschosse als Hochstmal

OK=12 m Hohe baukicher Anlagen als Hochsimalk

B R

mememmemew  Baugrenze

dberbaubare Flache
nicht Uberbaubare Flache
| 6. Verkehrsflichen

E Offentiiche Strallenverkehrsflache

e — |

B oo ot unierirdische Leitung

ls, Griinflichen [

S——

10, ‘Wasserflichen und Flichen fiir die W. irtschaft, den |
schutz und die Regelung des W bf

Umgrenzung van Flachen fir die irischaft, den | und die
Regelung des Wasserabflusses

F M oder Flichen fiir
MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flachen fir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft

Umgrenzung von Schutzgebleten im Sinne des Naturschutzrechts
(gematlt § 33 NNaiG geschatzte Wallhecke)

Sonstige Planzeichen

FSP: Lwa=
G5/ 504B(A)  Immissi irk i bezogene Schallleistungspegel pro m” tags inachis
tags / nachts
B o g g Larmpeg
sp Innerhalb dieser Zonen sind Betriebe und Anlagen zuldssig, die die benachbarte
Mutzung nicht wesentlich stéren (s. texffiche Festsetzung § 7)

LPB I Larmpegelbereich lll
oy mil -, Fahr-, und Leitungsrecht zu 1 n
vy T t Geh-, Fahr-, und Leitungsrecht zu belastende Flache

der i und Ver- und Entsorgungsunternehmen

AAAAAAAAAA !

RIFU Richtf

RIFU Richtfunksirecke Deutsche Telekom AG

=:= Grenze des i i des Beb: gt
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Anlage 3 zu Vorlage 2005/112

Textliche Festsetzungen

§1

§2

§3

§4

§5

§6

§7

In den Baugebieten sind gemaR § 1 [5] BauNVO folgende allgemein zuldssigen Nutzungen nicht
zuléssig:

In den GE-Gebieten (§ 8 [2] BauNVO) sind nicht zulassig:
Tankstellen

In den Baugebieten sind gemafl § 1 [6] BauNVO folgende ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen
nicht zulassig:

In den GE-Gebieten (8 8 [3] BauNVO) sind nicht zulassig:

¢ Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,
e Vergniigungsstatten,

GemalR § 9 [1] Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 18 BauNVO wird die Oberkante der Gebaude auf
allen Bauflachen mit maximal 12 m festgesetzt, jeweils gemessen zwischen der Oberkante der
Fahrbahnmitte der angrenzenden ErschlieBungsstralle und der Oberkante des Gebaudes. Die
baulichen Anlagen des Immissionsschutzes (z.B. Schornsteine) und sonstige Sonderbauanlagen
(z.B. Siloanlagen) sind von der Bauhdhenbeschrankung geman § 16 [6] BauNVO ausgenommen.

Auf den nicht Uberbaubaren Grundsticksflachen innerhalb der Bauverbotszone der
Bundesautobahn A 293 sind Garagen und Uberdachte Stellplatze im Sinne von § 12 BauNVO und
Nebenanlagen im Sinne von § 14 [1] BauNVO nicht zulassig.

Gemal § 9 [1] Nr. 20 BauGB sind innerhalb der privaten Grinflache zum Schutz der Wallhecken
bauliche Anlagen im Sinne der 88 12 und 14 BauNVO, jegliche Versiegelungen,
Materialablagerungen (auch Kompost), Aufschittungen und Abgrabungen sowie Auffiillungen
unzulassig.

Bepflanzungen sind mit standortheimischen Arten der beigefiigten Artenliste zuléssig.
Zur Pflege und Entwicklung der gehdélzfreien Bereiche sind bis zu 2 Mahden im Jahr zulassig.

Pflanzenauswahl geeigneter Arten

Betula pendula Sandbirke Quercus robur Stieleiche

Carpinus betulus Hainbuche Rhamnus frangula Faulbaum

Corylus avellana Haselstrauch Rubus fruticosus agg. Brombeere
Crataegus monogyna Weil3dorn Rubus idaeus Himbeere

Fagus sylvatica Rotbuche Salix aurita Ohrweide

llex aquifolium Stechhulse Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Lonicera periclymenum WaldgeiRblatt Sorbus aucuparia Eberesche

Prunus padus Vogelkirsche

Innerhalb der Flache fir MalRnhahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft ist ein den wasserwirtschaftlichen Anforderungen entsprechendes
Regenriickhaltebecken anzulegen. Die nicht fur die Ruickhaltung bendétigten Flachen sind
entsprechend den Vorgaben des wasserrechtlichen Verfahrens naturnah zu gestalten. Innerhalb
der Flache ist ein 3 m breiter Weg aus wassergebundenem Material zur Unterhaltung der Anlage
zulassig.

Die im Bebauungsplan festgesetzten Baugebiete werden gemafR § 1 (4) Nr. 2 BauNVO hinsichtlich
der schalltechnischen Eigenschaften der Betriebe in Teilflachen gegliedert. In den jeweiligen
Teilflachen dirfen nur solche Anlagen und Betriebe errichtet werden, durch die der jeweils
zeichnerisch festgesetzte flachenbezogene Schallleistungspegel pro m2 nicht Giberschritten wird.




§8

Erhohte Luftabsorptions- und Bodendampfungswerte, zeitliche Begrenzungen der Emissionen
sowie andere Schallpegelminderungen kénnen in Form eines Schirmwertes Dz (Der Schirmwertes
Dz ist eine Pegeldifferenz, die aufgrund der genannten Schallpegelminderungen dem Wert des
Flachenschallleistungspegels an den maRgebenden Aufpunkten zugerechnet werden kann.)
bezlglich der maRgebenden Aufpunkte dem Wert des Flachenschallleistungspegels zugerechnet
werden.

Fur die nicht kontingentierten Flachen (SP) wird folgende Festsetzung getroffen:

Innerhalb dieser Zonen sind Betriebe und Anlagen zulassig, die die benachbarte Nutzung nicht
wesentlich storen.

GemalR § 9 (1) Nr. 24 BauGB werden Flachen fiir besondere Anlagen und Vorkehrungen zum
Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
sowie zum Schutz vor solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher
Einwirkungen zu treffende bauliche und sonstige technische Vorkehrungen MalRnahmen
festgesetzt:

Zum Schutz bzw. zur Vermeidung oder Minderung von schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Verkehrslarm wird fir die in der Planzeichnung gemal? § 9 (1) Nr. 24 BauGB festgesetzten
Flachen bestimmt, dass bei der Errichtung von schutzbedirftigen Gebauden innerhalb der
gekennzeichneten Bereiche, die dem betriebsbedingten Wohnen oder dem dauerhaften Aufenthalt
von Menschen (auch Birordume und Hotelzimmer) dienen, die Mindestanforderungen an die
Luftschalldammung von den nach auBRen abschlielenden Bauteilen von Aufenthaltsraumen der
DIN 4109, entsprechend der berechneten Larmpegelbereiche und der Raumart (Nutzung)
eingehalten werden missen.



Nachrichtliche Ubernahmen

Uber den Planbereich verlauft eine Richtfunkverbindung der Kabel Deutschland. Die maximal zulassige
Bauhdhe von 70m dber NN darf in bestimmten Zonen innerhalb des Schutzbereichs der
Richtfunkverbindung nicht Gberschritten werden, um das Funkfeld nicht zu beeintrachtigen.

Innerhalb der Baubeschrankungszone (100 m vom Fahrbahnrand der A 293) sind gemaR § 9 (2) und (6)
FStrG Anlagen der AuBenwerbung mit Sichtrichtung zur Autobahn nicht zuléssig.

Hinweise

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder friihgeschichtliche Bodenfunde (das
kénnen u.a. sein: TongefalR3scherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie aufféllige
Bodenverfarbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht
werden, sind diese gemaf § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig
und missen dem Niedersachsischen Landesamt fiir Denkmalpflege — Stiitzpunkt Oldenburg,
Ofener Strale 15, 26121 Oldenburg —oder der Unteren Denkmalschutzbehdrde unverziiglich
gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer.
Bodenfunde und Fundstellen sind nach 8 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen
nach der Anzeige unverandert zu lassen, bzw. fur ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die
Denkmalschutzbehérde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.

Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstandorte
zutage treten, so ist unverziglich die Untere Abfallbehorde zu benachrichtigen.

Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplanen der zustandigen
Versorgungsunternehmen zu entnehmen. Durch das Plangebiet fiihrt eine HD-Erdgastleitung der
EWE AG. Zur Leitung sind Sicherheitsabstdnde einzuhalten.

Zur Vermeidung unzulassiger Emissionsschwerpunkte auf einem Betriebsgrundstiick darf die nach
dem Flachenbedarf insgesamt zuldssige Schallleistung nicht ohne weitere Priifung auf einen
kleineren Bereich konzentriert werden. In einem solchen Fall ist unter Zugrundelegung der Grol3e
des Betriebsgrundstickes, des Abstandes zum né&chstliegenden Immissionsort und des
flachenbezogenen Schallleistungspegels der zuldssige Immissionsanteil am Immissionsort
(Zielwert) zu ermitteln.

Dabei ist das Betriebsgrundstiick ggfs. in Teilflachen zu unterteilen, bis der Abstand einer Flache
zum Immissionsort der Bedingung r > 1,5 d entspricht, mit d als relevantem Durchmesser der
Teilflachen in Verlangerung des Abstandes r.

Die Einhaltung des Zielwertes ist dann auf der Basis des konkreten Vorhabens durch eine
Uberschléagige Schallausbreitungsberechnung oder eine detaillierte Gerauschimmissionsprognose
im folgenden Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen.
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Abwagungstabelle zur Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange gemaf § 4 (2) BauGB und der 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 (2) BauGB

Nr. | Trager offentlicher Belange | Datum Anregungen Abwégungsvorschlag Ande-
rung

1 Nds. Landesbehdrde fur 31.05.2005 |Zum o.g. Bebauungsplan nehme ich wie folgt Stel- Nein

StraRenbau und Verkehr -
Geschaftsbereich Olden-
burg -

Postfach 2443

26014 Oldenburg

lung:

1.

Der Abwagungsvorschlag der Gemeinde zum
Punkt 1 meiner Stellungnahme vom 17.03.2005
(Bezug d), in die K 131 keinen Linksabbiegestrei-
fen einzubauen, sondern zunéchst die Umsetzung
des Gewerbegebietes und die sich hieraus erge-
benden Verkehrsmengen abzuwarten, wird nicht
anerkannt. Die Begriindung, dass von der Ge-
meinde aktuell noch keine Prognose Uber die zu
erwartenden zusatzlichen Verkehrsmengen ge-
troffen werden kann, kann ebenfalls nicht akzep-
tiert werden.

Eine methodisch (bliche Prognose des Ver-
kehrsaufkommens kénnte beispielsweise auf
Grundlage folgender Schriften erstellt werden:

.verkehrliche Mindestanforderungen an die Regi-
onal- und Landesplanung in den neuen Bundes-
landern”, Bundesministerium fir Verkehr, 1995

Jntegration von Verkehrsplanung und raumlicher
Planung; Teil 2: Abschatzung der Verkehrserzeu-
gung durch Vorhaben der Bauleitplanung" des
Hessischen Landesamtes fir StraRen- und Ver-
kehrswesen, 2000

Es bestehen weiterhin erhebliche Bedenken ge-
gen die geplante Ausweisung des Gewerbege-
bietes ohne einen verkehrsgerechten Ausbau der
K 131.

Aufgrund der hohen Verkehrsbelastung auf der K
131 (gem. Tabelle 10 des dem Bebauungsplan
anliegenden Schallgutachtens wird ein Ver-
kehrsaufkommen von 14.000 Kfz/24 h erwartet)
und des sich durch den Gewerbegebietsverkehr

Die Gemeinde bleibt bei ihrer Abwagung zum
geforderten Einbau einer Linksabbiegespur in
die K 131. Aktuell werden Uber den Brombeer-
weg die gewerblichen Betriebe im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes Nr. 68 A und der
Gewerbebetrieb Frohlich (vorhabenbezogener
Bebauungsplan Nr. 1) erschlossen. Die Gewer-
beflachen des Bebauungsplanes Nr. 68 A sind
dabei bis auf eine kleinere Restflache vollstan-
dig belegt. Weiterhin wird der Verkehr der nérd-
lich gelegenen Tannenkrugstrale Uber den
Brombeerweg zur KreisstraRe 131 abgewickelt.

Im Ablauf der Verkehrsbeziehungen im Knoten-
punkt Brombeerweg/KreisstralBe 131 sind nach
bisherigen Erkenntnissen der Gemeinde keine
Konflikte aufgetreten, d.h. die derzeitige Kno-
tenpunktsituation ist ausreichend bemessen die
anfallenden Verkehre abzuwickeln.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 68
C wird ein weiteres Gewerbegebiet an den
Brombeerweg angeschlossen. Hierdurch ist mit
einer Zunahme des Verkehrs im Knotenpunkt zu
rechnen. Die Gemeinde kann jedoch aktuell
noch keine Prognose Ulber die zu erwartenden
zusatzlichen Verkehrsmengen treffen, da die
Anzahl und die Struktur der anzusiedelnden Be-
triebe nicht bekannt ist. Insofern kann auch kei-
ne Prognose Uber die zusatzlichen Verkehrs-
mengen getroffen werden, die eine gesicherte
Aussage Uber die Verkehrsbelastungen im
Knotenpunkt Brombeerweg/Kreisstralle 131 er-
lauben wirden. Daher ist der Einbau einer
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rung

Fortsetzung
Nds. Landesbehdorde fur
StraRenbau und Verkehr

im Einmindungsbereich des Brombeerweges
voraussichtlich  erheblich  steigernden  Ver-
kehrsaufkommens wird mit Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 68 C aus verkehrlichen Griin-
den der Einbau eines Unksabbiege5treifensgem.
RAS-K-1, Bild 16, Form 2 in die K 131 notwendig.

Fur den Abschluss einer erganzenden Vereinba-
rung zwischen der Gemeinde und dem Landkreis
Ammerland bitte ich um kurzfristige Ubersendung
der erforderlichen Planunterlagen. Die Kosten fir
die Malinahme sind gemal} der unter Bezug b)
genannten Vereinbarung von der Gemeinde zu
tragen, fur die planungsrechtliche Absicherung ist
ebenfalls die Gemeinde zustandig.

Linksabbiegespur in die Kreisstralle 131 nach
derzeitigem Erkenntnisstand nicht erforderlich.

Die Gemeinde wird vielmehr die Umsetzung des
Gewerbegebietes und die sich hieraus ergeben-
den zusatzlichen Verkehrsmengen abwarten.
Sollte sich dann aus verkehrlichen Grunden er-
geben, das im Zuge der KreisstralBe 131 die
Anlegung einer Linksabbiegespur oder andere
verkehrliche Malnahmen erforderlich werden,
wird die Gemeinde diese MalRRnahmen in Ab-
stimmung mit dem zusténdigen Stral3enbaulast-
trager umsetzen. Diese Vorgehensweise ent-
spricht der vertraglichen Vereinbarung zwischen
der Gemeinde und dem Landkreis Ammerland
als StralRenbaulasttrager zur Anbindung des
Bebauungsplangebietes Nr. 68 A an die Kreis-
straBe 131 (82 Erganzende Auflagen).

Im Ubrigen wird die Einschatzung der Gemeinde
auch vom Landkreis Ammerland - StralRenver-
kehrsamt geteilt. Mit Schreiben vom 09.06.2005
teilt das StraBenverkehrsamt mit, dass aus Sicht
des KreisstralRentragers sowie aus verkehrsbe-
hordlicher Sicht es nach nochmaliger Prifung
hingenommen werden kann, dass zum jetzigen
Verfahrensstand auf den Einbau eines Linksab-
biegestreifens in die K 131 verzichtet werden
kann. Dies gilt, nach Ansicht der Behdrde, ins-
besondere vor dem Hintergrund, dass zunéachst
die weitere Entwicklung der Gewerbegebietsan-
siedlungen sowie die damit einhergehenden
verkehrlichen Auswirkungen betrachtet werden
sollen. Fur den Fall einer sich abzeichnenden
notwendigen Anlegung ist die entsprechend der
Verwaltungsvereinbarung als FolgemalRnahme
zu sehen, fur die sdmtliche Kosten von der Ge-
meinde zu tragen sind.
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rung

Fortsetzung
Nds. Landesbehdrde fur
StraRenbau und Verkehr

2. Das Plangebiet grenzt an die A 293 und ragt in
deren Bauverbotszone gemal § 9 (1) FStrG hin-
ein. Gemal § 9 (1) FStrG dirfen in einer Entfer-
nung bis zu 40 m, gemessen vom aufl3eren Rand
der befestigten Fahrbahn, Hochbauten jeder Art
nicht errichtet werden. Gleiches gilt fir Abgrabun-
gen oder Aufschiittungen gréReren Umfangs so-
wie fur Werbeanlagen.

GemaR der vorliegenden Planung beabsichtigt die
Gemeinde, innerhalb der Bauverbotszone ein Re-
genrickhaltebecken (RRB) anzulegen. Fir die
Festsetzung des Regenrickhaltebeckens inner-
halb der Bauverbotszone ist die Zulassung einer
Ausnahme vom Bauverbot gem. § 9 (8) FStrG
erforderlich.

Der Nds. Landesbehdrde fur StralRenbau und
Verkehr - Geschéftsbereich Oldenburg -liegen
mittlerweile Plane des RRB vor (Bezug c), die al-
lerdings nicht maf3stabsgerecht und daher fir eine
detaillierte Uberpriifung der Planung nicht geeig-
net sind.

Die Loyer Béke, deren Unterhaltung nur von der
Sidseite aus (vom Bebauungsplangebiet) erfol-
gen kann, wird nicht von der StraRenbauverwal-
tung unterhalten. Die Unterhaltung der Loyer Béke
darf durch die geplante Anlage des RRB nicht be-
eintrachtigt werden. Mit dem zustandigen Unter-
haltungsverband ist daher einvernehmlich abzu-
stimmen, ob der vorgesehene 4 m breite Unter-
haltungsstreifen zwischen Loyer Bédke und RRB
ausreichend ist, bzw. ob und in welcher Breite ein
Unterhaltungsstreifen im Bebauungsplan festzu-
setzen ist.

Das Abstimmungsergebnis ist mir als Grundlage

Der Hinweis wird bertcksichtigt. Die Nds. Lan-
desbehorde fur StralBenbau und Verkehr - Ge-
schéftsbereich Oldenburg wird zur Uberpriifung
der Planung mafR3stabsgerechte Plane erhalten.

Zwischen dem Unterhaltungsverband und der
Gemeinde Rastede wird eine Vereinbarung ge-
troffen. Hier wird u.a. die Breite des Unterhal-
tungsstreifen zwischen Loyer Bake und RRB ge-
regelt.
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fur die Zulassung einer Ausnahme vom Bauverbot
Fortsetzung gern, 8 9 (8) FStrG schriftlich mitzuteilen.
Nds. Landesbehorde fir . . _ . .
StraRenbau und Verkehr Ich p!tte um sc_hrn‘thche Benachrichtigung tber die
Abwagung meiner vorgetragenen Bedenken und
Hinweise vor Verdéffentlichung des Bebauungspla-
nes.
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Nach Abschluss des Verfahrens werden der
Bezug auf Ziffer 38,2 der Verwaltungsvorschriften Nds. Landesbehdrde fir StralRenbau und Ver-
zum BauGB um Ubersendung von zwei Ablich- kehr — Aul3enstelle Oldenburg — zwei Abschrif-
tungen der gultigen Bauleitplanung einschlief3lich ten des Bebauungsplanes einschlie3lich Be-
Begrindung. grindung zugesendet
2 Oldenburgische Industrie- 31.05.2005 |Nach Durchsicht der uns zugesandten Unterlagen Nein
und Handelskammer teilen wir Ihnen mit, dass aus Sicht der gewerblichen
26015 Oldenburg Wirtschaft gegen das Planungsvorhaben keine Be-
denken bestehen.
4 Polizeikommissariat 13.05.2005 |Aus verkehrlicher Sicht werden keine Anregungen
Westerstede oder Bedenken vorgebracht.
Wilhelm-Geiler-StralRe 12
26655 Westerstede Nein
5 Staatliches Gewerbeauf- 17.05.2005 |Seitens des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes Ol- Nein
sichtsamt Oldenburg denburg werden aus immissionsschutzrechtlicher
RosenstralRe 13b Sicht keine Einwande erhoben. Anregungen und
26122 Oldenburg Hinweise sind ebenfalls nicht vorzubringen.
Wir bitten nach Rechtskraft um Ubersendung einer
Ausfertigung der Planunterlagen.
6 oowv 09.05.2005 |In unserem Schreiben vom 08.03.2005 - Tla- Nein

Postfach 1363
26913 Brake

225/05/Go- haben wir bereits eine Stellungnahme
zum oben genannten Vorhaben abgegeben.

Bedenken und Anregungen werden daher, soweit
unsere damaligen Hinweise beachtet werden, nicht
mehr vorgetragen.
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Fortsetzung
oowv

Stellungnahme vom 08.03.2005

Durch das Bebauungsgebiet flihrt eine Versorgungs-
leitung DN 200. Diese darf weder durch Hochbauten
noch durch eine geschlossene Fahrbahndecke tiber-
baut werden.

Bei der Erstellung von Bauwerken sind gemalR DVGW
Arbeitsblatt W 403 Sicherheitsabstande zu den Ver-
sorgungsleitungen einzuhalten. Auf3erdem weisen wir
darauf hin, dass die Versorgungsleitungen gemafi
DIN 1998 Punkt 5 nicht mit Baumen uberpflanzt wer-
den durfen.

Um Beachtung der DIN 1998 Punkt 5 sowie des
DVGW Arbeitsblattes W 403 wird gebeten.

Das ausgewiesene Plangebiet muss durch die bereits
vorhandene Versorgungsleitung als teilweise er-
schlossen angesehen werden. Wann und in welchem
Umfang diese Erweiterung durchgefiihrt wird, miissen
die Gemeinde Rastede und der OOWYV rechtzeitig vor
Ausschreibung der ErschlieBungsarbeiten gemeinsam
festlegen.

Da es sich bei dem vorgenannten Bebauungsgebiet
um ein Gewerbegebiet handelt, kann eine Erweite-
rung auf der Grundlage der AVB Wasser V und unter
Anwendung der 8 5 der Allgemeinen Preisregelungen
des OOWV durchgefiihrt werden.

Eventuelle Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten kén-
nen nur zu Lasten des Veranlassers oder nach den
Kostenregelungen bestehender Vertrage durchgefihrt
werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass fur die ordnungs-
geméale Unterbringung der Versorgungsleitungen
innerhalb der offentlichen Verkehrsflachen um Bau

Wie bereits in der Begrindung dargelegt, wird die
durch das Plangebiet verlaufende Wasserleitung
des OOWYV in Abstimmung mit diesem verlegt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Im Zuge der nachfolgenden Ingenieurplanung fiir die
ErschlieBungsanlagen werden die erforderlichen
Erweiterungsmaflnahmen fur die Leitungen in Ab-
stimmung mit dem Versorgungstrager vorgenom-
men.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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Fortsetzung
oowv

gebiet ein durchgehender seitlicher Versorgungs-
streifen angeordnet werden sollte. Dieser darf wegen
erforderlicher Wartungs-, Unterhaltungs- und Erneue-
rungsarbeiten weder bepflanzt noch mit anderen Hin-
dernissen versehen werden.

Um das Wiederaufnehmen der Pflasterung bei der
Herstellung von Hausanschlissen zu vermeiden,
sollte der Freiraum fur die Versorgungsleitungen erst
nach Bebauung des Gebietes endgiiltig gepflastert
werden. Sollten durch Nichtbeachtung der vorstehen-
den Ausfihrungen Behinderungen bei der Erschlie-
Bung des Baugebietes eintreten, lehnen wir fir alle
hieraus entstehenden Folgeschdden und Verzdge-
rungen jegliche Verantwortung ab.

Im Interesse des der Gemeinde Rastede obliegenden
Brandschutzes kdnnen im Zuge der geplanten Rohr-
verlegungsarbeiten  Unterflurhydranten  eingebaut
werden. Lieferung und Einbau der Feuerléscheinrich-
tungen regeln sich nach den bestehenden Vertragen.
Wir bitten, die von lhnen gewunschten Unterflurhyd-
ranten nach Rucksprache mit dem Brandverhitungs-
ingenieur in den genehmigten Bebauungsplan einzu-
tragen.

Sofern sichergestellt ist, dass die vorhandene Versor-
gungsleitung DN 200 umgelegt wird und die Versor-
gungsanlagen des OOWV weder freigelegt, tberbaut,
bepflanzt noch sonst in ihrer Funktion gestort werden,
haben wir gegen den oben genannten Antrag keine
Bedenken.

Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungslei-
tungen in dem anliegenden Planausschnitt ist unmalf3-
stéblich. Die genaue Lage der Leitungen gibt Ihnen
Dienststellenleiter Herr Kaper, Tel.: 04488/845211,
von unserer Betriebsstelle in Westerstede in der Ort

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Wie bereits dargelegt wird die Verlegung der Leitung
in Abstimmung mit dem OOWYV erfolgen. Damit ist
gewabhrleistet, dass die Belange des Versorgungs-
unternehmens ausreichend bertcksichtigt werden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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Abwégungsvorschlag

Ande-
rung

Fortsetzung
oowv

lichkeit an.

Nach endguiltiger Planfassung und Beschluss als Sat-
zung wird um eine Ausfertigung eines genehmigten
Bebauungsplanes gebeten.

Nach Abschluss des Verfahrens wird dem OOWV
der rechtskraftige Plan nebst Begriindung zugesen-
det.

PLEdoc GmbH
Postfach 10 29 39
45029 Essen

02.05.2005

Wie danken lhnen fiir Thre Benachrichtigung und teilen
Ihnen mit, dass die oben genannten MaRnahmen die
Versorgungsanlagen der nachstehenden aufgeftihrten
Eigentiimer bzw. Betreiber nicht berihren.

E.ON Ruhrgas AG, Essen

E.ON Ruhrgas Transport AG & CO. KG, Essen
Ferngas Nordbayern GmbH (FGN), Nirnberg
GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deut-
scher Gasversorgungsunternehmen mbH & CO. KG,
Straelen

Gaswerk Phillippsburg GmbH, Essen

KGN Kommunalgas Nordbayern GmbH, Bamberg
Interoute, i-21 Germany GmbH, Frankfurt am Main
Megal GmbH, Mittel-Europaische Gasleitungsgesell-
schaft, Essen

Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft
mbH & CO. KG (NETG), Haan

Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Es-
sen

Sollte der Geltungsbereich bzw. das Projekt erweitert

oder verlagert werden, oder sollte der Arbeitsraum die
dargestellten Projektgrenzen wesentlich Giberschreiten
so bitten wir, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen.

Landkreis Ammerland
Amt fur Kreisentwicklung
Ammerlandallee 12
26655 Westerstede

03.06.2005

Die zur Zeit erkennbare Abwagung der Gemeinde zur

Frage eines Linksabbiegestreifens auf der K 131
scheint nicht in Ordnung zu sein, da nicht auf die zu
erwartenden zusatzlichen Verkehrsmengen aus dem

Die Gemeinde bleibt bei ihrer Abwagung zum gefor-
derten Einbau einer Linksabbiegespur in die K 131.
Aktuell werden Uber den Brombeerweg die gewerb-
lichen Betriebe im Geltungsbereich des Bebauungs

Ja
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Abwagungstabelle zur Beteiligung der Trager offentlicher Belange gemaf § 4 (2) BauGB und der 6ffentlichen Auslegung geménR 8 3 (2) BauGB

Nr. | Trager offentlicher Belange | Datum Anregungen Abwégungsvorschlag Ande-
rung

Fortsetzung
Landkreis Ammerland

Gewerbegebiet abzustellen ist, sondern auf die Prob-
leme auf meiner KreisstraBe, z. B. durch Rickstau
Richtung Norden bei schon sehr wenigen Linksabbie-
gern in den Brombeerweg.

planes Nr. 68 A und der Gewerbebetrieb Frohlich
(vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1) er-
schlossen. Die Gewerbeflachen des Bebauungspla-
nes Nr. 68 A sind dabei bis auf eine kleinere Rest-
flache vollstandig belegt. Weiterhin wird der Verkehr
der noérdlich gelegenen Tannenkrugstral3e Uber den
Brombeerweg zur Kreisstral3e 131 abgewickelt.

Im Ablauf der Verkehrsbeziehungen im Knotenpunkt
Brombeerweg/Kreisstralle 131 sind nach bisherigen
Erkenntnissen der Gemeinde keine Konflikte aufge-
treten, d.h. die derzeitige Knotenpunktsituation ist
ausreichend bemessen die anfallenden Verkehre
abzuwickeln.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 68 C
wird ein weiteres Gewerbegebiet an den Brombeer-
weg angeschlossen. Hierdurch ist mit einer Zunah-
me des Verkehrs im Knotenpunkt zu rechnen. Die
Gemeinde kann jedoch aktuell noch keine Prognose
Uber die zu erwartenden zusétzlichen Verkehrsmen-
gen treffen, da die Anzahl und die Struktur der an-
zusiedelnden Betriebe nicht bekannt ist. Insofern
kann auch keine Prognose Uber die zusétzlichen
Verkehrsmengen getroffen werden, die eine gesi-
cherte Aussage uber die Verkehrsbelastungen im
Knotenpunkt Brombeerweg/Kreisstralle 131 erlau-
ben wirden. Daher ist der Einbau einer Linksabbie-
gespur in die Kreisstral3e 131 nach derzeitigem Er-
kenntnisstand nicht erforderlich.

Die Gemeinde wird vielmehr die Umsetzung des
Gewerbegebietes und die sich hieraus ergebenden
zusatzlichen Verkehrsmengen abwarten. Sollte sich
dann aus verkehrlichen Griinden ergeben, das im
Zuge der KreisstraRe 131 die Anlegung einer Links-
abbiegespur oder andere verkehrliche MaRnahmen
erforderlich werden, wird die Gemeinde diese Mal}
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Abwagungstabelle zur Beteiligung der Trager offentlicher Belange gemaf § 4 (2) BauGB und der 6ffentlichen Auslegung geménR 8 3 (2) BauGB

Nr.

Tréager o6ffentlicher Belange

Datum

Anregungen Abwégungsvorschlag

Ande-
rung

Fortsetzung
Landkreis Ammerland

Meine Untere Naturschutzbehérde weist darauf hin,
dass die beeintrachtigten Werte und Funktionen der
Wallhecken (Schutzobjekte gemafld § 33 Niederséch-
sisches Naturschutzgesetz) durch Neuanlage von
Wallhecken oder wallheckenférdernden Mal3hahmen
auszugleichen sind. Die fehlenden 180 m Wallhecke
kénnen daher nicht im Flachenpool der Gemeinde

nahmen in Abstimmung mit dem zusténdigen Stra-
Renbaulasttrager umsetzen. Diese Vorgehensweise
entspricht der vertraglichen Vereinbarung zwischen
der Gemeinde und dem Landkreis Ammerland als
Stral3enbaulasttrager zur Anbindung des Bebau-
ungsplangebietes Nr. 68 A an die Kreisstralle 131
(82 Erganzende Auflagen).

Im Ubrigen wird die Einschatzung der Gemeinde
auch vom Landkreis Ammerland - Stral3enver-
kehrsamt geteilt. Mit Schreiben vom 09.06.2005 teilt
das StralRenverkehrsamt mit, dass aus Sicht des
Kreisstrallentragers sowie aus verkehrsbehdrdlicher
Sicht es nach nochmaliger Prifung hingenommen
werden kann, dass zum jetzigen Verfahrensstand
auf den Einbau eines Linksabbiegestreifens in die
K 131 verzichtet werden kann. Dies gilt, nach An-
sicht der Behorde, insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass zunachst die weitere Entwicklung der
Gewerbegebietsansiedlungen sowie die damit ein-
hergehenden verkehrlichen Auswirkungen betrach-
tet werden sollen. Fiur den Fall einer sich abzeich-
nenden notwendigen Anlegung ist die entsprechend
der Verwaltungsvereinbarung als FolgemalRhahme
zu sehen, fur die sdmtliche Kosten von der Gemein-
de zu tragen sind.

Hierflr leistet die Gemeinde Rastede den Ausgleich
durch die Sanierung der nérdlichen Wallhecke und
die Neuanlage von Wallhecken aufRerhalb des Gel-
tungsbereichs.
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Abwagungstabelle zur Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange gemaf § 4 (2) BauGB und der 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 (2) BauGB
Nr. | Trager offentlicher Belange | Datum Anregungen Abwégungsvorschlag Ande-
rung
Fortsetzun nachgewiesen werden. Ich bitte, die Forderung mei-
Landkreis gmmerland ner Unteren Naturschutzbehérde in die Abwagung
einzubeziehen. Die Anregung wird beriicksichtigt.
Ich bitte, den Begriff Schirmwert in der textlichen gjfr rﬁﬁg'r?gertisna?‘?tésnt 22ﬁa|rzgi%{§ézr:ih i'ﬁ
Festsetzung § 7 zu erlautern und einen Hinweis zur derg Wert des glachenschallleistu% gs coels an gen
BauNVO 1990 in die Planzeichnung aufzunehmen. maRaebenden Aufounkten  zu ergecphn%t werden
Meine Untere Wasserbehorde bittet um Vorlage des kanng Die textliche Fléestsetzun gwird entsprechend
Entwasserungskonzeptes. " . 9 P
redaktionell ergénzt.
Der Hinweis zur BauNVO 1990 wird in den Bebau-
ungsplan aufgenommen.
Der unteren Wasserbehdrde wurde das Oberfla-
chenentwéasserungskonzept bereits im April zur
Verfigung gestellt.
10 |Deutsche Telekom T-Com | 23.05.2005 |Fir den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikati- | Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Die | Nein

26119 Oldenburg

onsnetzes sowie zur Koordinierung mit dem Strafl3en-
bau und den Baumal3hahmen der anderen Leitungs-
trager ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der
ErschlieBungsmalinahmen im Planbereich der

T-Com

Technikniederlassung Nordwest

PTI 11 Old

26119 Oldenburg
so frith wie méglich vor Baubeginn angezeigt werden.

weitere Ausbauplanung erfolgt in Abstimmung mit
allen beteiligten Versorgungsbetrieben.




(E ASTED E Gemeinde Rastede
= Der Biirgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2005/111
freilgegeben am 18.05.2005

GB 3 Datum: 08.06.2005
Sachbearbeiter/in: Herr Zech, Guido

Bebauungsplan Nr. 57 - Wahnbek - Wapelstralle

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

o] 20.06.2005 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 21.06.2005 Verwaltungsausschuss

@) 05.07.2005 Rat

Beschlussvorschlag:

1. Dieim Rahmen der ¢ffentlichen Auslegung gemal3 8 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)
sowie der Beteiligung der Trager offentlicher Belange gem. 8 4 Abs. 2 BauGB eingegan-
genen Stellungnahmen werden auf der Grundlage dieser Beschlussvorlage sowie der Sit-
zung des Ausschusses fir Bau, Planung, Umwelt und Stral3en vom 20.06.2005 beriick-
sichtigt.

2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwéagung wird bestétigt.
3. DieAufstellung des Bebauungsplanes 57 — Wahnbek — Wapel strale als Satzung nebst

Begriindung wird beschlossen.

Sach- und Rechtslage:

Der Verwaltungsausschuss hatte in seiner Sitzung vom 19.04.2005 (V orlage 2005/075) be-
schlossen, die 6ffentliche Auslegung und Benachrichtigung der Behérden uns sonstigen Tra-
ger offentlicher Belange durchzuftihren. Diese fanden in der Zeit vom 03.05. bis 03.06.2005
statt. Wesentliche Anregungen oder Bedenken wurden nicht vorgebracht.

Verwaltungsseitig wird nunmehr vorgeschlagen, die abschlief3ende Abwagung zu treffen und
den Satzungsbeschluss zu fassen.

Nahere Erlauterungen werden hierzu in der Sitzung des Ausschusses fur Bau, Planung, Um-
welt und Straf3en durch das Planungsbiro NWP bzw. die Verwaltung gegeben.




Ubersicht Ulber den Verfahrensstand:

Grundsatzbeschluss/ | Friihzeitige Birger-/ | Offentliche Auslegung/ Satzungs-
Aufstellungsbeschluss | Tragerbeteiligung Tragerbeteiligung beschluss
X X X 05.07.2005

Finanzielle Auswirkungen:

Keine.

Anlagen:

Planzeichnung
Planzei chenerkldrung

AOODNPRE

Abwagungsvorschlag

Textliche Festsetzungen
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Anlage 2 zu Vorlage 2005/111

PLANZEICHENERKLARUNG

1. Art der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet

2. MaR der baulichen Nutzung

0.4 Grundflachenzahl

| Zahl der Vollgeschosse als Hochstma

FH=9,5m Héhe baulicher Anlagen als Héchstmalk

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

a abweichende Bauweise (siehe textl. Festsetzung Nr. 2)

==—u—=—=  Baugrenze

Uberbaubare Flache
nicht Giberbaubare Flache

15. Sonstige Planzeichen

GFL mit Geh-, Fahr-, und Leitungsrechten zu belastende Fléchen zu Gunsten der Anlieger
— — — und der Ver- und Entsorgungsunternehmen

b Umgrenzung von Flachen fir Nutzungsbeschrankungen oder fir Vorkehrungen zum Schutz
) 4 gegen schadliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes- Immissionsschutzgesetzes
. N
LPB Il Larmpegelbereich

=:= Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

H:\Session\Anlagen Beschlussvorlagen\Anlagen 2005\2005-111-Anlage2-Planzeichenerkl&rung.doc



Anlage 3 zu Vorlage 2005/111

Textliche Festsetzungen

Die Uberschreitung der festgesetzten Grundflachenzahl gemaR § 19 [4] BauNVO ist im all-
gemeinen Wohngebiet (WA) um bis zu 25% zulassig.

Im allgemeinen Wohngebiet gilt gemaR § 22 [2] BauNVO die abweichende Bauweise. Es sind
Gebaudeldngen bis maximal 25 m zuldssig. Die Abstande der baulichen Anlagen untereinan-
der regeln sich entsprechend der offenen Bauweise. Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind
nur Doppel- und Einzelhduser zulassig.

In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind gemaR § 9 [1] Nr. 6 BauGB je angefangene 350
gm Baugrundstiick eine Wohneinheit zuldssig.

Gemal § 16 [2] BauNVO wird bestimmt, dal’ die Gebaudehdhe in den festgesetzten Allge-
meinen Wohngebieten (WA) maximal 9,50 m betragen darf. Bezugspunkte sind die Ober-
kante des Gebaudes und die der ErschlieBung des Grundsticks dienende angrezende 6f-
fentliche StralRenverkehrsflache (Wapelstral3e), gemessen in der Fahrbahnmitte.

In den Wohn- und Aufenthaltsrdumen sind in dem im Planteil gekennzeichneten Bereich die
folgenden erforderlichen resultierenden Schalldamm-MaRe (erf. R'w,res) durch die Aul3en-
bauteile (Wandanteil, Fenster, Liftung, Décher etc.) einzuhalten:

Larmpegelbereich 111 erf. R"y res = 35 dB fir Aufenthaltsrdume von Wohnungen
erf. R yres = 30 dB fUr Bro- und Sozialrdume

Schutzbedirftige Raume sollten auf der zur Gerauschquelle abgewandten Seite des Wohn-
hauses — hier auf der Ostseite — angeordnet werden, um die Eigenabschirmung von Gebé&u-
den auzunutzen.

In den Bereichen mit einem Beurteilungspegel von > 45 dB(A) nachts sind fir Schlafraume
schallgeddammte Luftungseinrichtungen vorzusehen, die eine ausreichende Beliftung der
R&aume gewahrleisten. Es ist dabei das erforderliche bewertete Schalldamm-Mal3 der ge-
samten AulBenbauteile zu beachten. Alternativ hierzu kdnnen Fenster von Schlafriumen an
den vollstandig larmabgewandten Fassadenseiten angeordnet werden.

Aufenthaltsbereiche im Freien, wie z. B. Terrassen und Balkone sind mdglichst im Schall-
schatten der Geb&ude bzw. von Nebengebauden zu errichten, um die Schallwirkung dieser
Gebadude zu nutzen. Alternativ kbnnen diese Bereich durch spezielle MalRnahmen (z. B.
durch Errichtung einer Larmschutzwand) geschutzt werden. Die Wirksamkeit dieser Mal-
nahmen ist im Einzelfall zu priufen.

Auf den nicht Uberbaubaren Grundsticksflachen zwischen der Baugrenze und der angren-
zenden Wapelstral3e sind Garagen und Uberdachte Stellplatze (Carports) gemaf § 12 BauN-
VO sowie Nebenanlagen in Form von Gebduden gemafR § 14 BauNVO nicht zulassig.

Hinwelse

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder friilhgeschichtliche Bodenfunde (das kén-
nen u.a. sein: TongefaRscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffallige Boden-
verfarbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind
diese gemal § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und missen
dem Niedersachsischen Landesamt fir Denkmalpflege — Stiitzpunkt Oldenburg, Ofener Stral3e 15,
26121 Oldenburg —oder der Unteren Denkmalschutzbehdrde unverziglich gemeldet werden. Mel-
depflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fund-
stellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige un-
veréndert zu lassen, bzw. fir ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbe-
horde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.



2. Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstandorte zutage
treten, so ist unverzuglich die Untere Abfallbehdrde zu benachrichtigen.

3. Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplanen der zustdndigen Versorgungsunter-
nehmen zu entnehmen.

4. Von den nahe des Plangebietes verlaufenden klassifizierten Stral3en A 29, A 293, K 131 und K 144
gehen Emissionen aus. Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass fir die neu geplanten Nutzun-
gen gegenuber den Tragern der StralR3enbaulast keine Anspriche hinsichtlich Immissionsschutz
geltend gemacht werden kénnen.
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Anlage 4 zu Vorlage 2005/111

Abwagungstabelle zur Beteiligung der Trager offentlicher Belange gemaf § 4 (2) BauGB und der 6ffentlichen Auslegung geméanR 8 3 (2) BauGB

Postfach 10 29 39
45029 Essen

Ihnen mit, dass die oben genannten MalRRnahmen die
Versorgungsanlagen der nachstehenden aufgeftihrten
Eigentiimer bzw. Betreiber nicht berihren.

E.ON Ruhrgas AG, Essen

E.ON Ruhrgas Transport AG & CO. KG, Essen
Ferngas Nordbayern GmbH (FGN), Nirnberg
GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deut-
scher Gasversorgungsunternehmen mbH & CO. KG,
Straelen

Gaswerk Phillippsburg GmbH, Essen

KGN Kommunalgas Nordbayern GmbH, Bamberg
Interoute, i-21 Germany GmbH, Frankfurt am Main
Megal GmbH, Mittel-Europaische Gasleitungsgesell-
schaft, Essen

Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft
mbH & CO. KG (NETG), Haan

Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Es-
sen

Sollte der Geltungsbereich bzw. das Projekt erweitert

oder verlagert werden, oder sollte der Arbeitsraum die
dargestellten Projektgrenzen wesentlich Uiberschreiten
so bitten wir, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen.

Nr. | Trager offentlicher Belange | Datum Anregungen Abwagungsvorschlag Ande-
rung
1 Nds. Landesbehdrde fur 04.05.2005 | Gegen die geplanten Festsetzungen des Bebauungs- Nein
Stral3enbau und Verkehr — planes Nr. 57 bestehen seitens der Nds. Landesbe-
AuRenstelle Oldenburg - horde fur StralRenbau und Verkehr — AuRenstelle OI-
Postfach 2443 denburg - keine Bedenken.
26014 Oldenburg Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug | Nach Abschluss des Verfahrens werden der Nds.
auf Ziffer 38.2 der Verwaltungsvorschriften zum | Landesbehorde flr Straenbau und Verkehr — Au-
BauGB um Ubersendung von zwei Ablichtungen der | Renstelle Oldenburg — zwei Abschriften des Bebau-
glltigen Bauleitplanung einschlie3lich Begrindung. ungsplanes einschlie3lich Begriindung zugesendet
2 PLEdoc GmbH 02.05.2005 | Wie danken lhnen fiir Thre Benachrichtigung und teilen Nein
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Abwagungstabelle zur Beteiligung der Trager offentlicher Belange gemaf § 4 (2) BauGB und der 6ffentlichen Auslegung geméanR 8 3 (2) BauGB

Nr. | Trager offentlicher Belange | Datum Anregungen Abwagungsvorschlag Ande-
rung
3 Polizeikommissariat 13.05.2005 |Aus verkehrlicher Sicht werden keine Anregungen
Westerstede oder Bedenken vorgebracht.
Wilhelm-Geiler-StralRe 12
26655 Westerstede Nein
4 Staatliches Gewerbeauf- 17.05.2005 |Seitens des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes Ol- Nein
sichtsamt Oldenburg denburg werden aus immissionsschutzrechtlicher
RosenstraRe 13b Sicht keine Einwénde erhoben. Anregungen und Hin-
26122 Oldenburg weise sind ebenfalls nicht vorzubringen.
Wir bitten nach Rechtskraft um Ubersendung einer | Nach Abschluss des Verfahrens werden dem Ge-
Ausfertigung der Planunterlagen. werbeaufsichtsamt die Planunterlagen zugesendet.
5 Oldenburgische Industrie- 31.05.2005 |Nach Durchsicht der uns zugesandten Unterlagen Nein
und Handelskammer teilen wir Ihnen mit, dass aus Sicht der gewerblichen
26015 Oldenburg Wirtschaft gegen das Planungsvorhaben keine Be-
denken bestehen.
6 oowv 09.05.2005 |In wunserem Schreiben vom 08.03.2005 - Tla- Nein

Postfach 1363
26913 Brake

Fortsetzung

225/05/Go- haben wir bereits eine Stellungnahme
zum oben genannten Vorhaben abgegeben.

Bedenken und Anregungen werden daher, soweit
unsere damaligen Hinweise beachtet werden, nicht
mehr vorgetragen.

Stellungnahme vom 08.03.2005

Wir nehmen zu dem obengenannten Vorhaben wie
folgt Stellung:

Das Gebiet ist voll erschlossen. Die vorhandenen
Versorgungsleitungen dirfen nicht durch geschlosse-
ne Fahrbahndecken, ausgenommen an den Kreu-
zungsstellen, Uberbaut werden.

Bei der Erstellung von Bauwerken sind Sicherheitsab-
stdnde zu den Versorgungsleitungen einzuhalten.
Ausserdem weisen wir darauf hin, dass wegen der
erforderlichen Wartungs-, Unterhaltungs- und Erneue-
rungsarbeiten Versorgungsleitungen weder {ber

Die angesprochenen Leitungen befinden sich aus-
serhalb des Geltungsbereiches, innerhalb der o6f-
fentlichen Verkehrsflache. Es besteht keine Bezug
zu den Festsetzungen des Bebauungsplanes.

Im Zuge der nachfolgenden Ingenieurplanung fiir die
ErschlieBungsanlagen werden die erforderlichen
ErweiterungsmalRnahmen fiir die Leitungen in Ab-
stimmung mit dem Versorgungstrdger vorgenom-
men.
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Abwagungstabelle zur Beteiligung der Trager offentlicher Belange gemaf § 4 (2) BauGB und der 6ffentlichen Auslegung geméanR 8 3 (2) BauGB

Nr.

Tréager o6ffentlicher Belange

Datum

Anregungen

Abwagungsvorschlag

Ande-
rung

oowv

pflanzt noch mit anderen Hindernissen Uberbaut wer-
den dirfen. Um Beachtung der DIN 1998 Punkt 5
sowie des DVGW Arbeitsblattes W 403 wird gebeten.

Sofern sichergestellt ist, das durch die geplante Ande-
rung die Versorgungsanlagen des OOWV weder frei-
gelegt, Uberbaut, bepflanzt noch sonst in ihrer Funkti-
on gestért werden, haben wir gegen den oben ge-
nannten Antrag keine Bedenken.

Eventuelle Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten kon-
nen nur zu Lasten des Veranlassers oder nach den
Kostenregelungen bestehender Vertrage durchgefihrt
werden.

Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungslei-
tungen in dem anliegenden Planausschnitt ist unmaf3-
stablich. Die genaue Lage der Leitungen gibt Ihnen
Dienststellenleiter Herr Kaper, Tel.: 04488/845211,
von unserer Betriebsstelle in Westerstede in der Ort-
lichkeit an.

Nach endgiiltiger Planfassung und Beschluss als Sat-
zung wird um eine Ausfertigung eines genehmigten
Bebauungsplanes gebeten.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Nach Abschluss des Verfahrens wird dem OOWV
der rechtskraftige Plan nebst Begriindung zugesen-
det.

Landkreis Ammerland
Amt fur Kreisentwicklung
Ammerlandallee 12
26655 Westerstede

03.06.2005

Ich habe keine Bedenken gegen die o. g. Planung.

Ich bitte aber, Ziffer 8.3 der Begriindung entsprechend
dem Abwagungsvorschlag zu den Kompensations-
malinahmen (265 m?2) zu andern und auf der Plan-
zeichnung einen Hinweis auf die BauNVO 1990 auf-
zunehmen.

Die Anregung wird bertcksichtigt.

Ja

Landwirtschaftskammer
Weser-Ems

Postfach 1343

26643 Westerstede

30.05.2005

Aus landwirtschaftlicher Sicht werden keine Bedenken
gegen die 0.g. Planung vorgebracht.

Der Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpri-
fung wird aus landwirtschaftlicher Sicht als ausrei-
chend angesehen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Nein




(E ASTED E Gemeinde Rastede
- Der Biirgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2005/113
freigegeben am 18.05.2005

GB 3 Datum: 16.06.2005
Sachbearbeiter/in: Herr Zech, Guido

Bebauungsplan 63 E - Wahnbek - Hohe Brink

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

o) 20.06.2005 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 21.06.2005 Verwaltungsausschuss

o) 05.07.2005 Rat

Beschlussvorschlag:

1. Dieim Rahmen der &ffentlichen Auslegung geméaR § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
sowie der Beteiligung der Trager offentlicher Belange gem. 8 4 Abs. 1 BauGB eingegan-
genen Anregungen werden auf der Grundlage dieser Beschlussvorlage, sowie der Sitzung
des Ausschusses fur Bau, Planung, Umwelt und Straf3en vom 20.06.2005 berticksichtigt.

2. Dieim Rahmen der erneuten 6ffentlichen gemai3 8 3 Abs. 3 BauGB sowie der erneuten
Beteiligung der Tréger offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 4i.V.m. § 13 Nr. 3 BauGB
eingegangenen Anregungen werden auf der Grundlage dieser Beschlussvorlage, sowie der
Sitzung des Ausschusses fir Bau, Planung, Umwelt und Stral3en vom 20.06.2005 beriick-
sichtigt

3. Die bisherige Beschlussfassung und Abwéagung wird bestétigt.

4. Eine Umweltvertraglichkeitsprifung war nicht vorzunehmen.

5. DieAufstellung des Bebauungsplanes 63 — Wahnbek — Hohe Brink als Satzung mit ortli-
chen Bauvorschriften nebst Begriindung wird beschlossen.

Sach- und Rechtslage:

Gemal3 Beschluss des Verwal tungsausschusses vom 14.12.2004 (V orlage 2004/305 B) ist die
offentliche Auslegung in der Zeit vom 28.12.2004 bis 28.01.2005 durchgefthrt worden. Au-
Rerdem hat auch die Beteiligung der Tréger 6ffentlicher Belange (TOB) stattgefunden.

Die im Rahmen dieser Beteiligung eingegangenen Anregungen und Bedenken fihrten zu
Vorbehalten des Landkreises gegeniiber der beabsichtigten Abwéagung durch die Gemeinde.
Insbesondere die Larm- und Geruchsproblematik im Zusammenhang mit dem landwirtschaft-
lichen Betrieb Hoting, Hohe Brink 50, mussten zu einer Plananderung fuhren.




Der Verwaltungsausschuss hatte daher in seiner Sitzung vom 19.04.2005 (V orlage 2005/089)
beschlossen, die erneute offentliche Auslegung und die Benachrichtigung der Tréger offentli-
cher Belange fur die Dauer von zwel Wochen durchzufihren. Diese fanden in der Zeit vom
10.05. bis 24.05.2005 statt. Daneben wurde im V erwal tungsausschuss am 7.6.2005 tber den
Inhalt des mittlerweile zwischen der Gemeinde und dem landwirtschaftlichen Betrieb Hoting
abgeschlossenen Stadtebaulichen Vertrages berichtet, der nunmehr auch Teil der gemeindli-
chen Abwéagung werden soll. Die rechtlichen Voraussetzungen fir die abschlief3ende Abwéa

gung uber die eingegangenen Stellungnahmen liegen somit vor.

Weitere wesentliche Anregungen oder Bedenken wurden nicht vorgebracht. Insbesondere
konnten durch den stadtebaulichen Vertrag die Bedenken der Landwirtschaftskammer, des

L andkreises beziiglich der an den landwirtschaftlichen Betrieb heranriickenden Wohnbebau-
ung gegeniber der ersten Auslegung ausgeraumt werden. Regelungsgehalt des Vertragesist
die Verlagerung von Larmquellen auf dem Betriebsgel &nde und die Unterbrechung der Sicht-
beziehung zwischen Hof und Wohnbebauung durch einen seitens der Gemeinde zu errichteten

Larmschutzwall.

Verwaltungsseitig wird nunmehr vorgeschlagen, die abschlief3ende Abwagung zu treffen, um
den Satzungsbeschluss zu fassen.

Nahere Erlauterungen werden hierzu in der Sitzung des Ausschusses fur Bau, Planung, Um-
welt und Stral3en durch das Planungsbiro NWP bzw. die Verwaltung gegeben.

Ubersicht iber den Verfahrensstand:

Grundsatzbeschluss/ | Friihzeitige Birger-/ | Offentliche Auslegung/ | Erneute éffentliche Ausle- | Satzungs-
Aufstellungsbeschluss | Tragerbeteiligung Trégerbeteiligung gung/ Tragerbeteiligung | beschluss
X X X April/Mai 05.07.2005

Finanzielle Auswirkungen:

Kene.

Anlagen:

Planzeichnung

pODNPE

Planzei chenerkldrung
Textliche Festsetzungen, 6rtliche Bauvorschriften und Hinweise
Abwagungsvorschlag der ersten und erneuten (zweiten) offentlichen Auslegung
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| PLANZEICHENERKLARUNG

b

Art der baulichen Nutzung

Allgemeine Wohngebiete

Mah der baulichen Nutzung

03

FH=8,5m

Grundflachenzahl

Zahl der Voligeschosse als Hochstmalh

Hthe baulicher Anlagen als Hochstmal

nur Einzel- und Doppelhauser zuldssig

Abweichende Bauweise

Baugrenze

uberbaubare Flache
nicht Uberbaubare Flache

| 6. Verkehrsflichen
Private Stralenverkehrsflache
E Offentiiche Stralenverkehrsfidche

Zweckbestimmung: Fulk- und Radweg

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Griinflichen
Offentliche Granflache

10, ‘Wasserflichen und Fléchen fiir die W. ft, den |
schutz und die g

“' =l Umgrenzung von Fléichen fur die irtschaft, den | und die

T Regelung des Wasserabflusses

RRB i g neg

13, Pl N M oder Flichen fir
Magnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft
Umgrenzung von Fléchen fir Malinahmen zum Schutz, zur Plege und zur Entwicklung
won Boden, Natur und Landschaft

| 15. Sonstige Planzeichen
L von Flachen fr oder filr zum Schutz
gegen sct im Sinne des Bundes- |
L der Flachen fir Anlagen und zum Schutz ver
schadlichen Umwelteinwirkungen Sinne des Bundes- Immissionsschulzgesetzes

LPB I Larmpegelbereich
H—H— L

-\ gungsieitung ( ichtliche Ub ) (siehe Hirweis Nr. 3)

~Te M~ Wallhecke (symbolisch)

i__ T michid Flachen mit

l__ | [(siehe textliche Festsetzung Nr. 6)

220N, Sichtdreieck

(L — -
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Anlage 3 zu Vorlage 2005/113

Textliche Festsetzungen

10.

In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind gemal3 8§ 9 [1] Nr. 6 BauGB bei Einzelhdusern je
angefangene 500 gm Baugrundstiick eine Wohneinheit und bei Doppelhausern je angefan-
gene 350 gm eine Wohneinheit zul&ssig.

Die Uberschreitung der festgesetzten Grundflachenzahl gemaR § 19 [4] BauNVO ist in den
allgemeinen Wohngebieten (WA) um bis zu 30% zul&ssig.

Auf den nicht iberbaubaren Grundstiucksflachen zwischen der Baugrenze und der innerhalb
des Geltungsbereiches festgesetzten dffentlichen und privaten Verkehrsflachen, mit Ausnah-
me der Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung, sind Garagen und tberdachte Stell-
platze (Carports) gemal3 8§ 12 BauNVO sowie Nebenanlagen in Form von Gebauden gemaf
§ 14 BauNVO nicht zulassig.

In den Baugebieten gilt gemaR § 22 [2] BauNVO die offene Bauweise. Abweichend wird fur
die Allgemeinen Wohngebiete festgesetzt, dal3 Gebdudeldngen bis maximal 20 m zulassig
sind. In den Allgemeinen Wohngebieten (WA) sind nur Doppel- und Einzelhauser zulassig.

Gemal § 16 [2] BauNVO wird bestimmt, daf3 die Gebaudehthe in den festgesetzten Allge-
meinen Wohngebieten (WA) maximal 9,50 m betragen darf. Bezugspunkte sind die Ober-
kante des Gebaudes und die der ErschlieBung des Grundstiicks dienende offentliche Stra-
Renverkehrsflache, gemessen in der Fahrbahnmitte.

Gemal § 9 [1] Nr. 20 BauGB sind zum Schutz der Wallhecken bauliche Anlagen im Sinne der
88 12 und 14 BauNVO, jegliche Versiegelungen, Materialablagerungen (auch Kompost), Auf-
und Abgrabungen sowie Auffillungen auf den Baugrundstiicken im Abstandsbereich von 7 m
in den gekennzeichneten Flachen unzulassig.

Im Bereich des in der Planzeichnung festgesetzten Bereiches ohne Ein- und Ausfahrten ist
die Anlage von Zu- und Ausfahrten sowie Zu- und Ausgangen von der Stral3e Hohe Brink in
das Allgemeine Wohngebiet gemaf § 9 (1) Nr. 11 BauGB nicht zul&ssig.

In den Wohn- und Aufenthaltsraumen sind in den im Planteil gekennzeichneten Bereichen die
folgenden erforderlichen resultierenden Schalldamm-MaRe (erf. R'w,res) durch die AuRen-
bauteile (Wandanteil, Fenster, Liftung, Décher etc.) einzuhalten:

Larmpegelbereich 111 erf. R"y res = 35 dB fir Aufenthaltsraume von Wohnungen
erf. R yres = 30 dB fUr Biro- und Sozialrdume

Larmpegelbereich 1V: erf. R"y res = 40 dB fir Aufenthaltsraume von Wohnungen
erf. R"y res = 35 dB fiir Blro- und Sozialrdume

Innerhalb der 6ffentlichen Grunflache ist ein den wasserwirtschaftlichen Anforderungen ent-
sprechendes Regenrlckhaltebecken anzulegen. Die nicht fir die Rickhaltung bendétigten
Flachen sind entsprechend den Vorgaben des wasserrechtlichen Verfahrens naturnah zu
gestalten. Innerhalb der Flache ist ein 3 m breiter Weg aus wassergebundenem Material zur
Unterhaltung der Anlage zulassig.

Auf der gemaR 8§ 9 [1] Nr. 20 BauGB festgesetzten Flache sind mindestens 25 hochstammige
Obstbaume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Der Pflanzabstand darf 6 m nicht unter-
schreiten. Als Pflanzqualitat sind Hochstamme mit einem Stammumfang von mindestens 10
cm zu verwenden. Abgange sind gleichwertig zu ersetzen.

Weiterhin ist die Flache mit einer standortgeméaRen, wildkrautreichen Wiesenmischung einzu-
saen. Die Flache ist zwei- bis dreimal jahrlich zu mahen, das Mahdgut ist von der Flache zu
entfernen. Alternativ ist eine Beweidung zulassig, sofern eine Schadigung der Gehdlze ver-
hindert wird.




Ortliche Bauvorschriften

Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der ortlichen Bauvorschriften ist identisch mit dem festgesetzten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 63 e der Gemeinde Rastede.

Dachform und Dachneigung

Die Gebaude sind mit symmetrisch geneigten Dachflachen mit einer Dachneigung von min-
destens 30° und hdchstens 50° zu errichten. Ausgenommen von dieser Vorschrift sind unter-
geordnete Gebdaudeteile im Sinne des 8 7b NBauO sowie Wintergarten, Garagen und Ne-
benanlagen im Sinne der 88 12 und 14 BauNVO. Dachgauben, Krippelwalme und Grasda-
cher haben einen Neigungswinkel von mindestens 20° aufzuweisen.

Dachaufbauten/Dachausbauten

Dachaufbauten/Dachgauben kdnnen in mehrere gleiche Einheiten aufgeteilt werden; ihre
Gesamtlange darf 50% der Trauflange nicht tberschreiten. Der Abstand zum seitlichen Dach-
rand muf3 mindestens 1,50 m betragen.

Oberirdische Freileitungen

Gemal § 56 Nr. 4 NBauO sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes oberirdische Frei-
leitungen (Niederspannungs- und Fernmeldeleitungen) nicht zuléssig.




Hinwelse

1)

2)

3)

4)

5)

6)

7

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder friihgeschichtliche Bodenfunde (das kén-
nen u.a. sein: TongefaRscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffallige Boden-
verfarbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind
diese gemal § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und missen
dem Niedersachsischen Landesamt fir Denkmalpflege — Stiitzpunkt Oldenburg, Ofener Stral3e 15,
26121 Oldenburg —oder der Unteren Denkmalschutzbehdrde gemeldet werden. Meldepflichtig ist
der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach §
14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unveréndert zu lassen,
bzw. fur ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehérde vorher die Fort-
setzung der Arbeit gestattet.

Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstandorte zutage
treten, so ist unverzuglich die Untere Abfallbehdrde zu benachrichtigen.

Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplanen der zustandigen Versorgungsunter-
nehmen zu entnehmen.

Die Wallhecken werden nachrichtlich Gbernommen. Wallhecken sind gemaR § 33 NNatG ge-
schitzt. Alle Handlungen, die das Wachstum der Bdume und Straucher beeintrachtigen, sind ver-
boten. Erlaubt sind Pflegemalinahmen der Eigentimer oder sonstiger Nutzungsberechtigter.

Die Flachen der im Bebauungsplan eingetragenen Sichtdreiecke dirfen in mehr als 80 cm Héhe
Uber den Oberkanten der angrenzenden Fahrbahnen in der Sicht nicht versperrt werden (8§ 9 (1)
BauGB/ § 31 (2) NStrG).

Die aufgrund ordnungsgemalier Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzfla-
chen ausgehenden Geruchsimmissionen werden als Vorbelastung anerkannt. Sie stellen eine typi-
sche Begleiterscheinung fir den landlichen Bereich dar und kénnen nicht als unzuldssige Stérung
angesehen werden.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 63 e werden die bisherigen auf die entsprechenden
Teilbereiche bezogenen Festsetzungen der Bebauungsplane Nr. 13 sowie Nr. 63 ¢ und d aufgeho-
ben.




Bebauungsplan Nr. 63 E ,Wahnbek — Hohe Brink* der Gemeinde Rastede

Anlage 4 zu Vorlage 2005/113

Abwagungstabelle zur ersten 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 (2) BauGB und zur zweiten 6ffentlichen Auslegung geman § 3 (3) BauGB

Nr. | Trager Datum Anregungen Abwégungsvorschlag Ande-
rung
Stellungnahmen der zweiten offentlichen Auslegung gemanR § 3 (3) BauGB
1 Nds. Landesbehorde fur 17.05.2005 | Gegen die geplanten Festsetzungen des Bebauungs- | Der Hinweis wird bertcksichtigt. Nein
StraBenbau und Verkehr — planes Nr. 63 E bestehen weiterhin keine Bedenken.
Aulenstelle Oldenburg - o
Postfach 2443 Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug | Nach Abschluss des Verfahrens werden der Lan-
26014 Oldenburg auf Ziffer 38.2 der Verwaltungsvorschriften zum |desbehdrde die gewiinschten Unterlagen zugesen-
BauGB um Ubersendung von zwei Ablichtungen der | det.
gultigen Bauleitplanung einschlie3lich Begriindung.
2 PLEdoc GmbH 13.05.2005 | Wie danken lhnen fiir Ihre Benachrichtigung und teilen | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Postfach 10 29 39
45029 Essen

Ihnen mit, dass die oben genannten Mafl3nahmen die
Versorgungsanlagen der nachstehenden aufgefiihrten
Eigentimer bzw. Betreiber nicht berlhren.

E.ON Ruhrgas AG, Essen
E.ON Ruhrgas Transport AG & CO. KG, Essen
Ferngas Nordbayern GmbH (FGN), Nuirnberg
GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deut-
scher Gasversorgungsunternehmen mbH & CO. KG,
Straelen

Gaswerk Phillippsburg GmbH, Essen
KGN Kommunalgas Nordbayern GmbH, Bamberg
Interoute, i-21 Germany GmbH, Frankfurt am Main
Megal GmbH, Mittel-Europédische Gasleitungsgesell-
schaft, Essen
Mittelrheinische  Erdgastransportleitungsgesellschaft
mbH & Co. KG (NETG), Haan
Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Es-
sen

Sollte der Geltungsbereich bzw. das Projekt erweitert
oder verlagert werden, oder sollte der Arbeitsraum die
dargestellten Projektgrenzen wesentlich Giberschreiten
so bitten wir, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen.




Bebauungsplan Nr. 63 E ,Wahnbek — Hohe Brink* der Gemeinde Rastede

Abwagungstabelle zur ersten 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 (2) BauGB und zur zweiten 6ffentlichen Auslegung geman § 3 (3) BauGB

Nr. | Trager Datum Anregungen Abwégungsvorschlag Ande-
rung
3 Staatliches Gewerbeauf- 20.05.2005 |Seitens des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes OlI- Nein
sichtsamt Oldenburg denburg werden aus immissionsschutzrechtlicher
RosenstralRe 13b Sicht keine Einwande erhoben. Anregungen und
26122 Oldenburg Hinweise sind ebenfalls nicht vorzubringen.
Wir bitten nach Rechtskraft um Ubersendung einer | Nach Abschluss des Verfahrens werden dem Ge-
Ausfertigung der Planunterlagen. werbeaufsichtsamt die Planunterlagen zugesendet.
4 Polizeikommissariat 13.05.2005 |Aus verkehrlicher Sicht werden keine Anregungen Nein
Westerstede oder Bedenken vorgebracht.
Wilhelm-Geiler-StraRe 12
26655 Westerstede
5 oowv 09.05.2005 |In unserem Schreiben vom 22.10.2004 - Tla-
Postfach 1363 790/04/He — haben wir bereits eine Stellungnahme
26913 Brake zum oben genannten Vorhaben abgegeben.
Bedenken und Anregungen werden daher, soweit|Die Anregungen des OOWYV sind, soweit sie plane- | Nein

unsere damaligen Hinweise beachtet werden, nicht
mehr vorgetragen.

Stellungnahme vom 22.10.2004

Wir nehmen zu dem obengenannten Vorhaben wie
folgt Stellung:

Im Bereich des Bebauungsgebietes befinden sich eine
Versorgungsleitung DN 150 und Hausanschlusslei-
tungen. Diese diurfen weder durch Hochbauten noch
durch eine geschlossene Fahrbahndecke — aul3er in
den Kreuzungsbereichen — tiberbaut werden.

risch von Belang sind, beriicksichtigt worden. Die
vorgebrachten Anregungen haben jedoch nicht zu
Anderungen der Festsetzungen im Bebauungsplan
gefuhrt. Im wesentlichen handelt es sich um Anre-
gungen, die erst bei der nachfolgenden Ingenieur-
planung zu bertcksichtigen sind.

Die im Geltungsbereich entlang der Butjadinger
Strale verlaufende Versorgungsleitung (DN 150
GG) verlauft im Bereich der nicht Uberbaubaren
Grundstulicksflachen. Die Leitung wird durch die
Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht beein-
trachtigt. Der Bebauungsplan wird einen entspre-
chenden Hinweis erhalten.
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Abwagungstabelle zur ersten 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 (2) BauGB und zur zweiten 6ffentlichen Auslegung geman § 3 (3) BauGB

Nr. | Trager Datum Anregungen Abwégungsvorschlag Ande-
rung
Fortsetzung Die Hausanschlussleitung (DN 32 PE-HD) muss in
oowv offentliche Flachen verlegt werden. Die Gemeinde

Das ausgewiesene Plangebiet kann im Rahmen einer
erforderlichen Rohrnetzerweiterung an unsere zent-
rale Trinkwasserversorgung angeschlossen werden.
Wann und in welchem Umfang diese Erweiterung
durchgefuhrt wird, missen die Gemeinde Rastede
und der OOWV rechtzeitig vor Ausschreibung der
ErschlieBungsarbeiten gemeinsam festlegen.

Die notwendigen Rohrverlegungsarbeiten kénnen nur
auf der Grundlage der AVB Wasser V unter Anwen-
dung des 8§ 4 der Wasserlieferungsbedingungen des
OOWYV durchgefuhrt werden.

Wir machen darauf aufmerksam, dass die Gemeinde
Rastede die sich aus diesem Paragraphen ergebende
Verpflichtung rechtzeitig durch Kauf- oder Erschlie-
Bungsvertrage auf die neuen Grundstiickseigentimer
Ubertragen kann.

Bei der Erstellung von Bauwerken sind gemafld DVGW
— Arbeitsblatt W 403 — Sicherheitsabstande zu den
Versorgungsleitungen einzuhalten. Auf3erdem weisen
wir darauf hin, dass die Versorgungsleitungen geman
DIN 1998 Punkt 5 nicht mit BAumen Uberpflanzt wer-
den durfen.

Um fur die Zukunft sicherzustellen, dass eine Uber-
bauung der Leitungen nicht stattfinden kann, werden
Sie gebeten, gegebenenfalls fur die betroffenen Lei-
tungen ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht einzutragen.

wird hieriiber Gesprache mit dem OOWYV fiihren

Im Zuge der nachfolgenden Ingenieurplanung fiir die
ErschlieBungsanlagen werden die erforderlichen
Erweiterungsmalinahmen fur die Leitungen in Ab-
stimmung mit dem Versorgungstrager vorgenom-
men.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Versorgungsleitung entlang der Butjadinger
StraRBe verlauft in den nicht Gberbaubaren Grund-
stiicksflachen. Hierzu wird es einen Hinweis geben.
Die Sicherung dieser Leitung sollte Uber Grund-
dienstbarkeiten gesichert werden. Die Hausan-
schlussleitung muss verlegt werden. Dies erfolgt in
offentlichen Flachen.
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Abwagungstabelle zur ersten 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 (2) BauGB und zur zweiten 6ffentlichen Auslegung geman § 3 (3) BauGB

Nr. | Trager Datum Anregungen Abwégungsvorschlag Ande-
rung
Fortsetzung
oowv Wir machen darauf aufmerksam, dass fiir die ord-| Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Fortsetzung

nungsgemafe Unterbringung der Versorgungsleitun-
gen innerhalb der offentlichen Verkehrsflachen um
Baugebiet ein durchgehender seitlicher Versorgungs-
streifen angeordnet werden sollte. Dieser darf wegen
erforderlicher Wartungs-, Unterhaltungs- und Erneue-
rungsarbeiten weder bepflanzt noch mit anderen Hin-
dernissen versehen werden. Um Beachtung der
DIN 1998 und des DVGW Arbeitsblattes W 403 wird
gebeten.

Um das Wiederaufnehmen der Pflasterung bei der
Herstellung von Hausanschlissen zu vermeiden,
sollte der Freiraum fur die Versorgungsleitungen erst
nach 75 %-iger Bebauung der Grundsticke endgultig
gepflastert werden. Sollten durch Nichtbeachtung der
vorstehenden Ausfihrungen Behinderungen bei der
ErschlieBung des Baugebietes eintreten, lehnen wir
fur alle hieraus entstehenden Folgeschaden und Ver-
z6gerungen jegliche Verantwortung ab.

Wir bitten vor Ausschreibung der ErschlieBungsar-
beiten um einen Besprechungstermin, an dem alle
betroffenen Versorgungstrager teilnehmen.

Im Interesse des der Gemeinde Rastede obliegenden
Brandschutzes kdnnen im Zuge der geplanten Rohr-
verlegungsarbeiten  Unterflurhydranten  eingebaut
werden. Lieferung und Einbau der Feuerldscheinrich-
tungen regeln sich nach den bestehenden Vertragen.
Wir bitten, die von lhnen gewiinschten Unterflurhyd-
ranten nach Ricksprache mit dem Brandverhiitungs-
ingenieur in den genehmigten Bebauungsplan einzu-
tragen.

Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungslei-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die weitere Ausbauplanung erfolgt in Abstimmung
mit allen beteiligten Versorgungsbetrieben.

Die Gemeinde wird im Rahmen der weiteren Er-
schlieBungsplanung die Belange des Brandschutzes
berticksichtigen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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Nr.

Trager

Datum

Anregungen

Abwégungsvorschlag

Ande-
rung

oowv

tungen in dem anliegenden Planausschnitt ist unmal3-
stéblich. Die genaue Lage der Leitungen gibt Ihnen
Dienststellenleiter Herr Kaper, Tel.: 04488/845211,
von unserer Betriebsstelle in Westerstede in der Ort-
lichkeit an.

Nach endgiiltiger Planfassung und Beschluss als Sat-
zung wird um eine Ausfertigung eines genehmigten
Bebauungsplanes gebeten.

Nach Abschluss des Verfahrens wird dem OOWV
der rechtskraftige Plan nebst Begriindung zugesen-
det.

Landwirtschaftskammer
Weser-Ems

Postfach 1343

26643 Westerstede

Fortsetzung
Landwirtschaftskammer

23.05.2005

Die Gemeinde Rastede beabsichtigt in Wahnbek,
Ostlich der Gemeindestral3e Hohe Brink, zuséatzliche
Wohnbauflachen auszuweisen.

Westlich an den Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes Nr. 63 E angrenzend befindet sich die Hofstelle
des landwirtschaftlichen Betriebes Rolf Hoting - Hohe
Brink 50, 26180 Rastede.

In den Stallgebauden der Hofstelle wird eine umfang-
reiche Rindviehhaltung betrieben.

Seitens des Landwirtschaftsamtes Oldenburg-Nord
wurde im Zuge der Beteiligung Trager offentlicher
Belange gemal § 4 Abs. 1 BauGB zum BP 63 E, mit
Schreiben vom 11.11.2004 Stellung genommen. Sei-
nerzeit wurden bedingt durch die unmittelbare Nahe
des landwirtschaftlichen Betriebes Hoting zum Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 63 E aus
landwirtschaftlicher und immissionsschutzrechtlicher
Sicht erhebliche Bedenken vorgebracht.

Zwischenzeitlich wurden die Planunterlagen u. a. auch
durch Berlcksichtigung der Ergebnisse eines Immis-
sionsschutzgutachtens zur Prifung der vom Betrieb
Hoting ausgehenden Larmemissionen Uberarbeitet.

Im Vergleich zur urspriinglichen Fassung wurde die

Die Gemeinde Rastede hat mit dem nebenstehend
angesprochenen Landwirt einen stadtebaulichen
Vertrag abgeschlossen, mit dem die gegenseitigen
Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit der
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 63 e einver-
nehmlich geregelt werden. Mittels der im Vertrag
festgelegten Malnahmen wird auf der Grundlage
der zum Bebauungsplan erstellten Immissions-
schutzgutachten sichergestellt, das zum einen keine
relevanten schéadlichen Umwelteinwirkungen
(Schall- oder Geruchsimmissionen) vom landwirt-
schaftlichen Betrieb auf die geplanten Wohnnutzung
einwirken und zum anderen der bestand und die
Entwicklungsféhigkeit des landwirtschaftlichen Be-
triebs gewahrt bleiben.

Folgende wesentliche MalRBnahmen fuhren dazu,
dass die Nachbarschaftsvertraglichkeit hergestellt
werden kann:

- Errichtung eines 3 m hohen Larmschutz-
walls unmittelbar sudlich bzw. 6stlich des
geplanten  Regenriickhaltebeckens  (die
Malnahme ist im Bebauungsplan festge-
setzt).

- Verlegung eines Giillekellers und der Gille-

Nein
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Nr.

Trager

Datum

Anregungen

Abwégungsvorschlag

Ande-
rung

Darstellung von Wohnbauflachen im westlichen Be-
reich reduziert und die Anlage eines 13 m tiefen und 3
m hohen Larmschutzwall im Bereich des Regenriick-
haltebeckens vorgesehen.

Dariiber hinaus sind gemal Planunterlagen auf der
Hofstelle Hoting Schallschutzmaflinahmen durchzufiih-
ren, um die gemall der TA-Larm fir allgemeine
Wohngebiete geltenden Immissionsrichtwerte einhal-
ten zu kénnen. U. a. ist geplant, die Technik fur die
Gullelagerung und Giilleausbringung im Bereich des
Milchviehstalles zu verandern.

Die auf der Hofstelle Hoting erforderlichen Schall-
schutzmaflinahmen werden mittels eines stadtebauli-
chen Vertrages zwischen dem Betrieb Hoting und der
Gemeinde Rastede geregelt.

Unter der Mal3gabe, dass eine einvernehmliche L6-
sung zwischen der Gemeinde Rastede und dem Be-
trieb Hoting erzielt wird, kdnnen die aus landwirt-
schaftlicher Sicht vorgebrachten Bedenken hinsicht-
lich Larmimmissionen zuriickgestellt werden.

Unter Beriicksichtigung der Reduzierung der darge-
stellten Wohnbauflachen werden die aus landwirt-
schaftlicher Sicht vorgebrachten Bedenken bezigl.
Geruchsimmissionen ebenfalls zurlickgestellt.

Sofern trotz ordnungsgemaller Bewirtschaftung der
Hofstelle Hoting, von kinftigen Bewohnern des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplanes 63 E begrin-
dete Beschwerden hinsichtlich Larm- und Geruchs-
immissionen vorgebracht werden, sind hieraus ggf.
resultierende emissionsmindernde Malinahmen zu
Lasten der Gemeinde Rastede durchzufiihren.

entnahmestelle auf dem landwirtschaftlichen
Betrieb

- Beschrénkung der Milchabholung, Fitterung
und Melken der Tierbestande auf den Zeit-
raum von 06.00 Uhr — 22.00 Uhr

- Unterlassung von wesentlich stérenden be-
trieblichen Aktivitaten auRerhalb der Tages-
zeiten von 06.00 Uhr — 22.00 Uhr, die nach
dem gewodhnlichen Betriebablauf in den Ta-
gesstunden erfolgen kénnten. Hiervon aus-
genommen sind seltene Ereignisse wahrend
der Erntezeit

- Verzicht auf neue wesentlich stérende
Larmquellen auf dem Betriebsgrundstuick,
die im Schallgutachten nicht bertcksichtigt
wurden.

Da mittels der aufgezeigten Malinahmen eine
Nachbarschaftsvertraglichkeit hergestellt werden
kann, die MaRnahmen mittels der Festsetzungen
des Bebauungsplanes bzw. des stadtebaulichen
Vertrages abgesichert sind, werden sowohl die Be-
lange des Landwirtes als auch der im Bebauungs-
plan geplanten Wohnnutzungen ausreichend be-
ricksichtigt.

Landkreis Ammerland

19.05.2005

Die Kompensationsmaf3nahmen sind noch mit meiner

Die Anregung ist beriicksichtigt worden. Die Kom-

Nein
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Datum

Anregungen

Abwégungsvorschlag

Ande-
rung

Amt fur Kreisentwicklung
Ammerlandallee 12
26655 Westerstede

Unteren Naturschutzbehérde abzustimmen und vor
Satzungsbeschluss nachzuweisen.

Mein Gesundheitsamt gibt zu bedenken, dass es
maoglicherweise nicht in der Hand des Landwirtes liegt,
wann die Milch abgeholt wird. Insofern ist zu prifen,
ob nicht das Fahrzeug im Nachtzeitraum zu berick-
sichtigen ist.

Unter diesen Voraussetzungen habe ich gegen die o.
g. Planung keine Bedenken. Dabei gehe ich davon
aus, dass die Abstimmung mit den landwirtschaftli-
chen Belangen (stadtebaulicher Vertrag, Ziffer 5.5 der
Begriindung) erfolgreich verlauft.

pensationsmafRnahmen sind mit der Unteren Natur-
schutzbehdrde abgestimmt worden und werden vor
Satzungsbeschluss nachgewiesen.

Der Landwirt wird mit dem Molkereibetrieb eine Re-
gelung bzgl. des Zeitpunktes zur Milchabholung
vereinbaren. Damit wird sichergestellt, dass die
Milchabholung nicht zur Nachtzeit erfolgt. Die Mal3-
nahme ist im stadtebaulichen Vertrag, mit dem die
gegenseitigen Rechte und Pflichten im Zusammen-
hang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
63 e zwischen der Gemeinde Rastede und dem
betroffenen Landwirt einvernehmlich geregelt wor-
den.

Der stadtebauliche Vertrag wird vor Satzungsbe-
schluss von beiden Vertragsparteien unterzeichnet.
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Ande-
rung

Dirk und Birgit Segger
Donaustral3e 30
26180 Rastede

08.05.2005

Ihr 0. g. Schreiben haben wir erhalten und zur Kennt-
nis genommen.

Wir méchten darauf hinweisen, dass wir unseren
Widerspruch vom 27.02.2005 weiterhin Aufrecht er-
halten. Wir bitten um Kenntnisnahme und erwarten
eine baldige Antwort

Stellungnahme vom 27.02.2005:

Wir legen Widerspruch ein gegen o. g. Bebauungs-
plan. Wir haben seinerzeit im Baugebiet 63D ein
Grundstick (Donaustrae 30) gekaut. An diesem
Grundstiick endete die Strale und wurde weiterfih-
rend zum Fuss- und Fahrradweg (siehe damaligen
Bebauungsplan).

Laut aktuellen Bebauungsplan soll aus diesem Fuss-
und Fahrradweg ein Zubringer zum Grundstick Nr. 48
werden, welcher dann direkt an unserem Grundstiick
vorbei fihrt. Ganz zu Schweigen von einer eventuel-
len Baudurchfahrt zu eben genannten Grundstiick!

Wir bitten um Kenntnisnahme und erwarten eine bal-
dige Antwort bzw. ein offenes Gesprach.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Neue Aspekte ergeben sich daraus nicht. Die Ge-
meinde behalt sich weiterhin das Recht vor, die Nut-
zung einer Offentlichen Verkehrsflache, fir einen
beschréankten Kreis von Betroffenen, als offentliche
Zufahrt vorzusehen. Dieser Planung stehen weder
rechtliche noch technische Belange entgegen.

Die Anregung wird nicht bertcksichtigt. Die Flache
dient weiterhin vornehmlich als Fuss- und Radweg.
Durch den Bebauungsplan 63e wird lediglich ein
Recht zum Uberfahren dieser Flache fur ein Anlie-
gergrundstiicke ermoglicht. Es ist nicht davon aus-
zugehen, dass durch die geschaffene Zufahrtsmag-
lichkeit eine wesentliche Beeintréchtigung fur die
umliegenden Grundstiicke ausgeht.

Der wahrend der Bauphase auftreten temporare
Verkehr ist zu dulden.

Nein

Eckard Buschmann
Hohe Brink 45

26180 Rastede — Wahnbek

17.05.2005

Wie ich aus dem Bebauungsplan 63 E entnehmen
kann, soll direkt hinter meinem Grundstiick (Flurstiick
50/41) ein 13,0 m breiter und 3,0 m hoher L&arm-
schutzwall errichtet werden. Gegen diese Baumal3-
nahme lege ich hiermit form- und fristgerecht Wider-
spruch ein.

Begrindung:

Die Anregungen des Einwenders werden aus nach-
stehend dargelegten Belangen nicht beriicksichtigt:

Nein
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Fortsetzung
Eckard Buschmann

Fortsetzung

Ich sehe diese BaumafRnahme als Wertminderung
meines Grundstiickes an. AulBerdem wird die Larm-
belastigung fur mich, sowie fir meinen Mieter sicher-
lich erheblich hoher sein, als fur die Kaufer der neuen
Grundstiicke. Zum anderen tritt hier eine deutliche
Minderung der Wohn- und Lebensqualitdt fir mich
und meinen Mieter ein. Welche Malnhahmen des
Larmschutzes sehen Sie fir mich vor? Seit tber 20
Jahren bewohne ich das Haus an der Hohe Brink 45
und hatte immer einen freien Ausblick und nun soll
dort ein 3,0 m hoher Wall errichtet werden. Damit
kann und werde ich mich nicht einverstanden erkla-
ren.

Da am Ende des Larmschutzwalles eine 7,0 m breite
Offnung bleiben soll, ist es auch kein Problem, den
Wall weiter zurtickzulegen und die vorhandene Wall-
/Baumreihe (alten vorhandenen Eichenbaumbestand)
mit einzubeziehen. Dann kdnnte die Obstbaumwiese
auch auf diese Seite verlegt werden und hinter mei-
nem Grundstiick wéare ein ca. 20,0 m bis 30,0 m brei-
ter Streifen, bevor der Larmschutzwall beginnt.

Auf den zwei beigefiigten Zeichnungen habe ich Ihnen
meine Vorstellungen dargestellt. Durch eine Umfahrt
des Walles, kdnnte die Obstwiese auch auf dieser
Seite bearbeitet werden. Sicherlich werden auf dieser
Seite sich auch mehrere Tiere (z.B. Maulwirfe) aus
der Natur hier aufhalten, als wie zu einer stark be-
wohnten Siedlung.

Schauen Sie sich meine Vorschlage in Ruhe und in-
tensiv an. Auf Vorschlag Il. wére die Obstwiese zwar
geteilt, aber dieses stellt fur mich eine akzeptable
Losung dar. Auf Vorschlag |. bleibt die Obstwiese als
Ganzes erhalten.

Die stadtebauliche Entwicklung im Bereich Wahnbek
Hohe Brink wurde mit der 21. Anderung des Fla-
chennutzungsplanes eingeleitet. Ein Rechtsan-
spruch auf einen uneingeschrankten Ausblick auf
die benachbarten Flachen besteht nicht. Die Pla-
nungshoheit Uber die weitere stadtebauliche Ent-
wicklung liegt bei der Gemeinde. Mit einer Verande-
rung der Umgebungssituation eines Grundstiickes
ist in der Regel keine planungsrechtlich relevante
Wertminderung des betroffenen Grundstiickes ver-
bunden, solange es sich nicht um einen enteig-
nungsgleichen Eingriff handelt. Dieses ist im vorlie-
genden Fall aufgrund der geplanten umgebenden
Nutzungen nicht gegeben.

Im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung wurde fir
das neue Baugebiet die Notwendigkeit zur Errich-
tung eines Larmschutzwalles festgestellt. Die bereits
bebauten Grundsticke liegen aufRerhalb des Gel-
tungsbereiches und waren nicht Gegenstand der
Schalluntersuchungen. Ein Rechtsanspruch auf
LarmschutzmalBnahmen fir die bereits bebauten
Grundstiicke ist durch die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes 63e nicht abzuleiten.

Die maximale Hohe von 3 m wird der Wall nicht
unmittelbar an der Grundstiicksgrenze aufweisen,
sondern in ca. 5-6 m Abstand zu dieser Grenze.
Eine unzuldssige Beeintrachtigung der Wohn- und
Lebensqualitdt ist mit der Herstellung des Lé&arm-
schutzwalles nicht verbunden. In diesem Zusam-
menhang ist auch festzustellen, dass sich die
Schallbelastungen auf dem Grundstiick des Ein-
wenders durch die Anlage des Larmschutzwalles
nicht erhéhen werden, da durch den Wall (Form und
Bepflanzung) keine Schallreflexionen zu erwarten




Bebauungsplan Nr. 63 E ,Wahnbek — Hohe Brink* der Gemeinde Rastede 10
Abwagungstabelle zur ersten 6ffentlichen Auslegung geman § 3 (2) BauGB und zur zweiten 6ffentlichen Auslegung gemalf § 3 (3) BauGB
Nr. | Trager Datum Anregungen Abwégungsvorschlag Ande-
rung
Eckard Buschmann In der Hoffnung auf eine fur alle Beteiligten einver- sind.
nehmliche Loésung erwarte ich lhren positiven Be- | Die Anregung zur Verschiebung des Walls wird nicht
scheid bis zum 31.05.2005 und verbleibe fur heute berticksichtigt. Die Lage des Larmschutzwalles wird
nicht veréndert. Die festgesetzte Obstwiese wird
voraussichtlich an die Eigenttiimer der benachbarten
Grundstiicke verdulert, die auch fur die Pflege und
Unterhaltung dieser Flachen verantwortlich sind. Bei
einer Verlagerung des Walls wiirde die Obstwiese
geteilt und eine VerduRerung der Flache ist nicht
mehr mdglich.
3 Horst P6pken 23.05.2005 |Wie ich aus dem Bebauungsplan 63 E entnehmen | Die Anregungen des Einwenders werden aus nach- | Nein

Gleisweg 13
26180 Rastede

kann, soll direkt hinter meinem Grundstiick (Flurstiick
50/44) ein 13,0 m breiter und 3,0 m hoher L&arm-
schutzwall errichtet werden. Gegen diese Baumal3-
nahme lege ich hiermit form- und fristgerecht Wider-
spruch ein.

Begrindung:

Ich sehe diese Baumalnahme als Wertminderung
meines Grundstiickes an. AuRerdem wird die Larm-
belastigung fur mich, sicherlich erheblich héher sein,
als fir die Kaufer der neuen Grundstiicke. Zum ande-
ren tritt hier eine deutliche Minderung der Wohn- und
Lebensqualitat fur mich ein. Welche Mal3nahmen des
Larmschutzes sehen Sie fiir mich vor? Seit Uber 6
Jahren besitze ich das Grundstlick an der Hohe Brink
45 D, das Grundsttick dahinter, wo sie den Schutzwall
planen habe ich erst hergerichtet, entwassert und
begehbar gemacht. Nun soll dort ein 3,0 m hoher Wall
errichtet werden. Damit kann und werde ich mich nicht
einverstanden erklaren.

Da am Ende des Larmschutzwalles eine 7,0 m breite

stehend dargelegten Belangen nicht beriicksichtigt:

Die stadtebauliche Entwicklung im Bereich Wahnbek
Hohe Brink wurde mit der 21. Anderung des Fla-
chennutzungsplanes eingeleitet. Ein Rechtsan-
spruch auf einen uneingeschrankten Ausblick auf
die benachbarten Flachen besteht nicht. Die Pla-
nungshoheit Uber die weitere stadtebauliche Ent-
wicklung liegt bei der Gemeinde. Mit einer Verénde-
rung der Umgebungssituation eines Grundstickes
ist in der Regel keine planungsrechtlich relevante
Wertminderung des betroffenen Grundstlickes ver-
bunden, solange es sich nicht um einen enteig-
nungsgleichen Eingriff handelt. Dieses ist im vorlie-
genden Fall aufgrund der geplanten umgebenden
Nutzungen nicht gegeben.

Im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung wurde fir
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Offnung bleiben soll, ist es auch kein Problem, den |das neue Baugebiet die Notwendigkeit zur Errich-
Fortsetzung

Horst Popken

Wall weiter zurtickzulegen und die vorhandene Wall-
/Baumreihe (alten vorhandenen Eichenbaumbestand)
mit einzubeziehen. Dann kdnnte die Obstbaumwiese
auch auf diese Seite verlegt werden und hinter mei-
nem Grundstiick wéare ein ca. 20,0 m bis 30,0 m brei-
ter Streifen, bevor der Larmschutzwall beginnt.

Durch eine Umfahrt des Walles, kdnnte die Obstwiese
auch auf dieser Seite bearbeitet werden. Sicherlich
werden auf dieser Seite sich auch mehrere Tiere (z.B.
Maulwtrfe) aus der Natur hier aufhalten, als wie zu
einer stark bewohnten Siedlung.

Schauen Sie sich die Vorschlage von Herrn Busch-
mann in Ruhe und intensiv an. Auf Vorschlag Il. wéare
die Obstwiese zwar geteilt, aber dieses stellt fiir mich
eine akzeptable Lésung dar. Auf Vorschlag I. bleibt
die Obstwiese als Ganzes erhalten.

In der Hoffnung auf eine fur alle Beteiligten einver-
nehmlich Losung erwarte ich lhren positiven Bescheid
bis zum 10.06.2005.

tung eines Larmschutzwalles festgestellt. Die bereits
bebauten Grundsticke liegen aufRerhalb des Gel-
tungsbereiches und waren nicht Gegenstand der
Schalluntersuchungen. Ein Rechtsanspruch auf
LarmschutzmalBnahmen fir die bereits bebauten
Grundstiicke ist durch die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes 63e nicht abzuleiten.

Die maximale Hohe von 3 m wird der Wall nicht
unmittelbar an der Grundstiicksgrenze aufweisen,
sondern in ca. 5-6 m Abstand zu dieser Grenze.
Eine unzuldssige Beeintrachtigung der Wohn- und
Lebensqualitdt ist mit der Herstellung des Léarm-
schutzwalles nicht verbunden. In diesem Zusam-
menhang ist auch festzustellen, dass sich die
Schallbelastungen auf dem Grundstiick des Ein-
wenders durch die Anlage des Larmschutzwalles
nicht erhéhen werden, da durch den Wall (Form und
Bepflanzung) keine Schallreflexionen zu erwarten
sind.

Die Anregung zur Verschiebung des Walls wird nicht
berticksichtigt. Die Lage des Larmschutzwalles wird
nicht veréndert. Die festgesetzte Obstwiese wird
voraussichtlich an die Eigentiimer der benachbarten
Grundstiicke verdulert, die auch fur die Pflege und
Unterhaltung dieser Flachen verantwortlich sind. Bei
einer Verlagerung des Walls wiirde die Obstwiese
geteilt und eine VerduRRerung der Flache ist nicht
mehr mdglich.
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4 Rolf Hoting 14.06.2005 |Auf Grundlage des zwischen mir und der Gemeinde | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Nein

Hohe Brink 50
26180 Rastede

Rastede abgeschlossenen Stadtebaulichen Vertrages
zur Aufstellung des Bebauungsplanes 63 E - Wahn-
bek Hohe Brink habe ich gegen die o.g. Bauleitpla-
nung keine weiteren Bedenken.
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Stellungnahmen der ersten 6ffentlichen Auslegung gemaf § 3 (2) BauGB
1 Nds. Landesbehorde fur 14.01.2005 | Gegen die geplanten Festsetzungen des Bebauungs- Nein
Stral3enbau und Verkehr — planes Nr. 63 E bestehen keine Bedenken.
Aulenstelle Oldenburg - . . . . . Lo
Postfach 2443 Fur die gem. 8 34 (1) NStrG erforderliche Vereinba- | Der Hinweis wird berticksichtigt. Der Anschluss der
rung zur Anbindung der PlanstraBe A an die K 143 | PlanstraRe A an die K 143 wurde bereits genehmigt.
26014 Oldenburg
wurde auf Grundlage der dem Stralenbauamt Olden-
burg mit 0. g. Bezugsschreiben zugesandten Unterla-
gen ein Entwurf aufgestellt. Ich gehe daher davon
aus, dass die Vereinbarung zwischen der Gemeinde
und dem Landkreis Ammerland kurzfristig abge-
schlossen wird.
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug | Nach Abschluss des Verfahrens werden dem Stra-
auf Ziffer 38.2 der Verwaltungsvorschriften zum |Benbauamt die gewiinschten Unterlagen zugesen-
BauGB um Ubersendung von zwei Ablichtungen der | det.
gultigen Bauleitplanung einschlie3lich Begrindung.
2 Deutsche Telekom T-Com | 26.01.2005 |Zu der o. g. Planung haben wir bereits mit Schreiben Nein
26119 Oldenburg vom 01.11.2004 Stellung genommen. Diese Stellung-
nahme gilt unverandert weiter.
Stellungnahme vom 01.11.2004
Gegen die 0. a. Planung haben wir keine Bedenken
und Anregungen.
3 Moorriem-Ohmsteder Siel- |14.01.2005 | Nach Prifung der von lhnen Ubersandten Planunter-
acht lagen teilen wir lhnen mit, dass die Moorriem-
Franz-Schubert-Str. 31 Ohmsteder Sielacht aus wasserwirtschaftlicher Sicht
26919 Brake grundsatzlich keine Bedenken gegen die Aufstellung Nein
des Bebauungsplanes Nr. 63 E hat.
4 ExxonMobil Production 21.12.2004 | Wir schreiben Ihnen im Auftrag der BEB Erdgas und Nein

Riethorst
30633 Hannover

Erdél GmbH, der Mobil Erdgas-Erdél GmbH und der
Norddeutsche Erdgas-Aufbereitungs-Gesellschaft
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Fortsetzung mbH und danken fiur die Beteiligung in der o. g. An-
ExxonMobil Production gelegenheit.
Wir mdchten lhnen mitteilen, dass Anlagen oder Lei-
tungen der BEB, der MEEG und der NEAG von dem
Planungsvorhaben nicht betroffen werden.
5 oowv 12.01.2005 |In unserem Schreiben vom 22.10.2004 - Tla-
Postfach 1363 790/04/He — haben wir bereits eine Stellungnahme
26913 Brake zum oben genannten Vorhaben abgegeben.
Bedenken und Anregungen werden daher, soweit|Die Anregungen des OOWV werden, soweit sie
unsere damaligen Hinweise beachtet werden, nicht | planerisch von Belang sind, beriicksichtigt. Wenn es
mehr vorgetragen. erforderlich ist, dass die vorgebrachten Anregungen
durch eine Festsetzung im Bebauungsplan zu regeln
sind, wird die Gemeinde dies durchfihren. Im we-
sentlichen handelt es sich jedoch um Anregungen,
die erst bei der nachfolgenden Ingenieurplanung zu Ja

Stellungnahme vom 22.10.2004

Wir nehmen zu dem obengenannten Vorhaben wie
folgt Stellung:

Im Bereich des Bebauungsgebietes befinden sich eine
Versorgungsleitung DN 150 und Hausanschlusslei-
tungen. Diese dirfen weder durch Hochbauten noch
durch eine geschlossene Fahrbahndecke — auf3er in
den Kreuzungsbereichen — tiberbaut werden.

bertcksichtigen sind.

Die im Geltungsbereich entlang der Butjadinger
Stralle verlaufende Versorgungsleitung (DN 150
GG) verlauft im Bereich der nicht Uberbaubaren
Grundstlcksflachen. Die Leitung wird durch die
Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht beein-
trachtigt. Der Bebauungsplan wird einen entspre-
chenden Hinweis erhalten.

Die Hausanschlussleitung (DN 32 PE-HD) der Ei-
gentimer Buschmann und Hoting muss verlegt wer-
den. Dies erfolgt in offentlichen Flachen. Die Ge-
meinde wird hierliber Gesprache mit dem OOWV
fuhren
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Fortsetzung Das ausgewiesene Plangebiet kann im Rahmen einer | Im Zuge der nachfolgenden Ingenieurplanung fiir die
oowv erforderlichen Rohrnetzerweiterung an unsere zent- | ErschlieRungsanlagen werden die erforderlichen

rale Trinkwasserversorgung angeschlossen werden.
Wann und in welchem Umfang diese Erweiterung
durchgefiihrt wird, missen die Gemeinde Rastede
und der OOWV rechtzeitig vor Ausschreibung der
ErschlieBungsarbeiten gemeinsam festlegen.

Die notwendigen Rohrverlegungsarbeiten kénnen nur
auf der Grundlage der AVB Wasser V unter Anwen-
dung des § 4 der Wasserlieferungsbedingungen des
OOWYV durchgefiihrt werden.

Wir machen darauf aufmerksam, dass die Gemeinde
Rastede die sich aus diesem Paragraphen ergebende
Verpflichtung rechtzeitig durch Kauf- oder Erschlie-
Rungsvertrage auf die neuen Grundstiickseigentiimer
Ubertragen kann.

Bei der Erstellung von Bauwerken sind gemall DVGW
— Arbeitsblatt W 403 — Sicherheitsabstande zu den
Versorgungsleitungen einzuhalten. AuRerdem weisen
wir darauf hin, dass die Versorgungsleitungen geman
DIN 1998 Punkt 5 nicht mit Bd&umen Uberpflanzt wer-
den durfen.

Um fir die Zukunft sicherzustellen, dass eine Uber-
bauung der Leitungen nicht stattfinden kann, werden
Sie gebeten, gegebenenfalls fir die betroffenen Lei-
tungen ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht einzutragen.

Wir machen darauf aufmerksam, dass fir die ord-

ErweiterungsmalRnahmen fir die Leitungen in Ab-
stimmung mit dem Versorgungstrager vorgenom-
men.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Versorgungsleitung entlang der Butjadinger
StralBe verlauft in den nicht Gberbaubaren Grund-
stuicksflachen. Hierzu wird es einen Hinweis geben.
Die Sicherung dieser Leitung sollte Uber Grund-
dienstbarkeiten gesichert werden. Die Hausan-
schlussleitung der Eigentimer Buschmann und Ho-
ting muss verlegt werden. Dies erfolgt in 6ffentli-
chen Flachen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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nungsgemafe Unterbringung der Versorgungsleitun-
(F)(g‘i/sve\;zung gen innerhalb der o6ffentlichen Verkehrsflachen um

Fortsetzung

Baugebiet ein durchgehender seitlicher Versorgungs-
streifen angeordnet werden sollte. Dieser darf wegen
erforderlicher Wartungs-, Unterhaltungs- und Erneue-
rungsarbeiten weder bepflanzt noch mit anderen Hin-
dernissen versehen werden. Um Beachtung der
DIN 1998 und des DVGW Arbeitsblattes W 403 wird
gebeten.

Um das Wiederaufnehmen der Pflasterung bei der
Herstellung von Hausanschliissen zu vermeiden,
sollte der Freiraum fur die Versorgungsleitungen erst
nach 75 %-iger Bebauung der Grundstiicke endgiiltig
gepflastert werden. Sollten durch Nichtbeachtung der
vorstehenden Ausfiihrungen Behinderungen bei der
ErschlieBung des Baugebietes eintreten, lehnen wir
fur alle hieraus entstehenden Folgeschaden und Ver-
zbgerungen jegliche Verantwortung ab.

Wir bitten vor Ausschreibung der ErschlieBungsar-
beiten um einen Besprechungstermin, an dem alle
betroffenen Versorgungstrager teilnehmen.

Im Interesse des der Gemeinde Rastede obliegenden
Brandschutzes kdénnen im Zuge der geplanten Rohr-
verlegungsarbeiten  Unterflurhydranten  eingebaut
werden. Lieferung und Einbau der Feuerléscheinrich-
tungen regeln sich nach den bestehenden Vertragen.
Wir bitten, die von lhnen gewinschten Unterflurhyd-
ranten nach Ricksprache mit dem Brandverhiitungs-
ingenieur in den genehmigten Bebauungsplan einzu-
tragen.

Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungslei-
tungen in dem anliegenden Planausschnitt ist unmaf-
stablich. Die genaue Lage der Leitungen gibt Ihnen

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die weitere Ausbauplanung erfolgt in Abstimmung
mit allen beteiligten Versorgungsbetrieben.

Die Gemeinde wird im Rahmen der weiteren Er-
schlieBungsplanung die Belange des Brandschutzes
bertcksichtigen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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oowv Dienststellenleiter Herr Kaper, Tel.: 04488/845211,
von unserer Betriebsstelle in Westerstede in der Ort-
lichkeit an.
Nach endgiiltiger Planfassung und Beschluss als Sat- | Nach Abschluss des Verfahrens wird dem OOWV
zung wird um eine Ausfertigung eines genehmigten | der rechtskraftige Plan nebst Begriindung zugesen-
Bebauungsplanes gebeten. det.
6 Landwirtschaftskammer 11.11.2004 |Im Rahmen der Tragerbeteiligung im o. g. Verfahren Nein

Weser-Ems
Postfach 1343
26643 Westerstede

haben wir bereits mit Schreiben vom 11.11.2004
Stellung genommen.

Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen gegen die
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 63 E — Wahn-
bek — Hohe Brink- erhebliche Bedenken

In diesem Zusammenhang verweisen wir auf unsere
Stellungnahme vom 11.11.2004.

Stellungnahme vom 11.11.2004

Der ca. 6,8 ha grol3e Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 63 E im Ortsteil Wahnbek gelegen.
Der Geltungsbereich wird im Westen durch die Ge-
meindestralle "Hohe Brink" und im Osten durch die
"Butjadinger Straf3e" begrenzt. Im Siden schlieRen
sich die Geltungsbereiche der Bebauungsplane
Nr. 63 C und 63 D an.

Unmittelbar westlich an den Geltungsbereich Nr. 63 E
angrenzend befindet sich die landwirtschaftliche Hof-
stelle Rolf Hoting, Wahnbek, Hohe Brink 50, 26180
Rastede. Bei dem Betrieb Hoting handelt es sich um
einen landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieb, der
eine landwirtschaftlich genutzte Flache von 97 ha LF
bewirtschaftet.

Die im nebenstehenden Schreiben der Landwirt-
schaftskammer Weser-Ems aufgefihrten Anregun-
gen, sind durch Anderungen der Festsetzungen des
Bebauungsplanes, und einvernehmlich erzielten
Vereinbarungen mit dem nebenstehend angespro-
chenen Landwirt berlcksichtigt worden. Zu den an-
gesprochenen Aspekten liegen entsprechende gut-
achterliche Aussagen vor, die eine Nachbarschafts-
vertraglichkeit hinsichtlich der angesprochenen
Schall- und Geruchsimmissionen zum Ergebnis
haben. Daruber hinaus hat die Gemeinde einen
stadtebaulichen Vertrag mit dem betroffenen land-
wirtschaftlichen Betrieb abgeschlossen, mit dem die
gegenseitigen Rechte und Pflichten im Zusammen-
hang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
63 e einvernehmlich geregelt werden. Die Ergebnis-
se sind in den Bebauungsplanentwurf zur zweiten
offentlichen Auslegung eingeflossen. Die Landwirt-
schaftskammer Weser-Ems hat auf dieser Grundla-
ge eine erneute Stellungnahme zum Bebauungsplan
abgegeben (Schreiben vom 23.05.2005) in dem die
nebenstehend geé&ulRerten Anregungen unter Be-
racksichtigung einer einvernehmlichen Regelung mit
dem Landwirt nicht weiter aufrecht erhalten werden.
Da diese Regelung mittels des angesprochenen
stédtebaulichen Vertrages zwischenzeitlich abge-
schlossen wurde, geht die Gemeinde davon aus,
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Fortsetzung das die Inhalte der nebenstehenden Stellungsnah-

Landwirtschaftskammer

Der Produktionsschwerpunkt des Betriebes liegt in der
Milchviehhaltung mit der entsprechenden weiblichen
Nachzucht sowie in der Bullenmast. In den Stallge-
bauden der Hofstelle werden derzeit etwa
80 Milchkuhe zuziglich weiblicher und mannlicher
Nachzucht gehalten. Die jahrlich vom Betrieb beliefer-
bare Milchreferenzmenge betragt ca. 640.000 kg.

Der Betrieb Hoting zahlt somit hinsichtlich der bewirt-
schafteten Flache, des Viehbestandes sowie der be-
lieferbaren Milchmenge zu den grofReren Futterbau-
betrieben im Landkreis Ammerland. Nach Angaben
des Betriebsstellenleiters soll die Milchviehhaltung
kurzfristig weiter aufgestockt werden. Bedingt durch
die v.g. betrieblichen Verhéltnisse kann der Betrieb
auch zuklnftigen Generationen in wirtschaftlicher
Hinsicht die alleinige Existenzgrundlage bieten.

Bei Umsetzung der o.g. Planung wird die stérungs-
freie Bewirtschaftung, insbesondere aber die Ent-
wicklungsféahigkeit des Betriebes, ernsthaft gefahrdet.

Der nordwestliche Teilbereich des BP-63 E wird als
Regenriickhaltebecken bzw. Obstwiese dargestellt.
Hieran grenzen Uberwiegend Wohnbauflachen an. Die
Grenzen des v.g. Plangebietes weist zum néchstgele-
genen Stallgebaude der Hofstelle Hoting eine Entfer-
nung von lediglich ca. 10 m auf. Wohnbauflachen
werden in einem Abstand von weniger als 40 m zum
nachstgelegenen Stallgebdude dargestellt.

Auf Grundlage und Anlehnung an die VDI-Richtlinien
3471 ff. lasst sich auf Basis der vorhandenen und
geplanten Viehhaltung des Betriebes Hoting ein voller
Richtlinienabstand von annahernd 200 m ableiten.
Nach MaRRgabe der VDI-Richtlinien ist der volle Richt-
linienabstand gegeniber einem allgemeinen Wohn-

me gegenstandslos geworden sind und damit keiner
weiteren Abwéagung bedirfen.
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gebiet einzuhalten. Der volle VDI-Richtlinienabstand
Fortsetzung stellt einen Versorgungsabstand dar, bei dessen Ein-

Landwirtschaftskammer

haltung in der Regel gewahrleistet ist, dass erhebliche
Geruchswahrnehmungen auszuschliel3en sind.

In dem vollen Richtlinienabstand ist ein Sicherheitszu-
schlag enthalten, der gegeniiber bestimmten Nutzun-
gen bzw. Standortkonstellationen im Einzelfall redu-
ziert werden kann. Dies gilt beispielsweise gegeniiber
Wohnhéusern im AufRenbereich von Dorfgebieten, wo
ein héheres Mal3 an Geruchsimmissionen zu tolerie-
ren ist.

Der Ortsteil Wahnbek ist in dem néheren Bereich der
0.g. Planung und wird durch eine intensive Wohnnut-
zung gepragt, die stadtischen Charakter aufweist.

Die umfangreich vorhandenen bzw. planungsrechtlich
umsetzbaren Wohnbauflachen sollen im vorliegend
Fall, unmittelbar angrenzend an einen intensiv bewirt-
schafteten landwirtschaftlichen Betrieb, in Hauptwind-
richtung zur Hofstelle erweitert werden. Eine Reduzie-
rung des im vollen Richtlinienabstand enthaltenden
Sicherheitszuschlages ist somit im vorliegenden Fall
nicht gerechtfertigt.

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes
Nr. 63 C wurde in der Landwirtschaftskammer Weser-
Ems im Auftrage der Gemeinde Rastede eine Aus-
breitungsberechnung nach Mal3gabe der GIRL er-
stellt. Hierin wurden u.a. auch fiir den Geltungsbereich
des BP-63 E Geruchswahrnehmungshaufigkeiten in
Prozent der Jahresstunden dargestellt.

Als Ergebnis der Ausbreitungsberechnung kann fest-
gehalten werden, dass auch im Rahmen einer Aus-
breitungsberechnung weite Teile des Geltungsberei-
ches des BP-63 E den gemal GIRL fiur ein allgemei-
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nes Wohngebiet mafigeblichen Immissionswert von
Fortsetzung 0,1 nicht einhalten kdnne. Die hieraus resultierende

Landwirtschaftskammer

Abstandsforderung ist im wesentlichen deckungs-
gleich mit der Abstandsforderung, die anhand der
VDI-Richtlinie 3471 ff. ermittelt wurde. Entsprechend
wurde seinerzeit von der Landwirtschaftskammer
empfohlen Planbereiche mit einem Immissionswert >
0,1 von einer Wohnbebauung auszunehmen.

Im Auftrage der Gemeinde Rastede wurde von dem
Ingenieurbiiro Zech, Lingen, im Zuge der 0.g. Bauleit-
planung im Nachgang z dem von der Landwirtschafts-
kammer Weser-Ems erstellten Immissionsschutzgut-
achten ebenfalls eine Ausbreitungsberechnung nach
MalRgaben der GIRL in Verbindung mit mehreren
Fahnenbegehungen gemdal der VDI-Richtlinie 3940
durchgefihrt. Hierin kommt das Ingenieurbiiro Zech
zu dem Ergebnis, dass der fir ein Wohnbaugebiet
malf3gebliche Immissionswert von 0,1 bereits im Nah-
bereich der Hofstelle Hoting eingehalten werden kann.

Wie bereits ausgefiihrt, werden in den Planungsun-
terlagen bebaubare Flachen in einer Entfernung von
weniger als 40 m zum néchstgelegenen Stallgebaude
Hoting dargestellt.

Zu dem von dem Ingenieurbiro Zech durchgefiihrten
Fahnenbegehungen sind aus immissionsschutzfachli-
cher Sicht folgende Punkte kritisch anzumerken:

Nach dem Entwurf der VDI-Richtlinie 3940 sollen min-
destens 5 Fahnenbegehungen durchgefihrt werden.
Gemal uns vorliegender Unterlagen wurden im vor-
liegenden Fall lediglich 3 Fahnebegehungen vorge-
nommen.

Das Ergebnis der Fahnenbegehungen wurde durch
unibliche Schichtmessungsabfolge beeinflusst. Der
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Normalfall sieht vor, sich aus der windabgewandten
Fortsetzung Seite an die Anlage heranzubewegen. GemafR uns

Landwirtschaftskammer

vorliegenden Unteralgen wurden in der Zeitabfolge
auch Schichtmessungen durchgefiihrt, die eine zu-
nehmend groRere Entfernung zur Hofstelle Hoting
aufweisen.

Mit der vorliegenden Bauleitplanung wird durch die
unmittelbare Ausweisung von Wohnbauflachen in der
Né&he des landwirtschaftlichen Betriebes Hoting der zu
berticksichtigende Vorsorgegrundsatz nicht beachtet.
Erfahrungsgemal wird es im Nahbereich der Hofstelle
zu erheblichen Geruchswahrnehmungen kommen, die
zu Nachbarschaftskonflikten zwischen der Familie
Hoting und den kinftigen Bewohnern des Plangebie-
tes fuhren kdnnen.

Im Betrieb Hoting wird ganzjahrig Grassilage einge-
setzt. Wie Untersuchungen der Landwirtschaftskam-
mer Weser-Ems zeigen, wurden diesjahrig von vielen
Betrieben bei der Grassilagebereitung witterungsbe-
dingt unterdurchschnittliche Erntequalitaten mit haufig
einhergehender stérkerer Geruchsbelastung eingefah-
ren.

Die von landwirtschaftlichen Betrieben ausgehenden
Geruchsemissionen sind witterungs- und produktions-
bedingt starken Schwankungen unterworfen. Diesem
Sachverhalt ist im Rahmen der Bauleitplanung nach
dem Vorsorgegrundsatz durch Einhaltung ausrei-
chend grolRer Abstdnde zu landwirtschaftlichen Be-
trieben Rechnung zu tragen

Im Nahbereich zu landwirtschaftlichen Betrieben sind
neben Geruchs- auch Larmemissionen zu beachten.
In der Begriindung zum BP-63 E werden hierzu be-
zuglich des Betriebes Hoting keine Angaben gemacht.
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rung

Fortsetzung
Landwirtschaftskammer

Die nachstgelegene Uberbaubare Flache des Gel-
tungsbereiches des BP-63 E weist eine Entfernung
von lediglich 20 m zu einer Hofeinfahrt der Hofstelle
Hoting auf. Diese Hofeinfahrt wird nach Angaben des
Betriebsleiters standig vom Fuhrpark des Betriebes
befahren. Dies gilt insbesondere zu Zeitpunkten der
Gulleausbringung sowie der Gras- und Maissilage.
Produktionsbedingt wird in der Landwirtschaft durch
das Halten von Tieren, notwendigen Fitterungs- und
Melkarbeiten usw. stdndig Larm verursacht, der im
Nahbereich eines landwirtschaftlichen Betriebes zu
einer Beeintrachtigung der Wohnqualitat fihrt.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass
durch die Aufstellung des BP-63 E die landwirtschaft-
lichen Belange des Betriebes Hoting erheblich beein-
trAchtigt werden. Bei dem Betrieb Hoting handelt es
sich um einen leistungsfahigen Vollerwerbsbetrieb,
der auch zukinftigen Generationen in wirtschaftlicher
Hinsicht die alleinige Existenzgrundlage bieten kann.

Bei Umsetzung des BP-63 E ist der stérungsfreie Be-
trieb der Hofstelle Hoting, insbesondere aber die not-
wendige Entwicklungsfahigkeit des Betriebes bei Um-
setzung der o0.g. Planung, nicht gegeben.

Erfahrungsgemal kann davon ausgegangen werden,
dass die vom Betrieb Hoting induzierten L&rm- und
Geruchsemissionen im Nahbereich der Hofstelle zu
Nachbarschaftskonflikten fihren kénnen.

Bedingt durch die Standortkonstellation, die einerseits
durch einen grof3en intensiv bewirtschafteten landwirt-
schaftlichen Betrieb und andererseits durch eine her-
anriickende Wohnbebauung mit stadtischem Charak-
ter gekennzeichnet ist, ist die Nichtbeachtung von
Vorsorge-Grundsatzen hinsichtlich L&rm- und Ge-
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Fortsetzung ruchsemissionen nicht gerechtfertigt.
Landwirtschaftskammer Aus immissionsschutzrechtlicher und landwirtschaftli-
cher Sicht bestehen erhebliche Bedenken gegen die
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 63 E.
7 Landkreis Ammerland 02.02.2005 |Meine Untere Naturschutzbehdrde bittet um Kenn- | Die Anregung wird berticksichtigt. Ja

Amt fur Kreisentwicklung
Ammerlandallee 12
26655 Westerstede

Fortsetzung
Landkreis Ammerland

zeichnung des zur Erhaltung vorgesehenen Gehdlz-
bestandes der Wallhecke im Bereich des Regenriick-
haltebeckens.

Die Kompensationsmaflinahmen sind mit meiner Unte-
ren Naturschutzbehdrde abzustimmen und vor Sat-
zungsbeschluss nachzuweisen.

Mein Abfallwirtschaftsbetrieb weist darauf hin, dass im
Bereich der beiden Wendeplatze jeweils ein Durch-
messer von 19 m erforderlich ist, um die Abfuhr von
Abfallgefalen zu garantieren. Anderenfalls hatten die
kunftigen Grundstiickseigentimer ihre Abfallgefalie
an der nachsten durch die Entsorgungsfahrzeuge
erreichbaren Stelle einer offentlichen Verkehrsflache
aufzustellen. Fir diese Stelle sollte im Bebauungsplan
eine ,Sammelstelle fur AbfallgefaRe” festgesetzt wer-
den.

Um die ndrdliche Baugrenze im sidwestlichen Bau-
teppich bestimmen zu kdnnen, sind sudlich der Plan-
straBe A sowie im siUddstlichen Bereich des Planes
MalRangaben fir den Bauteppich/die Baugrenzen

Die Anregung wird berucksichtigt.

Die Anregung wird nicht berticksichtigt. Die Gemein-
de Rastede halt die festgesetzte Wendeanlage fur
ausreichend. GemaR EAEB5/95 reicht fur Lastkraft-
wagen bis 8,00 m Lénge (u.a. 2-achsiges Mullfahr-
zeug) eine Wendeanlage (Wendehammer) mit 12,00
m Durchmesser aus. Innerhalb dieser Flache sind
die erforderlichen Rangiermandver zum Wenden
des Millifahrzeuges mdglich, wobei die Verkehrssi-
cherheit beim Rangieren durch die Fahrzeugkamera
gewahrleistet werden kann. Somit stehen fahrgeo-
metrische Erfordernisse und Griinde der Verkehrssi-
cherheit der Festsetzung nicht entgegen. Eine Wen-
deanlage mit einem Durchmesser von 19 m wirde
demnach einen unndétigen Flachenverbrauch dar-
stellen.

Auf die Festsetzung einer Millsammelstelle wird
verzichtet.

Die Anregung wird nicht berlcksichtigt. Die nordli-
che Baugrenze des sudwestlichen Baufeldes ist
hinreichend bestimmt. Die Baugrenze verlauft in
einem Abstand von 7m zur ndrdlichen Grenze des
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Nr.

Trager

Datum

Anregungen

Abwégungsvorschlag

Ande-
rung

Fortsetzung
Landkreis Ammerland

hinzuzuftigen.

Ich bitte, den von der Landwirtschaftskammer Weser-
Ems mit Stellungnahme vom 11.11.2004 vorgebrach-
ten Bedenken nochmals nachzugehen, da die Stel-
lungnahme der Zech Ingenieurgesellschaft mbH vom
16.11.2004 meines Erachtens nicht ausreicht (s. a.
VDI-Richtlinie 3940). Dariiber hinaus bitte ich in die-
sem Zusammenhang, auch auf die Larmproblematik
durch den landwirtschaftlichen Zu- und Abgangsver-
kehr, auch an den Wochenenden, einzugehen.

Im Erlauterungsbericht der 21. Anderung des Fla-
chennutzungsplanes (Ziffer 6.2) sagt die Gemeinde

Flurstiickes 34/53.

Die im angesprochenen Schreiben der Landwirt-
schaftskammer Weser-Ems aufgefiihrten Anregun-
gen sind durch Anderungen der Festsetzungen des
Bebauungsplanes, und einvernehmlich erzielten
Vereinbarungen mit dem angesprochenen Landwirt
bertcksichtigt worden. Zu den angesprochenen
Aspekten liegen entsprechende gutachterliche Aus-
sagen vor, die eine Nachbarschaftsvertraglichkeit
hinsichtlich der Schall- und Geruchsimmissionen
zum Ergebnis haben. Dartber hinaus hat die Ge-
meinde einen stadtebaulichen Vertrag mit dem be-
troffenen landwirtschaftlichen Betrieb abgeschlos-
sen, mit dem die gegenseitigen Rechte und Pflichten
im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 63 e einvernehmlich geregelt wer-
den. Die Ergebnisse sind in den Bebauungsplan-
entwurf zur zweiten offentlichen Auslegung einge-
flossen. Die Landwirtschaftskammer Weser-Ems hat
auf dieser Grundlage eine erneute Stellungnahme
zum Bebauungsplan abgegeben (Schreiben vom
23.05.2005) in dem die nebenstehend ge&ulRerten
Anregungen unter Berlcksichtigung einer einver-
nehmlichen Regelung mit dem Landwirt nicht weiter
aufrecht erhalten werden.

Da diese Regelung mittels des angesprochenen
stadtebaulichen Vertrages zwischenzeitlich abge-
schlossen wurde, geht die Gemeinde davon aus,
das die Inhalte der nebenstehend angesprochenen
Stellungsnahme gegenstandslos geworden sind und
damit keiner weiteren Abwagung beduirfen.

Die einvernehmliche Regelung ist zwischenzeitlich
mit dem Landwirt mittels eines stadtebaulichen Ver-
trages erzielt worden.
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Nr.

Trager

Datum

Anregungen

Abwégungsvorschlag

Ande-
rung

Rastede zu, sich um eine einvernehmliche Lésung der
Immissionsproblematik mit den betroffenen Landwir-
ten zu bemihen. Ich halte deshalb ein Gesprach zwi-
schen der Landwirtschaftskammer, der Gemeinde und
dem Planer zu dieser Fragestellung fur erforderlich,
um Akzeptanz und Einvernehmen zu erreichen.
Selbstverstandlich stehe ich fur ein solches Gesprach
ebenfalls zur Verfugung.

Fur Vorhaben im 6stlichen Planbereich (ca. ab nord-
sudlicher Linie Planstralle A/C) werde ich Planreife
anerkennen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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Nr. | Privat Datum Anregungen Abwégungsvorschlag Ande-
rung
1 Dirk und Birgit Segger 27.02.2005 | Wir legen Widerspruch ein gegen o. g. Bebauungs- | Die Anregung wird nicht berlcksichtigt. Die Flache | Nein
Donaustralie 30 plan. Wir haben seinerzeit im Baugebiet 63D ein |dient weiterhin vornehmlich als Fuss- und Radweg.
26180 Rastede Grundstiick (DonaustraBe 30) gekauft. An diesem |Durch den Bebauungsplan 63e wird lediglich ein
Grundstiick endete die StraBe und wurde weiterfiih- | Recht zum Uberfahren dieser Flache fur ein Anlie-
rend zum Fuss- und Fahrradweg (siehe damaligen | gergrundstiicke ermdglicht. Es ist nicht davon aus-
Bebauungsplan). zugehen, dass durch die geschaffene Zufahrtsmag-
. lichkeit eine wesentliche Beeintrachtigung fir die
Laut aktuellen Bebauungsplan soll aus diesem Fuss- umliegenden Grundstiicke ausgeht
und Fahrradweg ein Zubringer zum Grundstick Nr. 48 '
werden, welcher dann direkt an unserem Grundstiick | Der wahrend der Bauphase auftreten temporare
vorbei fiihrt. Ganz zu Schweigen von einer eventuel- | Verkehr ist zu dulden.
len Baudurchfahrt zu eben genannten Grundstiick!
Wir bitten um Kenntnisnahme und erwarten eine bal-
dige Antwort bzw. ein offenes Gesprach.
3 Familie Hoting 14.01.2005 | Zur Sache selbst ist folgendes auszufuhren: Ja

Vertreten durch RA Schro-
der

a) Auf der Grundlage des Gemeindeentwicklungs-
konzeptes 2000 Plus plant die Gemeinde Rastede
zwischen der Stral3e Hohe Brink im Westen und
Norden, der riickwértigen Bebauung an der Butja-
dinger Stralle im Osten sowie der ruckwartigen
Bebauung an der Donaustralle im Siden eine
stadtebauliche Entwicklung einzuleiten. Vorgese-
hen ist fur diesen Bereich die Festsetzung als all-
gemeines Wohngebiet,

Das jetzige Plangebiet wird ganz Gberwiegend als
landwirtschaftliche Grinflache genutzt. Unmittel-
bar westlich des Geltungsbereiches an der Stral3e
Hohe Brink befindet sich das landwirtschaftliche
Anwesen der Familie Hoting. Der landwirtschaftli-
che Betrieb bewirtschaftet eine Flache von ca.
100 Hektar, wobei der Produktionsschwerpunkt
des Betriebes in der Milchviehhaltung sowie Bul-
lenmast anzusiedeln ist Derzeit werden in den

Die nebenstehenden Ausfiihrungen zu den Punkten
A bis D sind korrekt. In Bezug auf die Larmsituation
wurde mittlerweile das Buro itap - Institut fur techni-
sche und angewandte Physik in Oldenburg beauf-
tragt, eine Schalluntersuchung durchzufiihren.

Die im angesprochenen Schreiben der Familie Ho-
ting (vertreten durch RA Schrdder) aufgefiihrten
Anregungen sind durch Anderungen der Festset-
zungen des Bebauungsplanes, und einvernehmlich
erzielten Vereinbarungen mit dem Landwirt bertick-
sichtigt worden. Zu den angesprochenen Aspekten
liegen entsprechende gutachterliche Aussagen vor,
die eine Nachbarschaftsvertraglichkeit hinsichtlich
der Schall- und Geruchsimmissionen zum Ergebnis
haben. Daruber hinaus hat die Gemeinde einen
stéadtebaulichen Vertrag mit dem landwirtschaftli-
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Fortsetzung Stallgeb&uden ca. 80 Milchkiihe nebst weiblicher | chen Betrieb abgeschlossen, mit dem die gegensei-

Familie Hoting
Vertreten durch RA Schro-
der

b)

c)

d)

und mannlicher Nachzucht gehalten. Die Milchre-
ferenzmenge betragt ca. 640.000 Kilogramm. Von
Bedeutung ist, dass der landwirtschaftliche Be-
trieb in néchster Zukunft auf einen Bestand von
ca. 100 Milchkiihen mit entsprechender Zunahme
der weiblichen und mannlichen Nachzucht aufge-
stockt werden soll. Zur Vermeidung von Wieder-
holungen wird hinsichtlich des Abwagungsmaterial
als zu den Problematiken Gertiche sowie Larm
auf den Begrindungstext zum Bebauungsplan Nr.
63 E, Seite 18 bis 20 verwiesen.

Ausweislich des Bebauungsplanentwurfs ist in
einer Entfernung von ca. 35 m des vorhandenen
Stallgebaudes die Nutzung als allgemeines
Wohngebiet festgesetzt.

Zur Beurteilung der Geruchsimmissionssituation
wurde auf Veranlassung der Gemeinde Rastede
unter anderem durch die Ingenieurgesellschaft
Zech ein geruchstechnischer Bericht mit Datum
vom 27.07.2004 angefertigt. Hinsichtlich der Er-
mittlung und Beurteilung der Geruchsimmissionen
wurde auf die Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL)
zurlickgegriffen. In diesem Zusammenhang wur-
den mehrere Fahnenbegehungen geman der VDI-
Richtlinie 3940 durchgeflhrt

Hinsichtlich der larmtechnischen Beurteilung des
landwirtschaftlichen Betriebes Hoting wurden kei-
ne gutachterlichen Stellungnahmen seitens der
Gemeinde Rastede in Auftrag gegeben bzw. in
eigener Abarbeitung zur Prufung vorgelegt.

Anhand dieser Tatbestdnde ist es aufgrund der gege-
benen bodenrelevanten Situation Aufgabe der pla-

tigen Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit
der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 63 e ein-
vernehmlich geregelt werden. Die Ergebnisse sind in
den Bebauungsplanentwurf zur zweiten 6ffentlichen
Auslegung eingeflossen. Der Landwirt hat auf dieser
Grundlage eine erneute Stellungnahme zum Bebau-
ungsplan abgegeben (Schreiben vom 14.06.2005) in
dem die nebenstehend gedullerten Anregungen
nicht weiter aufrecht erhalten werden.

Da diese Regelung mittels des angesprochenen
stadtebaulichen Vertrages zwischenzeitlich abge-
schlossen wurde, geht die Gemeinde davon aus,
das die Inhalte der nebenstehend angesprochenen
Stellungsnahme gegenstandslos geworden sind und
damit keiner weiteren Abwagung bedurfen.
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Fortsetzung nenden Gemeinde, die Belange des Immissionsschut-

Familie Hoting
Vertreten durch RA Schro-
der

zes und der schutzwirdigen geplanten Wohnnutzung
versus emittierende Betriebe mit den Interessen auf
Standortsicherung sowie Erweiterung sachgerecht
abzuwagen.

Hierauf aufbauend ist zun&chst die Notwendigkeit der
Fortentwicklung der Wohnbautétigkeit in der Gemein-
de Rastede sicherlich zu sehen. Dabei ist aber frag-
lich, ob eine wie nun vorgelegte stadtebauliche Ent-
wicklung die betrieblichen Erfordernisse des landwirt-
schaftlichen Unternehmens Hoting gebihrend berick-
sichtigt, Denn ausweislich des VGH Baden-
Wirttemberg, Beschluss vom 12.04.1994, soll die
Planung vorsorgend Beeintrachtigungen durch Immis-
sionen vermeiden. Eine Bauleitplanung hat sich inso-
fern um eine Verbesserung der immissionsrechtlichen
Situation zu bemuihen. Unzuldssig ware daher eine
diese Konflikte weiter verscharfende Planung. Eine
andere Situation wéare nur dann gegeben, wenn auf-
grund einer vorhandenen Immissionsbelastung eine
Abweichung dieser grundséatzlichen stadtebaulichen
Entwicklungsaussage gerechtfertigt erscheint.

Diese grundséatzlichen Aussagen zum Anlass neh-
mend ist festzustellen, dass die Familie Hoting schon
mehrfach aufgefordert wurde, die vorhandene Ge-
meindestralle infolge Staub und Gerauschentwick-
lung nicht in Nutzung zu nehmen. Es stellt sich an-
hand der o. g. Grundsatze die Frage, in welcher Art
und Weise diese Nachteile beseitigt werden kdnnen,
zumal durch die nun angedachte stadtebauliche Ent-
wicklung in Gestalt eines festgesetzten Wohnbauge-
bietes eine wesentliche Verscharfung der derzeitigen
Situation eintreten wird. Der Plantrager lasst aus dem
Begrindungstext keinerlei Verbesserungen erkennen.
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Fortsetzung Zwar macht der Begrindungstext auf Seite 19 zum

Familie Hoting
Vertreten durch RA Schro-
der

Unterpunkt Larm auf eine diesbeziigliche Auseinan-
dersetzung hinsichtlich der L&armsituation aufmerk-
sam, der Betrieb Hoting wird dabei jedoch trotz der
unmittelbaren Hofeinfahrt mit starker Frequentierung
schwerer Zugmaschinen nebst Geratschaften mit
keinem Wort erwéhnt. Angesichts dieser unstrittigen
Tatsache sollte sich fur diesen unmittelbaren Hofein-
fahrtsbereich die Installation eines Schutzwalles
empfehlen. Sollte in dieser Form dem landwirtschaftli-
chen Unternehmen Hoting nicht entsprochen werden
kénnen, werden aufgrund der vorgenommenen Fest-
setzungen die weiteren Investitionsinteressen des
Betriebes nachhaltig beeintrachtigt. Aus Sicht des
Unterzeichners sollte es moglich sein, aus der eben-
falls mit festgesetzten MalRnahme des Regenrtickhal-
tebeckens, Uberschissigen Aushubboden, hierfir
nutzbar zu machen. Es wird nochmals darauf auf-
merksam gemacht, dass nach standiger Rechtspre-
chung die planende Gemeinde aufgefordert ist, Ver-
schlechterungen der beschriebenen Art durch planeri-
sche Festlegungen soweit wie es moglich ist vermei-
den zu helfen.

Neben der Gerdusch- und Staubentwicklung ist e-
benfalls Augenmerk auf die Geruchsimmission des
landwirtschaftlichen Unternehmens Hoting zu neh-
men. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird die
Stellungnahme des Landwirtschaftsamtes Oldenburg-
Nord aus Westerstede vom 11.11.2004 vollumfanglich
zum Inhalt diesseitiger Stellungnahme genommen,
Dariiber hinaus bezieht sich unsere Stellungnahme
ebenfalls auf die fachliche Stellungnahme der Land-
wirtschaftskammer Weser-Ems, Fachbereich spezielle
Umweltgutachten, vom 08.04.2003. Aufgrund der dort
vorgenommenen immissionsschutz-rechtlichen Beur-
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Fortsetzung teilung des im Entwurf festgesetzten Plangebietes

Familie Hoting
Vertreten durch RA Schro-
der

werden entgegen des nun vorliegenden geruchstech-
nischen Berichtes der Ingenieurgesellschaft Zech
vollkommen andere Werte erzielt, obwohl beide Gut-
achten auf die Grundlagen der GIRL Bezug nehmen.

Dabei ist anerkannt, dass weitere vom Planungstrager
in Auftrag gegebene Gutachten im Rahmen des Ab-
wagungsprozesses im Falle divergierender Ergebnis-
se den Vorschriften entsprechend zu wirdigen und zu
gewichten sind, zumal im Rahmen der Gutachte-
nerstellung durch die Ingenieurgesellschaft Zech die
Fahnenbegehungen nicht den Vorschriften entspre-
chend abgearbeitet worden sind. Auf die gleichlauten-
de Stellungnahme des Landwirtschaftsamtes Wes-
terstede vom 11.11.2004, Seite 3, darf hingewiesen
werden, Auch zu dieser Problematik wird darauf auf-
merksam gemacht, dass in einem etwaigen Antrags-
verfahren im Sinne des § 47 Abs. 2 Satz 1 Verwal-
tungsgerichtsordnung jede natirliche Person den
Antrag stellen kann, durch die Rechtsvorschrift oder
deren Anwendung in seinen Rechten verletzt zu sein
oder in absehbarer Zeit verletzt zu werden. Dabei
genugt der Antragsteller seiner Darlegungspflicht,
wenn er hinreichend substantiiert Tatsachen vortragt,
die es zumindest mdglich erscheinen lassen, dass er
durch die Festsetzungen des angegriffenen Bebau-
ungsplans in eigenen Rechten verletzt wird (vgl. Urteil
des Bundesverwaltungsgerichtes vom 24.09.1998, Az.
4 CN 2.98, NJW 1999, 592). Zu den abwagungser-
heblichen Belangen gehdrt auch das Interesse eines
emittierenden landwirtschaftlichen Betriebes, dass in
seiner unmittelbaren Nahe keine Wohnbebauung ent-
steht, bei deren Verwirklichung mit immissionsschutz-
rechtlichen Anordnungen gerechnet werden muss. Es
stellt in diesem Sinne keine planerische Bewaltigung
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Fortsetzung einer Konfliktsituation dar, wenn in einer derartigen

Familie Hoting
Vertreten durch RA Schro-
der

Fallkonstellation diese Probleme in Ermangelung ei-
ner ordnungsgemaflen Abwéagung einer privatrechtli-
chen Auseinandersetzung Uuberlassen bleiben (vgl.
hierzu Hessischer VGH, Beschluss vom 16.03.1995).
Eine Vernachlassigung abwagungsrelevanter Belange
ist allenfalls angezeigt und erst dann unproblematisch,
soweit sich ein geplantes Wohnungsbauvorhaben,
was die von ihm hinzunehmenden landwirtschaftlichen
Immissionen angeht, nicht starkeren Belastigungen
ausgesetzt sein wird, als die bereits vorhandene
Wohnbebauung. Die landwirtschaftliche Nutzung
braucht in einem solchen Fall infolge dessen gegen-
Uber der hinzukommenden Wohnnutzung nicht mehr
Rucksicht zu nehmen als gegentiber der bereits vor-
handenen Wohnnutzung (vgl. hierzu Beschluss des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 05.03.1984-
B171.83). Diese Situation ist erkennbar nicht gege-
ben, so dass aufgrund der sich zuspitzenden Konflikt-
situation alle der Gemeinde bekannten Abwagungs-
materialien gebihrend zu wiirdigen sind. Hieran fehit
es augenscheinlich.

Zur Zeit ist der Bebauungsplanentwurf hinsichtlich der
Problematiken Larm sowie Geruch ganz offensichtlich
nicht ordnungsgemaf abgearbeitet und daher fehler-
haft. Es sollte fur beide Seiten selbstversténdlich sein,
die sich gegeniberliegenden Interessenlagen einer
verninftigen Regelung zuzufuhren. Von daher steht
der Unterzeichner fiir derartige Besprechungen zur
Verfligung.

Sofern die Entscheidung der Gemeinde Rastede ohne
nachtragliche Aufarbeitung der vorgenannten Proble-
me unverandert bleiben sollte, sind wir gehalten, ein
Normenkontrollverfahren anzustrengen.
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rung

Fortsetzung

Familie Hoting

Vertreten durch RA Schro-
der

Des weiteren bitten wir dann, mit evtl. angedachten
Baumalnahmen bis zum Abschluss des Abwéagungs-
prozesses zu warten.

Ich bitte darum, die hier formulierten Anregungen und
Bedenken im Rahmen der Beratungen des Abwa-
gungsprozesses in den politischen Gremien zu be-
achten.




(E ASTED E Gemeinde Rastede
= Der Biirgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2005/074
freilgegeben am 11.03.2005

GB 3 Datum: 11.03.2005
Sachbearbeiter/in: Herr Zech, Guido

6. Anderung Bebauungsplan Nr. 7 - Rastede - West

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

o] 18.04.2005 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 19.04.2005 Verwaltungsausschuss

@) 05.07.2005 Rat

Beschlussvorschlag:

1. Dieim Rahmen der 6ffentlichen Auslegung gema’ 8 13 Nr. 1, 2, 2. Alt und 3, 2. Alt. in
Verbindung mit 8 3 Absatz 2 sowie der Beteiligung der Tréger offentlicher Belange gem.
8 4 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) eingegangenen Stellungnahmen werden auf der
Grundlage dieser Beschlussvorlage sowie der Sitzung des Ausschusses fur Bau, Planung,
Umwelt und Straf3en vom 18.04.2005 beriicksichtigt.

2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwagung wird bestétigt.
3. Eine Umweltvertraglichkeitsprifung war nicht durchzufihren.
4. Die 6. Anderung des Bebauungsplanes 7 — Rastede — West nebst Begriindung wird be-

schlossen.

Sach- und Rechtslage:

Gemal3 Beschluss des Verwal tungsausschusses vom 15.02.2005 (Beschlussvorlagen Nr.
2005/036) sind die offentliche Auslegung und die Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange
gema3 § 13 Nr. 1, 2, 2. Alt und 3, 2. Alt. in Verbindung mit § 3 Absatz 2 und § 4 BauGB bis
zum 01.04.2005 im Vereinfachten Verfahren durchgeftihrt worden

Wesentliche Stellungnahmen wurden nicht vorgebracht.

Die Abwagungsvorschldge sind dieser Vorlage als Anlage 1 beigefigt.




Né&here Erlauterungen werden hierzu in der Sitzung des Ausschusses fur Bau, Planung, Um-
welt und Stral3en durch das Planungsbiiro NWP gegeben.

Der Satzungsbeschluss kann nunmehr unter Beriicksichtigung der Abwagungsvorschlége

durchgefihrt werden.

Ubersicht iber den Verfahrensstand:

Grundsatzbeschluss/ | Friihzeitige Offent- Offentliche Ausle- | Satzungsbeschluss
Aufstellungsbeschluss | lichkeits-/ Behérden- gung/ Behorden-
beteiligung beteiligung
X Entfiel X Ratssitzung am

5.7.2005

Finanzielle Auswirkungen:

Kene.

Anlagen:

1. Abwéagungsvorschlag

2. Satzungstext und Planzeichnung




Bebauungsplan Nr. 7 ,Rastede-West* - 6. Anderung der Gemeinde Rastede

Abwagungstabelle zur Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange gemaf § 4 (1) BauGB

Anlage 1 zu Vorlage 2005/074

Nr. | Trager offentlicher Belange | Datum Anregungen Abwégungsvorschlag Ande-
rung
1 StraRenbauamt Oldenburg |09.03.2005 |Gegen die 6. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 Nein
Postfach 2443 bestehen keine Bedenken,
26014 Oldenburg
2 Staatliches Gewerbeauf- 24.02.2005 |Seitens des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes Nein
sichtsamt Oldenburg Oldenburg werden aus immissionsschutzrechtlicher
RosenstralRe 13b Sicht keine Einwéande erhoben. Anregungen und
26122 Oldenburg Hinweise sind ebenfalls nicht vorzubringen.
Wir bitten nach Rechtskraft um Ubersendung einer | Nach Abschluss des Verfahrens werdendem Gewer-
Ausfertigung der Planunterlagen. beaufsichtsamt die Planunterlagen zugesendet.
3 Entwésserungsverband 10.03.2005 | Unter Bezugnahme auf Ihr v.g. Schreiben sowie den Nein
Jade Ubersandten Bauleitplanunterlagen teilt Ihnen der
Postfach 1461 Entwéasserungsverband Jade mit, dass aus wasser-
26914 Brake rechtlicher Sicht grundséatzlich keine Bedenken be-
stehen.
4 Deutsche Telekom T-Com | 08.03.2005 | Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwénde Nein
26119 Oldenburg
5 ExxonMobil Production 02.03.2005 | Wir schreiben Ihnen im Auftrag der BEB Erdgas und Nein
Riethorst Erd6l GmbH, der Mobil Erdgas-Erdél GmbH und der
30633 Hannover Norddeutsche  Erdgas-Aufbereitungs-Gesellschaft
mbH und danken fir die Beteiligung in der o. g. An-
gelegenheit.
Wir mochten lhnen mitteilen, dass der BEB, der
MEEG und der NEAG von dem Planungsvorhaben
nicht betroffen werden.
6 oowv 08.03.2005 |Durch das Bebauungsgebiet fihren Versorgungs- | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Nein

Postfach 1363
26913 Brake

leitungen des OOWV. Diese dirfen weder durch
Hochbauten noch durch eine geschlossenen Fahr-
bahndecke tberbaut werden.

Bei der Erstellung von Bauwerken sind gemal
DVGW Arbeitsblatt W 403 Sicherheitsabstande zu
den Versorgungsleitungen einzuhalten. Ausserdem
weisen wir darauf hin, dass die Versorgungsleitun-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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Abwagungstabelle zur Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange gemaf § 4 (1) BauGB

Nr.

Tréager o6ffentlicher Belange

Datum

Anregungen

Abwégungsvorschlag

Ande-
rung

gen gemall DIN 1998 Punkt 5 nicht mit BAumen
Uberpflanzt werden dirfen.

Um fir die Zukunft sicherzustellen, dass eine Uber-
bauung der Leitungen nicht stattfinden kann, werden
Sie gebeten, ggfs. fir die betroffenen Leitungen eine
Geh,- Fahr- und Leitungsrecht einzutragen.

Das ausgewiesene Planungsgebiet muss durch die
bereits vorhandenen Versorgungsleitungen als teil-
weise erschlossen angesehen werden. Sofern eine
Erweiterung notwendig werden sollte, kann diese nur
auf der Grundlage der AVB Wasser V unter Anwen-
dung des § 4 der Wasserlieferungsbedingungen des
OOWYV durchgefuhrt werden.

Eventuelle Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten
kénnen nur zu Lasten des Veranlassers oder nach
den Kostenregelungen bestehender Vertrage durch-
geflhrt werden.

Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungslei-
tungen in dem anliegenden Planausschnitt ist un-
malfistéblich. Die genaue Lage der Leitungen gibt
Ihnen  Dienststellenleiter Herr  Kaper, Tel.:
04488/845211, von unserer Betriebsstelle in Wes-
terstede in der Ortlichkeit an.

Nach endgiltiger Planfassung und Beschluss als
Satzung wird um eine Ausfertigung eines geneh-
migten Bebauungsplanes gebeten.

Die Versorgungsleitungen verlaufen in o6ffentlichen
Flachen und sind ausreichend gesichert. Eine geson-
derte Festsetzung eine Leitungsrechtes ist nicht erfor-
derlich.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Nach Abschluss des Verfahrens wird dem OOWYV der
rechtskraftige Plan nebst Begriindung zugesendet.

LWK Weser-Ems
Postfach 1343
26643 Westerstede

22.03.2005

Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen gegen die
oben genannte Planung keine Bedenken.

Nein

Landkreis Ammerland
Amt fur Kreisentwicklung
Ammerlandallee 12
26655 Westerstede

23.03.2005

Gegen die 0. g. Planung habe ich keine Bedenken.

Nein
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Abwagungstabelle zur Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange gemaf § 4 (1) BauGB

Nr. | Trager offentlicher Belange | Datum Anregungen Abwégungsvorschlag Ande-
rung
9 Oldenburgische Industrie- 16.03.2005 |Nach Durchsicht der uns zugesandten Unterlagen Nein
und Handelskammer teilen wir lhnen mit, dass aus Sicht der gewerblichen
26015 Oldenburg Wirtschaft gegen das Planungsvorhaben keine Be-
denken bestehen.
10 | EWE Aktiengesellschaft 18.03.2005 | Vielen Dank fir die Zusendung der o. g. Unterlagen. Nein
Postfach 1220 Gegen das Vorhaben bestehen unsererseits grund-
26642 Wiefelstede satzlich keine Bedenken.
11 |Bundesanstalt fir Immobi- |07.03.2005 |Durch die o. g. Bauleitplanung werden Interessen Nein
lienaufgaben der Bundesfinanzverwaltung - soweit erkennbar —
Zeughausstral3e 73 nicht bertihrt. Insofern habe ich Bedenken und Anre-
26121 Oldenburg gungen nicht vorzubringen.
12 | E.ON Netz GmbH 18.03.2005 | Die Bauleitplanung berthrt keine von uns wahrzu-
Regionalzentrum Nord nehmenden o6ffentliche Belange.
Eisenbahniangsweg 2a Planungen und sonstige Malnahmen, die fur die | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Nein

31275 Lehrte

stadtebauliche Entwicklung und Ordnung des Plan-
gebietes bedeutsam sein kdnnen, sind von uns we-
der eingeleitet noch beabsichtigt.
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@ Gemeinde Rastede
6. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7

6. vereinfachte Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 7

Satzung

Textliche Festsetzungen

(1)
Der Geltungsbereich der 6. vereinfachten Anderung umfasst die Reinen und Allgemeinen
Wohngebiete des Bebauungsplanes Nr. 7. Der Geltungsbereich ist in der Anlage 1 der Be-
grundung, die Bestandteil dieser Satzung ist, dargestellt.

(2)
Die Inhalte der 6. vereinfachten Anderung beziehen sich ausschlielich auf die zulassigen
Nutzungen innerhalb der nicht Gberbaubaren Grundstlicksflachen gemal § 23 BauNVO der
Reinen und Allgemeinen Wohngebiete.

3)
Far die nicht Uberbaubaren Grundstucksflachen ist grundsatzlich § 23 (5) BauNVO anzu-
wenden. Hiervon abweichend sind auf den nicht Uberbaubaren Grundstucksflachen zwi-
schen der Baugrenze und der innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 7
festgesetzten offentlichen Verkehrsflachen in einer Tiefe von 3 m, gemessen von Grenze
der offentlichen Verkehrsflache, Garagen und Uberdachte Stellplatze (Carports) gemaf § 12
BauNVO sowie Nebenanlagen in Form von Gebauden gemaf § 14 BauNVO nicht zulassig.

Hinweise

1) Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder friihgeschichtliche Bodenfunde
(das kénnen u.a. sein: Tongefalischerben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie
auffallige Bodenverfarbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher
Funde) gemacht werden, sind diese gemal § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgeset-
zes (NDSchG) meldepflichtig und missen der Bezirksregierung oder der unteren Denk-
malschutzbehoérde des Landkreises unverziglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der
Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind
nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige un-
verandert zu lassen, bzw. fir ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmal-
schutzbehdrde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.

2) Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstand-
orte zutage treten, so ist unverziglich die Untere Abfallbehdrde zu benachrichtigen.

3) Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplanen der zustandigen Versor-
gungsunternehmen zu entnehmen.
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6. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7

Praambel

Aufgrund des § 1 (3) und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 40 der Nieder-
sachsischen Gemeindeordnung, hat der Rat der Gemeinde Rastede diese 6. vereinfachte
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 "Rastede - West", bestehend aus den textlichen
Festsetzungen als Satzung beschlossen.

Rastede, den .......ccocovevvenvennnnen.

Blrgermeister

Verfahrensvermerke

PLANUNTERLAGE / VERVIELFALTIGUNGEN

Kartengrundlage:
Liegenschaftskarte:
Mafstab: 1 : 1.000

Die Vervielfaltigung ist nur fur eigene, nicht gewerbliche Zwecke gestattet (§ 13 Abs. 4 des
Niedersachsischen Vermessungs- und Katastergesetzes vom 02.07.1985, Nds.
GBBI. S. 187, geandert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 19.09.1989, Nds. GVBI. S. 345).

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die stadtebau-
lich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Stra’en, Wege und Platze vollstandig nach
(Stand vom .................. ). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen
Anlagen geometrisch einwandfrei. .

Die Ubertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Ortlichkeit ist einwandfrei moglich.

PLANVERFASSER

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet von NWP Planungsgesellschaft
mbH Escherweg 1, 26121 Oldenburg.

Oldenburg, den ........ccccevvvvvveveeene.
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6. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7

OFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der VA der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am 15.02.2005 dem Entwurf der 6.
vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 und der Begriindung zugestimmt und
die offentliche Auslegung gemaly § 3 (2) BauGB beschlossen. Ort und Dauer der offentli-

chen Auslegung wurden am ..............cccoceee. ortsiblich bekanntgemacht. Der Entwurf der
6. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 und der Begrindung haben vom
............................ bis zum ............................ gemalR § 3 (2) BauGB o6ffentlich ausgelegen.

Blrgermeister

SATZUNGSBESCHLUSS

Der Rat der Gemeinde Rastede hat die 6. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes
Nr.7 nach Prifung der Anregungen gemalR § 3 (2) BauGB in seiner Sitzung am
............................ als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begriindung beschlossen.

Blrgermeister

INKRAFTTRETEN

Der Satzungsbeschluss der Gemeinde Rastede ist gemal §10(3)BauGB am
......................... ... im Amtsblatt fir den Landkreis Ammerland bekanntgemacht worden. Die
6. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr.7 ist damitam ............................ in Kraft
getreten.

Rastede, den .......ccocovvvvenennnnen.

Blrgermeister

VERLETZUNG VON VERFAHRENS- UND FORMVORSCHRIFTEN
Innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten der 6. vereinfachten Anderung des Bebau-

ungsplanes Nr.7 ist die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften beim Zustande-
kommen des Bebauungsplanes Nr. 63 E nicht geltend gemacht worden.

Rastede, den ........cccoovvvneeennnnnn.

Blrgermeister

MANGEL DES ABWAGUNGSVORGANGES

Innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten der 6. vereinfachten Anderung des Bebau-
ungsplanes Nr.7 sind keine Mangel des Abwagungsvorgangs geltend gemacht worden.

Rastede, den .......ccocovvvvevvennnnnn.

Blrgermeister
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BEGLAUBIGUNGSVERMERK

Diese Ausfertigung der Satzung stimmt mit der Urschrift Gberein.

Rastede, den .......ccocovevvivennnnen.

Blrgermeister
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Begrundung

Inhalt Seite
1 RECHTSGRUNDLAGEN 8
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4 GRUNDLAGEN FUR DIE ABWAGUNG 10
5 INHALT DER VEREINFACHTEN ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES 10
0. HINWEISE 11
7. DATEN ZUM VERFAHRENSVERLAUF 11
1 RECHTSGRUNDLAGEN

Rechtsgrundlagen fiir die 6. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Rastede
West“ der Gemeinde Rastede sind das Baugesetzbuch (BauGB), die Verordnung Uber die
bauliche Nutzung der Grundsticke (Baunutzungsverordnung - BauNVO), die Verordnung
Uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichen-
verordnung - PlanzV), und der § 40 der Niedersachsischen Gemeindeordnung, jeweils in der
geltenden Fassung.

Durch die 6. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Rastede West“ werden die Grundziige
der Planung nicht berihrt, da lediglich die Ausnutzungsmaoglichkeiten auf den nicht Gber-
baubaren Flachen gemaf § 23 (5) BauNVO erweitert zugelassen werden. Damit wird weder
die Zulassigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglich-
keitsprifung nach Anlage 1 zum Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung oder nach
Landesrecht unterliegen vorbereitet oder begrindet (§ 13 (1) Nr.1 BauGB), noch liegen An-
haltspunkte dafiir vor, das eine Beeintrachtigung der in § 1 (6) Nr. 7 Buchstabe b BauGB
genannten Schutzgulter besteht (§ 13 (1) Nr. 2 BauGB). Die Voraussetzungen des § 13 (1)
BauGB zur Durchfilhrung einer vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Raste-
de West" liegen damit vor.

GemaR § 13 (1) BauGB bedarf es bei einer Anderung oder Ergénzung eines Bebauungspla-
nes der Verfahren gemaf §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB nicht, wenn die Grundzlige der Planung
nicht betroffen sind. Ungeachtet dessen sind jedoch die betroffenen Offentlichkeit und die
Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemafl § 13 (2) Nr. 2 und 3 BauGB zu
beteiligen.
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2 ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG

Anlass der 6. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 ist die bestehende ungeniigende Aus-
nutzbarkeit der Baugrundstiicke in den Reinen und Allgemeinen Wohngebieten des Plange-
bietes hinsichtlich der Realisierungsmdglichkeiten von Garagen und Nebenanlagen, etc. im
Sinne der §§ 12 und 14 BauNVO. Der derzeit rechtskraftige Bebauungsplan definiert in § 4
der textlichen Festsetzungen die Bebaubarkeit der Baugrundstiicke wie folgt: "An den be-
stehenden Stralienziigen sind unter Beriicksichtigung des vorhandenen Baubestandes 14 m
bzw. 12 m tiefe Hauptgebaudezonen in ein-zweigeschossiger Bauweise ausgewiesen, die
mit einer rlickwartigen zweiten Bauzone von 11 m bzw. 8 m flr eingeschossige Wohnanbau-
ten und Nebenanlagen (Garagen, Stélle) eine Gesamtbauzone von 25 m ergeben." Die in
der Festsetzung genannten 25 m sind jedoch nicht in allen Baugebieten vorhanden. Vielfach
ist lediglich eine gegliederte Gesamtbauzone von 20 m vorhanden. Da die Baugrundstticke
in diesen Bereichen jedoch Uber deutlich gréliere Tiefen von bis zu 55 m verfiigen, steht der
ruckwartige Teil des Grundstlickes aufgrund der Festsetzung nicht fir die Realisierung von
Nebenanlagen zur Verfligung. Aufgrund dieser rechtlichen Situation, die sich in der Zusam-
menfassung an einer relativ, im Vergleich zur GroRe des jeweiligen Baugrundstiickes klei-
nen Uberbaubaren (und damit nutzbaren) Flache und an den grundsatzlich flir Nebenanla-
gen (z.B. Gartenhauser) nicht nutzbaren rickwartigen Grundstuicksteilen festmacht, sind bei
der Gemeinde von diversen Anliegern, insbesondere bei geplanten baulichen Erweiterungen
auf dem Grundstuick haufig die Moglichkeiten zur Erteilung einer Befreiung von den Festset-
zungen des Bebauungsplanes angesprochen worden, um das jeweilige Vorhaben realisieren
zu kénnen.

Die Gemeinde beabsichtigt mit der 6. Anderung diesen Missstand des Bebauungsplanes im
Grundsatz zu beseitigen, da aus heutiger stadtebaulicher Betrachtungsweise keine Aspekte
mehr zu erkennen sind, die die hohen Reglementierungen auf den Baugrundstlicken in der
Abwagung zur Baufreiheit des Einzelnen rechtsfertigen wiirden. Daher soll mit der Anderung
des Bebauungsplanes in den reinen und Allgemeinen Wohngebieten die Ausnutzbarkeit der
festgesetzten nicht Uberbaubaren Flachen im Sinne des § 23 (5) BauNVO erweitert werden.
Danach ist fur die nicht Gberbaubaren Grundstiicksflachen grundsatzlich § 23 (5) BauNVO
anzuwenden. Hiervon abweichend sind auf den nicht Uberbaubaren Grundsticksflachen
zwischen der Baugrenze und der innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
Nr. 7 festgesetzten offentlichen Verkehrsflachen in einer Tiefe von 3 m, gemessen von
Grenze der offentlichen Verkehrsflache, Garagen und Uberdachte Stellplatze (Carports) ge-
mal § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen in Form von Gebauden gemal § 14 BauNVO nicht
zulassig.

3 RAHMENBEDINGUNGEN

Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Reinen und Allgemeinen Wohnge-
biete des Bebauungsplanes Nr. 7 unter Berlicksichtigung der zwischenzeitlich erfolgten An-
derungen Nr. 1-5 des Bebauungsplanes sowie der durch weitergehende Bebauungsplane,
z.B. Bebauungsplan Nr. 7 c, Uberplanten und damit herausgeldsten Bereiche. Der Geltungs-
bereich ist dem Ubersichtsplan in der Anlage 1 zur Satzung zu entnehmen. Raumlich er-
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streckt sich der Geltungsbereich im Westen der Ortslage Rastede, westlich der Bahnlinie
Oldenburg-Wilhelmshaven

Die genaue Umgrenzung des Geltungsbereiches ist der Anlage 1 zur Satzung zu entneh-
men.

4 GRUNDLAGEN FUR DIE ABWAGUNG

O Ergebnisse der Beteiligungsverfahren

Gemal § 13 (1) BauGB sind die von der Planung betroffenen Behdrden und sonstigen Tra-
ger offentlicher Belange (§ 4 (2) BauGB) und die Offentlichkeit (§ 3 (2) BauGB) beteiligt
worden. In den Beteiligungsverfahren sind keine Anregungen zu den Festsetzungen der 6.
vereinfachten Anderung vorgetragen worden

U Belange von Natur und Landschaft

Eingriffe aufgrund eines Bauleitplanes sind regelmafig bei der Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes zu erwarten, wenn in diesem erstmals bauliche oder sonstige Nutzungen im
Sinne der Definition eines Eingriffs festgesetzt werden sollen. Dies ist hier nicht der Fall. Mit
der Durchfiihrung der vereinfachten Anderung werden im Vergleich zum rechtskraftigen Be-
bauungsplan Nr. 7 keine zusatzlichen Eingriffe in Natur und Landschaft vorbereitet. Zwar
wird innerhalb der Reinen und Allgemeinen Wohngebiete die Realisierung von baulichen
Anlagen auf den nicht Gberbaubaren Flachen im Gegensatz zur aktuellen Rechtslage erwei-
tert zugelassen. Das Mal der baulichen Nutzung, das den Gesamtversiegelungsgrad und
damit den zulassigen Eingriff auf einem Baugrundstick definiert wird jedoch nicht geandert,
so dal in der Summe lediglich eine raumlich gréRere Ausnutzbarkeit der Baugrundstiicke,
nicht jedoch eine erhdhte Inanspruchnahme von Flachen mit der Anderung des Bebauungs-
planes verbunden ist.

Da durch die veranderten Planinhalte der 6. vereinfachten Anderung gegeniiber dem bisher
festgesetzten Planungsrecht kein erhdhter Eingriff zulassig ist, wird die naturschutzfachliche
Eingriffsregelung nicht angewandt.

5 INHALT DER VEREINFACHTEN ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES

Im Geltungsbereich der 6. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 umfasst geméaR textlicher
Festsetzung Nr. 1 die Reinen und Allgemeinen Wohngebiete.

Nicht tiiberbaubare Grundstiicksflachen

Die Anderung des Bebauungsplanes bezieht sich ausschlieRlich auf die zulassigen Nutzun-
gen innerhalb der festgesetzten nicht Uberbaubaren Grundsticksflachen der Reinen und
Allgemeinen Wohngebiete. Fir die nicht iberbaubaren Grundstlicksflachen ist grundsatzlich
§ 23 (5) BauNVO anzuwenden. Hiervon abweichend sind auf den nicht Uberbaubaren
Grundstucksflachen zwischen der Baugrenze und der innerhalb des Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes Nr. 7 festgesetzten 6ffentlichen Verkehrsflachen in einer Tiefe von 3 m,
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gemessen von Grenze der 6ffentlichen Verkehrsflache, Garagen und tUberdachte Stellplatze
(Carports) gemall § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen in Form von Gebauden gemald § 14
BauNVO nicht zulassig. Der Ausschlufd der Nebenanlagen in diesen Bereichen erfolgt um
entlang des offentlichen Verkehrsraumes zunachst ein Mindestmal} an "unbebauten" Vor-
garten und damit fir die Raumwirkung erlebbaren Bereichen sicherzustellen.

Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung des Anderungsbereiches ist bereits auf den Grundlagen des Be-
bauungsplanes Nr. 7 sichergestellt worden.

Der OOWYV hat im Zuge der Beteiligungsverfahren auf das bestehende Versorgungslei-
tungsnetz hingewiesen. Die Leitungen dirfen weder durch Hochbauten oder durch eine ge-
schlossene Fahrbahndecke Uberbaut werden. Bei der Erstellung von Bauwerken sind ge-
mafl DVGW - Arbeitsblatt W 403 Sicherheitsabstande zu den Versorgungsleitungen einzu-
halten. Die Leitungen durfen zudem nicht mit Baumen bepflanzt werden. Die Lage der Ver-
sorgungsleitungen auf den jeweiligen Baugrundstiicken ist durch den Versorgungstrager
eigenstandig zu ermitteln.

6. HINWEISE

Mit der Aufstellung der 6. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Rastede West, werden die
bisherigen auf die entsprechenden Teilbereiche bezogenen Festsetzungen des Bebauungs-
planes Nr. 7 aufgehoben.

7. DATEN ZUM VERFAHRENSVERLAUF

Auslegungsbeschluss 15.02.2005
Bekanntmachung
Offentliche Auslegung

Satzungsbeschluss durch den Rat der Gemeinde Rastede

Rastede, den

Der Blrgermeister

Die Begriindung hat dem Satzungsbeschluss zur Aufstellung der 6. vereinfachten Anderung
des Bebauungsplanes Nr. 7 ,Rastede West" vom ..................... gemal § 10 BauGB zugrun-
de gelegen.

Rastede, den
Der Blrgermeister
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freilgegeben am 15.03.2005

GB 3 Datum: 15.03.2005
Sachbearbeiter/in: Frau Milder, Sabine

StralRenbenennung Bebauungsplan 78 A - Hahn - Am Ostermoor

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

o] 18.04.2005 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 03.05.2005 Verwaltungsausschuss

@) 05.07.2005 Rat

Beschlussvorschlag:

Die in Verlangerung der Stral’e Am Ostermoor geplante Ringerschlief3ungsstral3e fur das
Baugebiet Nr. 78a erhdlt den Stralennamen ROTDORNWERG.

Sach- und Rechtslage:

Die Erschliefungsstralie fur dieses Baugebiet wird als verkehrsberuhigter Bereich an
die vorhandene Stra3e Am Ostermoor angeschlossen.

Der Bau dieser Straf3e wurde mit dem Bebauungsplan Nr. 78A beschlossen. Die neue Ver-
kehrsflache gilt gemal? 8 6 Abs. 5 des Nieders. Strallengesetzes mit ihrer Freigabe als dem
offentlichen Verkehr gewidmet. Baulasttrager dieser Ortsstral3e wird die Gemeinde Rastede.
Das Stral¥enbestandsverzeichnis wird entsprechend erganzt.

Auf eine Anfrage beim Ortsbirgerverein Hahn-Lehmden wurden zwei Alternativvorschlége
eingereicht. Der erste Vorschlag sieht die Weiterfihrung des Namens Am Ostermoor vor.
Diesist jedoch aus Griinden der Hausnummernvergabe nicht praktikabel. Als zweite Alterna-
tive wurde der Name Rotdornweg vorgeschlagen. Der Rotdorn gehért, wie auch Sanddorn,
Weil3dorn und Schlehe (bereits bestehende Stral3ennamen) zur Familie der Rosaceae-
Gewéchse und erweitert somit die einheitliche Stral3enbenennung. Bereits in den Jahren 1981
und 1991 wurde angeregt weitere Namen aus der Reihe der einheimischen Wildheckenpflan-
zen zu verwenden.




Frau Pauly vom Archiv unterbreitete den Vorschlag de-Cousser-Strasse, da Familie de Cous-
ser die Entwicklung Hahns wesentlich gepragt hat. Uber drei Generationen, von 1816-1882,
war Gut Hahn Eigentum der Familie de Cousser. Louis Marcel de Cousser (1775 - 1854) war
als franzosischer Adeliger vor der Revolution in Frankreich geflohen und hatte sich in Olden-
burg niedergel assen. Wahrend der Oldenburger ,, Franzosenzeit® (1811 — 1813) war er als
Blrgermeister (Maire) in Hahn tétig. 1816 kaufte er das Gut Hahn. Er betrieb die Modernisie-
rung der Landwirtschaft durch Anwendung wissenschaftlicher Methoden (Kultivierung der
unfruchtbaren Heidebdden, Aufforstung) und war darin Vorbild fUr viele Bauern. Auf Gut
Hahn erweiterte er die Ziegelei erheblich. Als Hobby-Archdol oge machte er wichtige Funde
und Ausgrabungen. Sein Sohn Adolph de Cousser fihrte die Arbeit in seinem Sinne weiter.
Er sorgte mit dafUr, dass die Eisenbahnlinie Oldenburg-Wilhelmshaven nicht, wie erst ge-
plant, Uber Wiefelstede flhrte, sondern Gber Rastede-Varel (erdffnet 1867). Mit seinen Ver-
wandten Lauw richtete er die erste Ziegelei in Bockhorn ein. Nach seinem Tod 1878 erbte
Louis Ummo Marcel de Cousser den Besitz, verkaufte ihn jedoch 1882.

Finanzielle Auswirkungen:

keine

Anlagen:

keine



(E ASTED E Gemeinde Rastede
= Der Biirgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2005/118
freilgegeben am 18.05.2005

GB?2 Datum: 18.05.2005
Sachbearbeiter/in: Stefan Unnewehr

Einrichtung einer ""Offenen Eingangsstufe' zum Schuljahresbeginn
2006/2007 an der Grundschule Hahn-Lehmden

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

o) 14.06.2005 Schulausschuss

N 21.06.2005 Verwaltungsausschuss
o] 05.07.2005 Rat

Beschlussvorschlag:

Der Einrichtung einer ,, Offenen Eingangsstufe® an der Grundschule Hahn-Lehmden zum
Schuljahresbeginn 2006/2007 wird zugestimmt.

Sach- und Rechtslage:

Dem als Anlage beigefligten Antrag der Grundschule Hahn-Lehmden kann entnommen wer-
den, das sich die Gesamtkonferenz mit deutlicher Mehrheit fir die Einfuhrung der ,, Offenen
Eingangstufe® zum Schuljahresbeginn 2006/2007 ausgesprochen hat.

Die Schulleitung der Grundschule bittet nun um Einvernehmensherstellung seitens der Ge-
meinde Rastede als zustandiger Schultragerin.

Gemal 8 6 Niedersachsisches Schulgesetz (NSchG) kénnen Grundschulen den 1. und 2.
Schuljahrgang al's padagogische Einheit fihren, die von einzelnen Schilerinnen und Schilern
indrei Schuljahren durchlaufen werden kann. Alle schulpflichtigen und schulfahigen Kinder
(Kann-Kinder) werden eingeschult. Es gibt keine Zurickstellung vom Schulbesuch mehr.
Auch Kinder mit sonderpadagogischem Forderbedarf in den Bereichen Sprache, Lernen und
emotionale und soziale Entwicklung werden eingeschult.

Die Kinder besuchen die jahrgangsiibergreifende altersgemischte Eingangsstufe in der Regel
zwei Jahre, danach wechseln siein den 3. Schuljahrgang. Schnell lernende Kinder kdnnen
bereits nach einem Jahr in den 3. Schuljahrgang wechseln, Kinder die mehr Zeit bendtigen,
koénnen drel Jahre in der Eingangsstufe bleiben und riicken danach in den 3. Schuljahrgang
auf.




Mit dem Lernen in altersgemischten Gruppen wird an die Gruppenstruktur im Kindergarten
angeknupft. Altersgemische Gruppen fordern kooperatives Lernen, gegenseitige Hilfe und
Verantwortung. Die Lernchance aller Kinder wird verbessert. Insbesondere Schulanfanger
werden schnell integriert und lernen von ihren Mitschilerinnen und Mitschilern die Regeln
und Rituale.

Unterricht in der Schuleingangsstufe garantiert allen Kindern:

individuelle Unterstiitzung ihrer Lernprozesse

sel bstgesteuerte Lernmaoglichkeiten

gezielte Forderung ihrer Begabung

eine gut eingerichtete L ernumgebung

Lehrerinnen und Lehrer, die sie personlich auf ihren Lernwegen begleiten
eine Lerngemeinschaft, in der Unterschiede wertgeschétzt werden

eine intensive Zusammenarbeit mit den Eltern.

Fur die Arbeit in den jahrgangstibergreifenden Lerngruppen erhalten die Grundschulen je
nach Grof3e der Lerngruppen zusétzliche L ehrerstunden.

Zur Sicherstellung der Unterrichtsversorgung zum Schuljahresbeginn 2006/2007 muss der
Beschluss der Gesamtkonferenz der Landesschulbehdrde bis zum 01.02.2006 vorliegen.

Hinsichtlich des Raumbedarfes und der Ausstattung der Grundschule hat die Schulleitung
ausgefuhrt, dass kein zusétzlicher Bedarf besteht. Die Einfuhrung der ,, Offenen Eingangstufe®
l&sst sich somit kostenneutral fir die Gemeinde Rastede realisieren.

Im Rahmen der Schulausschusssitzung steht der Schulleiter der Grundschule Hahn-Lehmden,
Herr Lenz, personlich zur Verfiigung, um gegebenenfalls das Konzept der ,, Offenen Eingang-
stufe” und die direkten Auswirkungen auf die Grundschule zu erl&utert.

Die Verwaltung schlagt vor, der Einfuhrung der ,, Offenen Eingangsstufe® an der Grundschule
Hahn-L ehmden zuzustimmen.

Finanzielle Auswirkungen:

Keine.

Anlagen:

1. Antrag der GS Hahn-Lehmden
2. Informationsbroschiire Nds. Kultusministerium zur neuen Eingangsstufe



Anlage 1 zu Vorlage 2005/118

grundschule hahn-lehmden s lehmder strafie 8 « 26180 rastede

schulleitung

grundschule hahn-lehmden » lehimder strafie 8 « 26180 rastede Ty, ) 20, April 2005

Gemeindeverwaltung Rastede , !

Schulabteilung | Eina 0 K e j
clo Frau Menze a. 2 U April 2005

|
Rastede i-i.w-l | - _I/] j‘I_J

r.l i -

Betreff: Grundschule Hahn-Lehmden
hier; Offene Eingangsstufe

Sehr geehrte Frau Menze,

die Gesamtkonferenz unserer Schule hat in inrer Sitzung am 19.04.2005 mit deutlicher
Mehrheit (19 ja, 1 nein, 5 Enthaltungen) die EinfGhrung der Offenen Eingangsstufe zu
Beginn des Schuljahres 2006/2007 beschlossan

So wie es vorgesehen ist, mochte ich mit lhnen als Schultréger Einvernehmen Uber diesen
Beschluss herstellen.

Ich bitte daher die dafur verantwortlichen Gremien und Personen, dem Varhaben
zuzustimmen und das Kellegium bei der Varbereitung und Umsetzung des
Konferenzbeschlusses zu unterstutzen.

Mit freundlichen Grikan

ol ¥ Ry

| Ulirich H. Lentz N\
Rakior

tel 04402-T343 » fax 04402-871353 « e-mail: gs-hahn & web.da
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Niedersachsen macht Schule
mit der
neuen Eingangsstufe

F\ Niedersachsen
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1995 begann an zwei niedersachsi-
schen Grundschulen der Schulver-
such zur Neustrukturierung des
Schulanfangs, an dem sich insge-
samt neun Grundschulen beteiligt
haben und der mit Ende des Schul-
jahres 2001/2002 an der Laagberg-
schule in Wolfsburg beendet wurde.
Schwerpunkte des Schulversuchs
waren

die Einschulung aller schulpflichti-
gen Kinder, auch der Kinder mit
sonderpadagogischem Forderbedarf
in den Bereichen Sprache, Lernen
sowie emotionale und soziale Ent-
wicklung,

die Entwicklung der Schulfahigkeit
aller Schulerinnen und Schiler in der
Schule, auch durch die Zusammen-
arbeit von Grundschul-, Sonder-
schullehrkraften und sozialpadago-
gischen Fachkréaften,

die Erprobung von schuljahrgangs-
Ubergreifenden Lerngruppen, in
denen die Kinder in der Regel zwei
Jahre lang, in Einzelfallen langer
oder auch kurzer verbleiben,

die Forderung der Kinder durch
Individualisierung und Differenzie-
rung der padagogischen Arbeit ohne
das Ziel der Integration aller Kinder
zu gefahrden.

Auch wenn die Auswertung noch
nicht abgeschlossen ist, haben mich
die Zwischenberichte und auch die
Erfahrungen aus vergleichbaren
Schulversuchen in anderen Bun-
deslandern veranlasst, die veran-
derte Eingangsstufe allen Grund-
schulen mit Beginn des Schuljahres
2003/2004 zu ermdoglichen. Sie ist in
§ 6 des Niedersachischen Schulge-
setzes verankert. Auch die Aus-
wertung der PISA-Untersuchung hat
ergeben, dass die Kinder in den

Landern mit besseren Ergebnissen
friher gefordert und friher einge-
schult werden. Eine Auslese zu Be-
ginn der Schulzeit durch Zurtickstel-
lung vom Schulbesuch gibt es in
diesen Landern nicht.

Es gibt Untersuchungen, die zeigen,
dass gerade leistungsschwéchere
Kinder in integrierten Systemen bes-
ser gefordert werden als bei geson-
derter Beschulung. So konnte nach-
gewiesen werden, dass sich zuriick-
gestellte Kinder mit Schulkindergar-
tenbesuch und eingeschulte lern-
schwache Schulanfanger weder in
den Lernvoraussetzungen noch in
den Lernfortschritten im ersten und
zweiten Schuljahr unterscheiden.
Auch wenn neun Schulen naturlich
nicht reprasentativ sind, so gibt es
doch ermutigende Ergebnisse aus
dem Schulversuch, die von einer
Schulleiterin so zusammengefasst
werden:

Es gibt keine Zurtckstellung vor
oder kurz nach dem Schuleintritt und
kein Sitzenbleiben am Ende der
Klasse 2. Kinder kénnen ein Jahr,
zwei Jahre oder auch drei Jahre in
der Lerngruppe bleiben, ohne ihre
Bezugsgruppe ganzlich aufgeben zu
mussen. Auch ,Springer* kdnnen
problemlos integriert werden.

Kinder mit sonderpadagogischem
Forderbedarf bleiben in der Lern-
gruppe und werden — wenn erforder-
lich — zieldifferent unterrichtet.

Durch individuelles Lernen ohne
Versagensangste und Konkurrenz-
druck kommt es zu einer Beruhigung
der Lernatmosphare.

Arbeitstechniken, Rituale usw.
werden durch die vereinfachte Ein-
gewohnungsphase der Erstklassler
(Kinder lernen von Kindern!) besser
gelernt.

Schnell lernende Kinder finden
eine anregende Lernumwelt und
kénnen mit einem Teil der Lerngrup-
pe schon nach einem Jahr in den
dritten Schuljahrgang wechseln.

Schulanfanger mit schlechteren
Lernvoraussetzungen bleiben drei
Jahre. Die Férderung, die sie sonst
im Schulkindergarten erhalten hat-

ten, wird in die Eingangsstufe integ-
riert. Das stigmatisierende Sitzen-
bleiben wird vermieden.

Natirlich weil3 ich, dass sechsjahrige
Kinder bei der Einschulung oft einen
enormen Entwicklungsunterschied
aufweisen und damit sehr hohe An-
forderungen an die ,Unterrichts-
kunst” der Lehrkrafte gestellt wer-
den. Es ist wirklich eine Herausfor-
derung, den Unterricht so zu gestal-
ten, dass jedes Kind gefordert und
gefordert wird. Die Spanne reicht
manchmal von einem funfjahrigen
Kind, das schon die Zeitung liest und
im Zahlenraum bis 100 rechnet, bis
zu einem Kind, dass noch keinen
Buchstaben und keine Zahl kennt.

Durch die neue Eingangsstufe mit
jahrgangstubergreifenden Lerngrup-
pen ohne die Mdglichkeit der Zu-
ruckstellung wird die Heterogenitéat
der Lerngruppe noch erhght. Das
erfordert Unterrichtskonzepte, die die
Unterschiedlichkeit der Kinder be-
ricksichtigen. Individuelle Férderung
und Differenzierung sind unabding-
bare Voraussetzungen fur die Arbeit
in der neuen Eingangsstufe. Deshalb
sollen die Schulen fiir diese Arbeit je
nach Grof3e der Lerngruppe auch
zusatzliche Unterrichtsstunden fiir
Forder- und Differenzierungsmaf3-
nahmen erhalten. Auf Wunsch wer-
den die Schulen bei der Einfiihrung
der neuen Eingangsstufe beraten
und durch Fortbildungsmal3nahmen
unterstttzt.

Diese Broschiire soll alle an der
Arbeit der Grundschule Interessier-
ten Uber die Chancen der neuen
Eingangsstufe, aber auch Uber die
damit fUr die Lehrkréafte verbundenen
Anforderungen informieren.

Allen Schulen, die sich auf den Weg
machen und die neue Eingangstufe
einfihren wollen, wiinsche ich dabei
viel Erfolg.

5uak S S



8 6 Niedersachsisches
Schulaesetz

Grundschulen kénnen den 1. und 2.
Schuljahrgang als padagogische Ein-
heit fihren, die von einzelnen Schiile-
rinnen und Schulern in drei Schuljah-
ren durchlaufen werden kann (Ein-
gangsstufe). In diesem Fall findet
Absatz 3 keine Anwendung. (Das
heif3t, an Schulen mit Eingangsstufe
kann kein Schulkindergarten einge-

richtet werden.)

(8 6 Abs. 4 des NSchG, zuletzt gean-
dert durch das Gesetz zur Weiterent-
wicklung des Schulwesens vom
25.06.2002)

Das ist die Eingangsstufe

Schulanfang fur alle Kinder

Alle schulpflichtigen und schulfahigen
Kinder (Kann-Kinder) werden
eingeschult. Es gibt keine Zurtck-
stellung vom Schulbesuch mehr.

An diesen Schulen gibt es somit auch
keinen Schulkindergarten.

Auch Kinder mit sonderpadago-
gischem Forderbedarf in den
Bereichen Sprache, Lernen und
emotionale und soziale Entwicklung
werden eingeschult, wenn die Schule
eine sonderpadagogische Grund-
versorgung im Rahmen eines
regionalen
Integra-
tionons-
konzepts

Uberspringen

Versetzung

Verweildauer 1 bis 3 Jahre

Die Kinder besuchen die jahrgangs-
Ubergreifende altersgemischte Ein-
gangsstufe in der Regel zwei Jahre.
Danach wechseln sie in den 3. Schul-
jahrgang.

Schnell lernende Kinder kdnnen
bereits nach einem Jahr in den

3. Schuljahrgang wechseln.

Kinder, die mehr Zeit bendtigen,
kénnen drei Jahre in der Eingangsstufe
bleiben und riicken danach in den

3. Schuljahrgang auf.

Aufriicken

hat.

1 Jahr

2 Jahre 3 Jahre

§ 10 Versetzungsordnung

Die Klassenkonferenz entscheidet am
Ende des 1. oder 2. Halbjahres des 2.
Schuljahrgangs, wer die Eingangsstufe
in drei Schuljahren durchlauft. Wer die
Eingangsstufe in drei Jahren durch-
lauft, rickt am Ende des 2. Schuljahr-
gangs ohne Versetzungsentscheidung
in den héheren Schuljahrgang auf.
(Artikel 1 Nr. 6¢ der Verordnung zur
Anderung der Versetzungsverordnung
vom 2.12. 2002)

Jahrgangsubergreifende
Lerngruppen

Mit dem Lernen in altersgemischten
Gruppen wird an die Gruppenstruktur
im Kindergarten angeknpft. Altersge-
mischte Gruppen fordern kooperatives
Lernen, gegenseitige Hilfe und Ver-
antwortung.

Die Schulerinnen und Schuler machen
in den heterogenen Lerngruppen wich-
tige Erfahrungen und lernen voneinan-
der. So andert sich z. B. ihre Position
in der Lerngruppe jahrlich. Sie begin-
nen als die Kleinen, denen die GroRen
helfen, und wachsen langsam in die
Rolle der Grolen, die den Kleinen
helfen.

Insbesondere Schulanfanger werden
schnell integriert und lernen von ihren
Mitschiilerinnen und Mitschilern die
Regeln und Rituale.



Wie wirkt sich die Eingangsstufe aus?

= Schule kommt den Kindern =
entgegen...
Die Zusammenarbeit mit den Kinder-
tagesstatten wird verstéarkt. Schul-
fahigkeit wird nicht vorausgesetzt
sondern entwickelt. Die Lern-
ausgangslage wird bei jedem Kind
festgestellt. Daran ankniipfend werden
die weiteren Férdermafinahmen und
Forderziele festgelegt. Das Lerntempo
jedes Kindes wird beriicksichtigt. Es
gibt keinen unnétigen Zeitdruck mehr,
die Lernfreude wird gesteigert. Das
individuelle Lernen beruhigt die Lern-
atmosphére. Konkurrenzdruck und
Versagensangste kdnnen so
genommen werden.

Unterricht veréandert sich...

Die Ergebnisse der PISA - Studie
machen neue Unterrichtsformen
erforderlich: Kinder lernen forschend
und kreativ von Anfang an. Der

Unterricht muss verstéarkt auf diese
kindgerechte Form des Lernens
eingehen. Voneinander lernen ist ein
Unterrichtsprinzip und Notwendigkeit.
Rhythmisierung und Rituale verstarken
die Sicherheit (z. B. "offener Anfang",
Morgenlied, Gesprachskreis zur
Wochenplanarbeit, Bewegungspause
im Unterricht...).

Jedes Kind hat viele Begabungen,
die es zu entdecken und zu
fordern gilt.

Lehrkrafte bekommen neue
Gestaltungsmaoglichkeiten...
Gemeinsame Unterrichtsplanung und
Teamarbeit pragen den Arbeitsplatz

der Lehrkrafte. Im Team wird
gemeinsam festgelegt, wie der
Unterricht individuell fir jedes Kind
gestaltet wird. Die Unterschiedlichkeit
der Kinder ist hierbei zu erkennen und

zu akzeptieren. Die Aufgabenstellung
ist dem unterschiedlichen Anforde-
rungsniveau anzupassen und auf den
Entwicklungsstand des einzelnen
Kindes zu beziehen. Die Eltern sind
durch regelmaRig festzusetzende
Gesprachstermine verstarkt
einzubeziehen.

Eltern nutzen ihre Méglichkeiten...
Offentlichkeitsarbeit zur Erlauterung
der Ziele der Eingangsstufe und ihrer
Ausgestaltung schaffen Klarheit und

Akzeptanz. Durch regelmafige Ge-

sprache mit den Lehrkraften kénnen
gemeinsame Ansatze fir eine indivi-
duelle Foérderung erarbeitet werden.

Eltern nehmen aktiv am Schulleben teil.

Dazu gehoéren neben Hospitations-
mdglichkeiten z. B. die Mitarbeit in
Projekten und Schulvereinen. Eltern
nehmen ihre Mitverantwortung wahr
und erleben sie als Gewinn fir sich
selbst, ihre Kinder und die Arbeit in der
Schule.

Kinder lernen voneinander...

Die Integration in den 1. Schuljahr-
gang gelingt durch die Mithilfe der
Alteren rasch und problemlor. Die
Kinder erleben, dass ihr Wissen gefragt
ist. Die Forderung des selbststandigen
Arbeitens ohne Zeitdruck erhoht die

Lernfreude. Neue kindgerechtere

Lernformen motivieren die Kinder und
bieten die Chance, entsprechend den
individuellen Fahigkeiten bestmdglich

zu lernen. Durch soziales Lernen wird
eine konfliktarme Lernatmosphére
geschaffen.

Zusammenarbeit mit dem
Kindergarten

Die erweiterte und vertiefte Koope-
ration mit dem Kindergarten ermoglicht
eine kindgemafRe Gestaltung des
Ubergangs vom Kindergarten in die
Grundschule. Gemeinsame Aktivitdten
von Kindergartenkindern und Schul-
kindern bauen Akzeptanz und

Vertrauen auf und Berlihrungséngste
ab. Die verstarkte Zusammenarbeit
bereichert Lehrkrafte sowie

Erzieherinnen und Erzieher wie auch
Eltern und Kinder.



Wie sich Unterricht verandert...
- Erfahrungen aus den Schulversuchen -

Unterricht in der Eingangsstufe ist fur alle Kinder da

Die Kinder kommen mit sehr unter-
schiedlichen Lernvoraussetzungen in
die Schule.

Fast alle schreiben ihren Namen schon
richtig — oder
fast richtig.
Manche kon-
nen eine Viel-
zahl anderer
Schriftziige
erkennen, aus
der Werbung,
dem Stral3en-
verkehr oder aus Zeitungen und Fern-
sehen. Einige lesen bereits ganze
Bulicher, andere kennen die Buchsta-
ben noch nicht.

Ahnlich verhalt es sich beim Rechnen:
Wir haben Kinder gebeten, fir den
Unterricht die grote Zahl aus ihrer
Wohnung mit zu bringen. Lisa brachte
ein Buch mit 498 Seiten. Die Kinder
baten sie, die Seite 24 aufzuschlagen
oder die Seite 312. Lisa war in der
Lage, jede beliebige Seite des Buches
zu finden. Sie konnte begriinden, wes-
halb sie die Forderung nach der Seite
1000 nicht erfullen konnte. Mark hin-
gegen hatte einen
Beutel voller Knopfe
dabei und unter-
breitete den Vor-
schlag, die Knépfe
zu sortieren. Es
entstand eine span-
nende Situation in
der Gruppe. Die
Kinder diskutierten
Uber verschiedene Mdoglichkeiten, die
Knépfe zu ordnen. Timo schlie3lich
hatte ein P&ackchen Zahlennudeln
dabei und begann sie mit einer ande-
ren Gruppe in Zahlenreihen zu sortie-
ren. Dabei entdeckten sie, dass die
Zahl 3 seltener vorkam als die anderen
Zahlen. In der dritten Gruppe began-
nen die Kinder Geld zu zahlen, denn
Kevin hatte sein Spielgeld mitgebracht.

Solche und andere Szenen am Schul-
anfang holen die Kinder mit ihrem
Vorwissen in die Schule hinein. Sie
gelingen besonders gut in jahrgangs-
gemischten Gruppen. Wo
alle verschieden sind,
werden unterschiedliche
Interessen und Lernvor-
aussetzungen ein Ge-
winn. So manche mitge-
brachte Aufgabe der
Schulanfénger fordert die
alteren Partnerinnen und
Partner zum Denken heraus. So die
Frage, wie dick eigentlich ein Buch mit
1000 Seiten ware, oder wie man die
Zahlenreihen fortsetzen konnte, ob-
wohl die 3 fehlt.
Aber auch die Alte-
ren stellen ihre An-
spriiche an die Neu-
en. Es gibt schon
Regeln in der Lern-
gruppe, die ein-
gehalten werden
missen. Die Grof3en
kennen allerlei Me-
thoden, mit denen besser gelernt wer-
den kann.
Mark, wie
willst du dir
merken, wie
die Knopfe
sortiert wa-
ren?”. ,\Wir
missen das
aufschreiben,
ehe wir neu
sortieren, sonst kénnen wir unsere
Experimente nachher der Klasse nicht
vorstellen“, meint Tobias, der die
Schuleingangsstufe im zweiten Schul-
besuchsjahr durchlauft.

Lehrkréfte, die Erfahrungen mit der
Eingangsstufe gemacht haben, berich-
ten, dass die Kinder viel schneller in
den Unterricht hineinkommen. Dieses

betrachten sie als gro3en Vorteil.
Altere nehmen die Neuen an die Hand.
Vieles von dem, was wir frilher immer
wieder erklaren mussten, lernen die
Schulanfanger nebenbei von ihren
Partnerkindern.

Jede Lerngruppe der Eingangsstufe
muss mdglichst schnell eine -
werden.
Dazu gehért ein gemeinsamer integrie-
render Rahmen, beispielsweise Lernen
an gemeinsamen Themen, ein ge-
meinsamer Beginn am Morgen, der
Austausch Uber die unterschiedlichen
Arbeiten nach differenzierten Aufga-
ben. Ziel ist eine Lerngemeinschaft, in
der Kinder mit
verschiedenen
Lernvorausset-
zungen vonein-
ander lernen.
Anfangs  hatten
die Eltern Angst,
ihre Kinder lern-
ten zu wenig,
wenn sie den
Kleinen helfen. Heute wissen sie, dass
ein Kind etwas erst richtig verstanden
hat, wenn es das einmal einem ande-
ren erfolgreich erklaren konnte.

Zugleich soll der Unterricht die -
aller Kinder verbessern. Je-
des Kind erhalt einen persénlichen
Lernplan, abgestimmte Anregungen
und Aufgaben.
Es soll nicht nur da abgeholt werden,
wo es gerade lernt, sondern erhalt
individuelle Unterstiitzung, um még-
lichst weit voranzukommen.
Der Erfolg beruht auf einem Unterricht,
der alle Kinder systematisch fordert
und fordert. Es geht darum, Schule so
zu verandern, dass in ihr jedes Kind
auf seinem Leistungs- und Entwick-
lungsniveau effektiv lernen kann.



In der neuen Eingangsstufe steht

an offenen
Aufgaben im Mittelpunkt, nachvollzie-
hendes Uben spielt nur noch eine
untergeordnete Rolle.
Statt durch stéandiges Wiederholen wird
Gelerntes in kreativen Anwendungen,
z .B. in kleinen Projekten gesichert.
Der Erfolg in anderen européischen
Landern spricht fur diese Prioritaten-
setzung.

Damit dieser Unterricht moglich wird,
mussen den Kindern geeignete
zur Verfigung stehen. Die

Klassenzimmer werden umgestaltet zu
Lernstatten. Dazu eine Schulleiterin:
-Wir haben zu jedem Lernbereich ein
groRRes Spektrum Material, vom Vor-
schulniveau bis weit Giber das Anforde-
rungsniveau der vierten Klasse hinaus.
Dann fallt es leichter, Kinder individuell
Zu unterstutzen.”

Die Lehrkratt begleitet die Kinder auf

ihren Lernwegen.

Die Arbeit der Lehrkréafte verandert
sich, wenn das Kind mit seiner selbst-
gesteuerten Tatigkeit im Mittelpunkt
steht. Die Lehrkraft regt an, stitzt die
Selbstorganisation der Schilerinnen
und Schuler und stellt geeignete Hilfen
vorausschauend bereit. Und sie achtet
darauf, dass das Lernen in die Tiefe
geht und nicht beim Abarbeiten von
Aufgaben stehen bleibt.

Nicht nur die Lehrkraft personlich, auch
die Jahrgangsmischung der Eingangs-
stufe fuihrt die Kinder an Methoden der
Arbeitsorganisation heran:

Kinder lernen, Informationen zu sam-
meln, zu ordnen und weiterzugeben,
sie lernen Probleme zu I6sen und
kritisch zu denken. Sie lernen zu pla-
nen, wenn die Lehrkréfte Tages- oder
Wochenpléne gemeinsam mit den
Schilerinnen und Schilern erarbeiten.
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Genauso lernen die Kinder, ihre Leis-
tungen selbst einzuschétzen und auf-
zuzeichnen. In Lerntagebuchern halten
Kinder ihre Fortschritte fest, aber auch
ihre Fragen.

Aus dem Lerntagebuch einer Sieben-
jahrigen: ,lch mochte wissen, warum
die Weser am Rand rickwarts flief3t.”
Marco aus der gleichen Lerngruppe
schreibt: ,Was ist hoher, das grofite
Hochhaus in Hannover oder der Fern-
sehturm?“ Friedrich ist schon acht
Jahre alt. Er schreibt: ,Bei uns ist ein
Haus, das ist verzaubert. Tarkan und

ich gehen mittags hinein.“ Und Lena
notiert an ihrem ersten Schulweih-
nachten ihren Erfolg so: ,lch kann
Zeitung lesen!”
Die Lehrerinnen und Lehrer nehmen
den

der Kinder wahr.
Sie beobachten sie so genau wie mdg-
lich und sprechen mit ihnen tber ihr
Lernen, um viel tber die individuellen
Fragen, Interessen, Lernstile und
Lernniveaus ihrer Schilerinnen und
Schiler zu erfahren. Daraus leiten sie
ab, welche Angebote fur die einzelnen
Kinder in der vorbereiteten Umgebung
bereitgestellt werden sollten, um so
nachste Entwicklungsschritte zu unter-
stitzen. Die Entwicklung jeden Kindes
steht im Mittelpunkt.
Die vielfaltigen Leistungen der Kinder
sind wichtige Anhaltspunkte fur Unter-
richtsplanung.
Sie missen dazu systematisch und
kontinuierlich protokolliert werden. Das
Dokumentierte darf nicht nur eine
Momentaufnahme sein, sondern muss
das individuelle kindliche Lernen
transparent machen und berticksichti-
gen. Das hilft auch, das Recht der
Eltern auf umfassende Information
wahr zu nehmen.
Portfolios als Sammelsysteme helfen,
die Arbeit und Leistung der Kinder
darzustellen und mit den Eltern tber
die Entwicklung ihrer Kinder zu spre-
chen.

Unterricht in der Eingangsstufe ist fur alle Kinder da

Unterricht in der Schuleingangsstufe garantiert allen Kindern:

] individuelle Unterstitzung ihrer Lernprozesse

. selbstgesteuerte Lernmdglichkeiten

. gezielte Férderung ihrer Begabungen

= eine gut eingerichtete Lernumgebung

= Lehrerinnen und Lehrer, die sie personlich auf ihren Lernwegen begleiten
= eine Lerngemeinschaft, in der Unterschiede wertgeschatzt werden

= eine intensive Zusammenarbeit mit den Eltern.



Ausstattung/Ressourcen

Far die Arbeit in den jahrgangsibergreifenden Lerngruppen erhalten die
Grundschulen je nach Grol3e der Lerngruppen zusatzliche Lehrerstunden:

flr Lerngruppen mit weniger als 20 Kindern
flr Lerngruppen mit 20 bis zu 25 Kindern
flr Lerngruppen mit mehr als 25 Kindern

Die zwei zuséatzlichen Lehrerstunden
fur groRe Klassen gemal Erlass des
Niedersachsischen Kultusministeriums
zur Klassenbildung und Lehrer-
stundenzuweisung an allgemein
bildenden Schulen vom 28.02.1995

bleiben erhalten. Es gelten auch die
Vorschriften zur Klassenbildung und
die fur die Berechnung der durch-
schnittlichen KlassengréRe tblichen
Rundungsvorgaben.

Ist die Grundschule in ein regionales

Unterstlitzungsangebote

Das NLI wird Lehrkrafte qualifizieren,
die den Grundschulen, die die
veranderte Eingangsstufe einrichten
wollen, zur Beratung zur Verfigung
stehen. Im Rahmen der regionalen
Lehrerfortbildung sollen Kurse

angeboten werden, die sich an den

Fragen der Schulen mit einer neuen
Eingangsstufe orientieren. Zentrale
Themen der Fortbildungsangebote

werden voraussichtlich Fragen der

padagogischen Beobachtung und

2 zusatzliche Lehrerstunden
3 zusatzliche Lehrerstunden
4 zuséatzliche Lehrerstunden

Integrationskonzept eingebunden,
erhalt sie auch die zusétzlichen
Sonderschullehrerstunden fiir die
sonderpadagogische Grundversorgung
und andere IntegrationsmalRnahmen,
wenn diese Teil des Konzeptes sind.

Lernstandsbeschreibung, der
Differenzierung und Gestaltung von
Aufgaben fiir verschiedene
Anforderungsniveaus sowie Modelle
fur differenzierenden Unterricht sein.

Was muss eine Schule tun, wenn sie die
Eingangsstufe einfihren will?

Uber die Einrichtung der Eingangsstufe
entscheidet die Gesamtkonferenz im
Benehmen mit dem Schultréager. Zur
Sicherstellung der Unterrichtsversor-
gung muss der Beschluss der Ge-
samtkonferenz der Bezirksregierung

jeweils bis zum 01.02. des Kalender-
jahres vorliegen, in dem die Schule die
Schuleingangsstufe einrichten will. Die
Eingangsstufe muss fir alle Schiilerin-
nen und Schiler des 1. und 2. Schul-
jahrgangs eingerichtet werden.

Grundschulen, die zum Schuljahr
2003/2004 die Eingangsstufe einrich-
ten wollen, kdnnen dieses der Bezirks-
regierung bis zum 01.03.2003 mittei-
len.



Literatur zur Neugestaltung der Eingangsstufe
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Flexible Eingangsphase in der Grundschule. Band | und Il. Kiel: Kdrner.

Verlagsadresse: Eckernforder Str. 259, 24119 Kronshagen

=  Burk, Karlheinz/ Mangelsdorf, Marei/ Schoeler, Udo/ u.a. (1998):
Die neue Schuleingangsstufe. Lernen und Lehren in entwicklungsheterogenen Gruppen.

Weinheim: Beltz Praxis

=  Thiringer Institut fir Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien (Hrsg.) (2000):
Veranderte Schuleingangsphase an Thiringer Grundschulen.

Entwicklungsstand und Perspektive eines Schulversuchs, Impulse Heft 35, 2000

=  Dréager, Monika (Hrsg.) (1997):
Der Anfangsunterricht in Regel- und Integrationsklassen.

Heinsberg: Agentur Dieck

= Nicolas, Béarbel (1997):

Offener Unterricht zum Schulanfang. Berlin: Scriptor
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Flexible Eingangsphase und feste Offnungszeiten in der Grundschule.
Bad Heilbrunn/ Obb.: Klinkhardt
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(ﬁ ASTED E Gemeinde Rastede
= Der Biirgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2005/059
freigegeben am 22.02.2005

GB1 Datum: 22.02.2005
Sachbearbeiter/in; Lubenow

Fortschreibung des Stufenplanes

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium
N 01.03.2005 Verwaltungsausschuss
) 05.07.2005 Rat

Beschlussvorschlag:

Die Fortschreibung des Stufenplanes, der die Unterreprasentanz von Frauen abbauen soll,
wird beschl ossen.

Sach- und Rechtslage:

Der am 12.12.1995 vom Rat der Gemeinde Rastede beschlossene Stufenplan fir den Zeitraum
1995 — 2000, der die Unterreprésentanz von Frauen abbauen soll, muss gemél’ § 4 des Nds.
Gleichstellungsgesetz alle 2 Jahre fortgeschrieben werden.

Aus diesem Grunde wurde jetzt die 4. Fortschreibung des Stufenplanes zum Stichtag
01.01.2005 erarbeitet. Diese Fortschreibung ist dieser Vorlage as Anlage beigeflgt.

Der Personalrat erteilte hierzu am 21.02.2005 seine Zustimmung.
Aus dem Textteil |&sst sich erkennen, dass sich aufgrund der sehr geringen Fluktuation des

Personals keine bzw. nur sehr unwesentliche Veranderungen gegentiber dem Ursprungswerk
ergeben haben.

Finanzielle Auswirkungen:

keine

Anlagen:

1. Stufenplan — Textlicher Teil (Anlage 1)
2. Stufenplan — Tabellarischer Teil (Anlage 2)




Anlage 1 zu Vorlage 2005/059

Stufenplan
der Gemeinde Rastede

Gemdl3 8 4 des Niedersachsischen Gleichstellungsgesetzes (NGG) wird fiir die Gemeinde
Rastede fur die Zeit vom 01.01.2005 bis zum 31.12.2006 folgender Stufenplan festgel egt:

Eine Ausgleichsmalinahme mit dem Ziel, die Unterreprésentanz von Frauen abzubauen, ist
der auf die Dienststelle zugeschnittene individuelle Stufenplan.

Nach § 4 (1) NGG erstellt jede Dienststelle nach Mal3gabe ihrer dienstrechtlichen Befugnisse
auf der Grundlage einer Bestandsaufnahme und Analyse der Beschéftigungsstruktur sowie der
zu erwartenden Fluktuation diesen Stufenplan.

Im Stufenplan ist flr einen Zeitraum von sechs Jahren festzulegen, mit welchen personellen,
organisatorischen und fortbildenden Mal3nahmen die Unterreprasentanz von Frauen im Sinne
des § 2 (6) NGG abgebaut werden soll. Der Stufenplan ist alle zwei Jahre fortzuschreiben.

Der Stufenplan fur die Gemeinde Rastede wurde erstmalig zum 12.12.1995 aufgestellt. Die 4.
Fortschreibung des Stufenplanes zum Stichtag 01.01.2005 enthalt neben der statistischen
Bestandsaufnahme der Beschéftigtenstruktur und einer textlichen Darstellung bspw.
weitergehende Informationen Uber den Anteil der Teilzeitarbeitspléze zur besseren
Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

An der bisherigen Gliederung der Fortschreibung des Stufenplanes wurde festgehalten. Sie
basiert auf dem Runderlal? vom 02.06.1995.

Textlicher Teil

Analyse des Ist-Zustandes

Angabe von dienstrechtlichen Befugnissen zu Personalentscheidungen
Nennung personeller, organisatorischer und fortbildender MaBhahmen zum
Abbau der Unterrepréasentanz von Frauen

wnN e

1. Tabellarischer Teil
Il. 1. Bestandsaufnahme der Beschéaftigtenstruktur
Il. 2. Aussagen Uber zu erwartende Fluktuation

Den tabellarischen Darstellungen des Stufenplanes sind die Beschéftigtenzahlen der
Gemeinde zugrundegel egt.

Aussagen Uber die zu erwartende Fluktuation sind im textlichen Teil unter I1. 2
aufgenommen. Wegen der ausfihrlichen tabellarischen Darstellung wird ansonsten im
textlichen Teil auf eine Wiederholung (Beschreibung des Zahlenwerkes) verzichtet.



|. Textlicher Teil

1.1 Analyse des Ist-Zustandes

Beschaftigte und Einstufung - Entwicklung - Ursachen

Beamtinnen/Beamte:

Esist festzustellen, dass im Beamtinnen-/Beamtenbereich der Anteil der beschéftigten Frauen
an der Zahl der Gesamtbeschaftigten bei 36,36 % und damit Gber dem Vorjahreswert liegt.
In absoluten Zahlen: von 11 Beschéftigten sind 4 Frauen.

Der Anteil der beschéftigten Frauen an der Zahl der Gesamtbeschéaftigten im gehobenen
Dienst ist auf 33,33 % gestiegen und im mittleren Dienst ist der Frauenanteil unveréndert bei
rd. 66,67 %.

Die Gemeinde Rastede hat in der Erkenntnis einer Unterreprasentanz der Frauen im
Beamtinnenbereich im Zuge von sich ergebenden Stellenausschreibungen (gehobener Dienst)
gezielt Frauen angesprochen. Im Auswahlverfahren ist aufgrund der Kriterien Eignung,
Befdhigung und fachliche Leistungen eine Entscheidung zu treffen. Der Frauenanteil konnte
im Rahmen der durchgefihrten hausinternen Auswahlverfahren aufgrund der o. g.
Auswahlkriterien erhdht werden (s. Anlage, Teil 1, Beamte).

Angestellte:
Bel den Angestellten belduft sich der Gesamtanteil der beschaftigten Frauen auf 78,29 %

und ist damit im Vergleich zu 2003 erneut um rd. 1 % gestiegen (von 129 Beschéftigten sind
101 Frauen).

Im gehobenen Dienst (Verg. Gr. 1l - Vb BAT) ist der Frauenanteil zwar etwas
zurlickgegangen, jedoch ist damit insgesamt noch keine Unterreprasentanz gegeben.

Frauen sind lediglich in der Verg. Gr. [V amit rd. 25 % unterreprésentiert.

Voraussetzung fur die Berticksichtigung von Mitarbeiterinnen bel hausinternen
Stellenausschreibungen fur diese héherwertigen Stellen im allgemeinen Verwaltungsbereich
waére dabei regelmaliig der Nachweis der zweiten Angestelltenprifung.

Die Gemeinde Rastede ermdglicht seit dem Sommer 2003 einer Frau die Ausbildung zum
allgemeinen gehobenen Verwaltungsdienst (Besuch des Angestelltenlehrganges 1), so dass
eine Veradnderung der Quote im Bereich der Verg. Gr. IV anach Bestehen der zweiten
Angestelltenprifung eintreten wird.

Unverandert ist die Situation, dass im Angestelltenbereich aul3erhalb des allgemeinen
Verwaltungsbereiches ab Verg. Gr. IV b BAT diverse Stellen speziellen Berufszweigen
(Bauingenieure) zuzuordnen sind, in denen der Frauenanteil noch erheblich niedriger als der
Manneranteil liegt. Im Zuge von Besetzungsnotwendigkeiten bei der Gemeinde Rastede
wurden und werden gezielt Frauen im Ausschreibungsverfahren angesprochen.

Wesentlich ist der Frauenanteil im mittleren und im einfachen Dienst (Verg. Gr. Vc - X
BAT). Hier belauft sich der Anteil der beschaftigten Frauen auf 82,69 % und ist damit um
1,69 % gestiegen (von 104 Beschéftigten sind 86 Frauen).

Die Dienststelle unterrichtet die Mitarbeiterinnen laufend Uber Qualifizierungsangebote.
Fortbildungsangebote der Schulungseinrichtungen (Nieders. Studieninstitut, Haus des
Handels, Kommunales Bildungswerk etc.) sind allen Beschéftigten zuganglich und kdnnen
von allen Beschéftigten zur zusétzlichen beruflichen Qualifikation genutzt werden. Daneben



bestehen umfangreiche Qualifizierungs- oder Wiederei ngliederungsangebote speziell fir
Frauen.

Arbeiter-/innen:
Bel den Arbeiter/innen liegt der Anteil der Frauen weiterhin konstant bel rd. 32 %.

Teilzeitbeschaftigung

Im Beamtinnen-/Beamtenbereich tben rd. 18 % aller Beschéaftigten eine Teilzeitbeschéftigung
aus. Im Angestel ltenbeschéftigungsverhdtnis belauft sich der Anteil der Teilzeitbesch&ftigten
an der Anzahl der Gesamtbeschéftigten auf rd. 54 %, im Arbeiterinnen-/Arbeiterbereich auf
65 % (jewells ohne Berticksichtigung der beurlaubten Kréfte).

Im Ergebnis wird deutlich, dass umfangreiche Moglichkeiten der Teil zeitbeschaftigung
angeboten werden.

Im Rahmen einer allgemeinen Dienstanweisung, wurde festgelegt, das esin dem Bereich
»Rathaus' keine Kernzeit, sondern nur noch eine Orientierung an den Offnungszeiten gibt.
Flexibilitét und Innovation lassen gerade in diesem Bereich einen Konsens beider
Interessenslagen zu.

Fluktuation (einschl. Beurlaubungen und Ruickkehr)
Ein Wechsel auf Dienstposten/Arbeitspldtzen kann sich ergeben, wenn

-altersbedingt Beschéftigte ausscheiden,
-familienbedingt Stellen voribergehend anderweitig zu besetzen sind,
-ein Wechsel des Arbeitgebers vollzogen wird.

Altersbedingte V eranderungen lassen sich vorausplanen. Voriibergehende Ausfallzeiten
infolge Mutterschutz, Beurlaubungen fir die Familiephase usw. kdnnen statistisch nicht
ermittelt werden, eine Fluktuationsabschatzung ist hier daher nicht méglich. Dafur die
letztgenannten Falle tberwiegend ohnehin die Riickkehr der Stelleninhaberin/des
Stelleninhabers zu beriicksichtigen ist (zu welchem Zeitpunkt bleibt fraglich), kann eine
strukturierte Planung fur Nachriickende nicht erfolgen. Die V ertretungen miissen sich deshalb
haufig mit befristeten V ertragsverhal tnissen begntigen.

Eine KUndigung wegen Wechsel des Arbeitgebers stellt die absolute Ausnahme dar, d. h. eine
nennenswerte Fluktuation findet insoweit nicht statt.

Beurlaubungen und Riickkehr von Stelleninhaberinnen/-inhabern stehen im Zusammenhang
mit Familienphasen. Die Entwicklung |&3t sich nur aus den Werten der V ergangenheit
ableiten. Allen Beteiligten fallt es offensichtlich schwer, sich zu langfristigen
Zukunftsplanungen zu aul3ern. Rickkehrerinnen/Ruckkehrer beantragen regelméaldig bei
Wiederaufnahme der Tétigkeit die Reduzierung der Téatigkeit von Voll- auf
Tellzeitbeschéftigung.

1.2 Angabe zu Personalentscheidungen von dienstrechtlichen Befugnissen

a) Angelegenheiten der Beamtinnen/Beamten entscheidet der Rat.

b) Einstellung, Eingruppierung und Entlassung bis einschl. Verg. Gr. Vc BAT entscheidet der

Blrgermeister, im Ubrigen der VA.



c) Hohergruppierungen, die sich aus dem Tarifrecht ergeben und sonstige personalrechtliche
Angelegenheiten (z. B. Nebentéti gkeitsgenehmigungen) bis einschl. Verg. Gr. Vc BAT
entscheidet der Burgermeister, im tbrigen der VA.

I .3 Nennung personeller, organisatorischer und fortbildender Malinahmen zum Abbau
der Unterreprasentanz von Frauen

Die Verwaltung hat die vierte Fortschreibung des Stufenplanes erarbeitet. Der Stufenplan ist
ein Baustein einer modernen Personal entwicklungsplanung, deren Inhalt auch auf die
Forderung der Chancengleichheit von Frauen und Méannern abzielt.

Die Zielbestimmung des Stufenplanesist in 8 4 NGG festgelegt. Hiernach werden
Stufenplane mit dem Ziel aufgestellt, die Unterreprésentanz von Frauen abzubauen. Mit der
Verpflichtung zur Stufenplanerstellung will das Gesetz einen Schwerpunkt auf

personal planerische Maldnahmen legen, um den Anteil weiblicher Beschéftigter - auch in
hoheren Positionen - zu erhéhen.

Im Stufenplan ist flr einen Zeitraum von sechs Jahren festzulegen, mit welchen personellen,
organisatorischen und fortbildenden Mal3nahmen die Unterreprasentanz von Frauen abgebaut
werden soll.

Stellenplan
Personal planerische Mal3nahmen sind nur im Rahmen der vorgegebenen Stellenplane

maoglich. Die Anzahl der Stellen wird durch den Rat vorgegeben. Mit einer generellen
Stellenaufstockung ist in den néchsten Jahren grundsétzlich nicht zu rechnen. Abzuwarten
sind die Auswirkungen von , Hartz 1V* und der méglichen Einfihrung eines neuen
Haushaltsrechtes. Stellenerhohungen kdnnen sich aus gegebenen Anlass immer ergeben.

Stellenbesetzung/Ausschreibung

Die Besetzung der Stellen erfolgt grds. nach hausinterner Ausschreibung und/oder
offentlicher Ausschreibung. Eine gezielte Ansprache von Frauen in Ausschreibungen erfolgt
besondersin den Bereichen, in denen eine Unterreprasentanz vorliegt. Beurlaubte
Mitarbeiterinnen erhalten von Ausschreibungen Kenntnis.

Hohergruppierung/Beférderung/Aufstieg

Fur den Bereich der Hohergruppierungen (Angestellte und Arbeiterinnen/Arbeiter) ist
festzustellen, dass diese erfolgen, wenn Angestellte bzw. Arbeiterinnen/Arbeiter nicht
tarifgerecht eingruppiert sind. Die Eingruppierung der Angestellten/Arbeiter richtet sich nach
Tatigkeitsmerkmalen.

Die/Der Angestellte/Arbeiterin/Arbeiter erhdt Vergitung nach der Vergutungsgruppe, in der
siefer eingruppiert ist. Die/Der Angestellte/Arbeiterin/Arbeiter ist in die Vergutungsgruppe
eingruppiert, deren Tétigkeitsmerkmal e die gesamte von ihr/ihm nicht nur vortibergehend
auszuiibende Tétigkeit entspricht (§ 22 BAT). Personal planerische Mal3nahmen sind insoweit
kaum maoglich.

Hohergruppierungen ergeben sich nur durch die Zuweisung auf einen hoherwertigen
Arbeitsplatz - nach Ausschreibung eines solchen Arbeitsplatzes- bzw. wenn sich eine
hohere Bewertung des Arbeitsplatzes durch Veranderung der Tétigkeiten ergibt.



Generell bleibt festzuhalten, dass Frauen und Mé&nnern im Rahmen der Personal planung
abhangig von der Qualifikation gleichermal3en Weiterbildungs- und Aufstiegsmoglichkeiten
angeboten werden.

Unter Beachtung der Ublichen Leistungskriterien ist zu erwarten, dass sich bel gleicher
Eignung auch Moglichkeiten fir Frauen ergeben.

Ausbildung/Fortbildung

Bel Berlicksichtigung der stellenplanerischen Zwange ergibt sich nur noch in begrenztem
Malie sinnvoll die Moglichkeit, die Ausbildung von Nachwuchskréften zu forcieren. Es stellt
sich die Problematik, dass Uber Bedarf ausgebildet wirde.

Im tariflichen Bereich (Auszubildende) wird nach hauseigenen Prifungskriterien verfahren.
Im Grundsatz sind personal planerische Mal3nahmen nicht moglich, dajeweils Schulnoten und
Prufungsleistungen bzw. Vorstellungsgesprache entscheidende Kriterien sind. Die

L ebensbiographie findet dabei Berlicksichtigung

Fortbildung erfolgt auf der Grundlage der dezentralen Anforderung im Sinne einer sach-
/fachbezogenen Qualifikation. Dabei steht jeder/jedem Beschéftigten grundsétzlich die
Moglichkeit offen, das Fortbildungsangebot insbesondere des Studieninstitutes Oldenburg e.
V. zu nutzen. Das Seminarprogramm wird halbjahrlich erstellt und entspricht in Inhalt und
Ablauf der Fortbildung dem Anspruch nach qualifizierter Forderung.

Die Mdglichkeit, Frauen insbesondere durch den Besuch eines Angestelltenlehrganges |1 auf
die Ubernahme hoherwertiger Stellen vorzubereiten (§ 10 Abs. 2 NGG), besteht in den engen
Grenzen der Personal planung. Nur wenn entsprechend hoherwertige Stellen zur Verfiigung
stehen, ist eine entsprechende Forderung von Frauen moglich.

In dem angebotenen Rahmen sind Qualifizierungsangebote auch fur

Beurlaubte/Beruf sriickkehrerinnen/Berufsriickkehrer offen. Hausinterne Fortbildungen
beschranken sich aus personellen und organisatorischen Griinden z.Zt. auf Durchfihrung
von Einzelveranstaltungen hinsichtlich EDV-Schulungen.

Dieses vorausgeschickt, die Einzelangaben:

a) Schaffung neuer Stellen
Zur Zeit ist die Schaffung von neuer Stellen nicht vorgesehen

b) Neubesetzung vorhandener Stellen
Zidl: Verwendung von Stellen fur Frauen (Beforderung/Hohergruppierung)
Anzahl : 100% der freien Stellen - soweit nach hausinterner Ausschreibung und
unter Berticksichtigung der allgemeinen Auswahlkriterien moglich.

Zid: Stellenbesetzung durch Neueinstellung von Frauen
Anzahl: 100 % bei Beamtinnen-/Beamtenbereich (ggfs. Besetzung mit
Beschéftigten, die aufgrund ihrer entsprechenden Ausbildung in
Betracht zu ziehen sind).

Anzahl: 100 % bei Angestellten/Arbeiterinnen/Arbeiter - soweit nach
Ausschreibung/ Stellenbesetzungsverfahren maéglich und
Unterreprasentanz in der Verg./Lohngruppe, wenn nicht Ubernahme
der Auszubildenden (in beiden Fallen sind die allgemeinen
Auswahlkriterien zu beriicksichtigen).



gehobener Dienst - Beamtinnen/Beamte
Stufenplanung maglich, bis 2010 wird durch Abgang (Ende der Altersteil zeit) folgende Stelle
frei:

M onat/Jahr
1) 11/2005 Fachbereichdleiter A 12

zu 1) Die Stelle wurde mit KU-Vermerk versehen, die Stelle wurde bereits zum Eintritt in die
Freizeitphase mit einer Aufstiegsbeamtin besetzt.

mittlerer Dienst - Beamtinnen/Beamte
Stufenplanung maglich, bis 2010 werden durch Abgang folgende Stellen voraussichtlich frei:

M onat/Jahr
1) 10/2006 (Ruhestand) Sachbearbeitung A 09 mit Zulage

zu 1) Planungen noch nicht absehbar.
Vergutungsgruppen - Angestellte

Stufenplanung maglich, bis 2010 wird durch Abgang (Ende der Altersteil zeit) folgende Stelle
voraussichtlich frei:

M onat/Jahr
1) 11/2006  Sachbearbeitung 20,0 Std. Vb

zu 1) Die Stelle wurde mit KU-Vermerk versehen und bereits zum Eintritt in die Freizeitphase
durch Umsetzung mit einer Mitarbeiterin besetzt.

Lohngruppen - Arbeiterinnen/Arbeiter
Eine Unterreprasentanz von Frauen ist im Bereich der Lohngruppen 2 bis6 a ( z. Z. hdchste
Einstufungsmoglichkeit bei der Gemeinde Rastede) festzustellen.

Stufenplanung madglich, bis 2010 werden durch Abgang (Ruhestand bzw. Freizeitphase bel
Altersteil zeit) folgende Stellen voraussichtlich frei:

M onat/Jahr
1) 03/2005 2
2) 04/2006 5a
3) 07/2009 2
4) 04/2010 4a

zu 1) Die Stelle wird durch die Neueinstellung eines Arbeiters besetzt.
Zu 2-4) Die Planungen sind noch nicht absehbar.

Personelle MalRnahmen
Die Dienststelle ergreift vielféltige personelle Mal3nahmen (Aus-/Fortbildung,
Arbeitszeitmodelle, Stellenbesetzungsverfahren) zur Verwirklichung des Gesetzes.




Die damalige Frauenbeauftragte brachte sich umfassend in den Arbeitsprozess

» Frauenforderung” ein. Im Sinne eines Gleichstellungsmanagements ist eine umfassende
Informationspolitik z. B. bel Stellenbesetzungsverfahren (von der Mitteilung Uber

beabsi chtigte Personal planungen bis zur Einwilligungsentscheidung mit allen
Zwischenschritten) ein praktiziertes Verfahren.

Die Erhebung und Auswertung des Datenmaterials zur Fortschreibung des Stufenplanes
entspricht ebenfalls den Empfehlungen des NGG und somit mittelbar der Férderung von
Frauen. Der Stufenplan wird mit anderen Worten al's Controllinginstrument im Sinne einer
modernen V erwaltungsfiihrung von der Frauenbeauftragten/Glei chstellungsbeauftragten und
der Dienststelle genutzt.

Bel hausinterner Ausschreibung von Stellen erschliefdt sich ein Personenkreis, der
Frauenanteile beinhaltet. Wenn wegen fehlender Qualifikation der eigenen Bewerberinnen
und Bewerber noch Bedarf besteht, erfolgt eine externe Ausschreibung (8 7 Abs. 1 NGG) in
jedem Fall. Die Beriicksichtigung weiblicher Bewerber erfolgt nach den Ublichen
Auswahlkriterien.

Organisatorische MaRnahmen

Individuelle Tellzeitvereinbarungen haben Vorrang vor einer starren Festlegung. Den
personlichen Bedirfnissen von Bewerberinnen/Bewerbern auf den vorgenannten Stellen ist
Rechnung zu tragen, wenn die dienstlichen Belange dies ermdglichen.

¢) vorhandene Stellen

1. Teilzeitregelung
Den mdglichen frauenspezifischen Bedirfnissen wird Rechnung getragen, wenn die
dienstlichen Belange dies ermdglichen.

2. Aus- und Fortbildung
Es gelten die Ausfihrungen im generellen Tell.

3. Stellenbewertung/Aufstieg

Es gelten die Ausfihrungen im generellen Teil.

Personelle/organisatorische MaRnahmen

Arbeitszeitmodelle zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf werden individuell
geregelt und entziehen sich deshalb einer (Stufen)planung. Eine raumliche Umgestaltung von
Arbeitspldtzen ist nicht erforderlich.




Teil II.1. Beamte

Anlage 2 zu Vorlage 2005/059

BerGr./Verg Gr. Beschéftigte insgesamt davon Frauen Anteil der beschéftigten Frauen
Ges. Vollzeit Teilzeit Beurl. Ges. Vollzeit Teilzeit Beurl. 01.01.2005 01.01.2003
Beamte
Hobhere Dienst
B3 1 1 0,00 0,00
B2 1 1 0,00 0,00
Bl
A 16
Al5
Al4
Al13
Zwischensumme 2 2 0 0 0 0 0 0 0,00 0,00
Gehobener Dienst
Al13 1 1 0,00 0,00
Al2 1 1 0,00 0,00
All 1 1 1 1 100,00 100,00
A10 2 2 0,00 0,00
A9 1 1 1 100,00 0,00
Zwischensumme 6 4 1 1 2 1 0 1 33,33 20,00
Mittlerer Dienst
A9 1 1 0,00 0,00
A8
A7 1 1 1 1 100,00 100,00
A6 1 1 1 1 100,00 0,00
A5
Zwischensumme 3 1 0 2 1 1 0 66,67 66,67
Gesamtsumme 11 2 1 2 1 1 36,36 30,00



Kobbe
Textfeld
Anlage 2 zu Vorlage 2005/059


Teil Il.1. Angestellte

BerGr./Verg Gr. Beschéftigte insgesamt davon Frauen Anteil der beschaftigten Frauen
Ges. Vollzeit Teilzeit Beurl. Ges. Vollzeit Teilzeit Beurl. 01.01.2005 01.01.2003
Angestellte
Héherer Dienst
|
la
I b
Il 1 1 0,00 0,00
Zwischensumme 1 1 0 0 0 0 0 0 0,00 0,00
Gehobener Dienst
11l 1 0,00
IV a 4 4 1 1 25,00 33,33
IV b 10 4 6 3 6 90,00 83,33
V b 9 6 3 2 3 55,56 42,86
Zwischensumme 24 15 9 0 15 6 9 0 62,50 63,64
Mittlerer Dienst
V¢ 26 10 13 3 22 8 11 3 84,62 81,48
VI b 22 5 15 2 20 4 14 2 90,91 86,36
VIl 48 16 29 3 36 7 26 3 75,00 73,17
Vil 4 3 1 4 3 1 100,00 100,00
Zwischensumme 100 34 57 9 82 22 51 9 82,00 81,00
Einfacher Dienst
1X 4 4 4 4 100,00
X
Zwischensumme 4 0 4 0 4 0 4 100,00
Gesamtsumme 129 50 70 9 101 28 64 78,29 77,24




Teil II.1. Arbeiter/ Auszubildende / Praktikanten

BerGr./Verg Gr.

Beschéftigte insgesamt

davon Frauen

Anteil der beschéftigten Frauen

Ges. Vollzeit Teilzeit Beurl. Ges. Vollzeit Teilzeit Beurl. 01.01.2005 01.01.2003
Arbeiter
9
'8 a
8
'7a
7
6a 2 1 1 0,00 0,00
6
5a 7 5 2 0,00 0,00
5 1 1 0,00 0,00
4a 6 6 0,00 0,00
4 2 2 0,00 25,00
3a
3 1 1 0,00
2a
2 7 0,00
la 4 4 4 100,00 100,00
1 13 13 10 10 76,92 63,64
Gsamtsumme 43 15 28 0 14 0 14 0 32,56 32,43
BerGr./Verg Gr. Beschéftigte insgesamt davon Frauen Antei der beschéftigten Frauen
Ges. Vollzeit Teilzeit Beurl. Ges. Vollzeit Teilzeit Beurl.
Auszubildende/ Praktikanten
Verwaltungsfachangestellte 4 50,00 60,00
Fachangestellte fur Baderbetriebe 100,00 100,00
Ver-und Entsorger
Anwaérter/Anwarterin 100,00
Gesamtsumme 6 6 0 0 4 4 0 0 66,67 75,00




Teil 1.2 Aussagen lber zu erwartende Fluktuation

Abschatzung neu zu besetzender Stellen (nur bei Unterreprasentanz) und Ziel Frauenfdorderung

Besoldungs- Stellenbe- Fluktuationsabschéatzung Stellenveréanderungen Summe der zu Ziel Ziel
Vergitungs- u. stand Freiwerden von Stellen voriibergehende (Zu-/Abgange) besetzenden Stellen Verwendung von héher- Stellenbesetzung
Lohngruppen durch altersbedingtes Stellenvakanz wertigen Stellen fur durch Neueinstellung
Ausscheiden und son- Frauen (Befoérderung/ von Frauen
stige dauerhafte Hohergruppierung)
Abgange
Jahreszahlen 05/06 [07/08 [09/10 |05/06 |07/08 |09/10 [05/06 [07/08 |09/10 [05/06 |07/08 |09/10 |05/06 |07/08(09/10 05/06(07/08 [09/10
P Q1 Q2 Q3 R1 R2 R3 S1 S2 S3 *T1 | *T2 | *T3 Ul U2 U3 V1| V2 V3
Beamte
Al3 1
Al2 1 1 1 1
A 10 2
A9 mD 1 1 1 1
Angestellte
Il 1
Il 1
IVa 4
Vb 9 1 1 1
Arbeiter
6a 2
5a 7 1 1 1
5 1
4a 6 1 1 1
4 2
3 1
2 7 1 1 1 1 1

“T=Q+R+S




(a’? RESIDENZOR Gemeinde Rastede
A\ Der BlUrgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2005/139
freigegeben am 03.06.2005

GB1 Datum: 03.06.2005
Sachbearbeiter/in: Berger, Moritz

Haushalt 2004/ 2005 - Zustimmung zu tber- und auRerplanmaligen
Ausgaben

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium
N 21.06.2005 Verwaltungsausschuss
) 05.07.2005 Rat

Beschlussvorschlag:

1. Der Rat stimmt denin der Anlage 1 aufgefihrten tber- und auf3erplanmal3igen Ausgaben
in Hohe von jewells ab 5.000,00 Euro zu.

2. Der Rat nimmt Kenntnis von den in der Anlage 2 genannten Uber- und auf3erplanmaidigen
Ausgaben des gesamten Haushaltsjahres 2004 in Hohe von jeweils unter 5.000,00 Euro.

Sach- und Rechtslage:

In der Anlage 1 sind die seit der letzten Ratsinformation bis zum 03.06.2005 angefallenen
Uber- und auf3erplanmél3igen Ausgaben aufgefuhrt, welche in der Zustandigkeit des Rates
(Uber 5.000,00 Euro) liegen.

In der Anlage 2 befinden sich die Uber- und auf3erplanméfdigen Ausgaben aus dem gesamten
Haushaltgjahr 2004, die die Zustandigkeitsgrenze von 5.000,00 Euro nicht erreicht haben
(Zustandigkeit Burgermeister). Gemal3 Ratsbeschluss vom 19.09.2001 wird der Rat hiermit
im Rahmen der Arbeiten fUr die Jahresrechnung 2004 unterrichtet.

Bel den tber- und aul3erplanméldigen Ausgaben im Verwaltungs- und Vermogenshaushalt ist
eine Deckung der Betrége durch verschiedene Haushaltsstellen im Haushaltgahr (Minderaus-
gaben oder M ehreinnahmen) vorhanden.

Finanzielle Auswirkungen:

keine
Anlagen:

1. Ubersicht tiber die tiber- und auRerplanmafigen Ausgaben ab 5.000,00 Euro.
2. Ubersicht tiber die tiber- und auRerplanmafigen Ausgaben aus dem Haushaltsjahr 2004
unter 5.000,00 Euro.




Anlage 1 zur Vorlagen-Nr.: 2005/139

Ubersicht der iiber- und auRerplanméaRigen Ausgaben seit der letzten Ratsinformation bis zum 03.06.2005

Betrag Uberpl. | auRerpl.
Budget Datum Glied. | Grupp. ab 5.000 € Begriindung Ausgabe| Ausgabe
2201 Schule fur Lernhilfe 12.05.2005 2140 678000 13.000,00 EUR(|Fr zwei Kinder, die seit Mitte April 2005 die Schule

fur Erziehungshilfe besuchen, stehen keine HH-Mittel
mehr zur Verfligung. Unter der Voraussetzung, dass
keine weiteren Kinder dazukommen, werden bis zum
Ende des Jahres zusatzlich noch 13.000 € benétigt. X

21.03.2005 2140 940004 8.500,00 EUR|Die Gemeinde muss nach Beendigung eines Rechts-
streites im Rahmen der Hochbaumaf3inahme Neubau
Klassenraum an die Klagerin einen Vergleich i.H.v.
6.000 € zahlen. Zzgl. Kosten fur Anwalt und Gericht
werden Mittel i.H.v. 8.500 € bendétigt. Bei den
Brandschutzmafnahmen in der GS Wahnbek werden
die Mittel nicht in voller Hohe bendtigt, da z.B. der
Umbau der Tiranlagen nicht so aufwendig war wie
urspringlich geplant. X

2301 KGS 05.04.2005 2811 950001 6.050,00 EUR|Die VergréRerung des Buswendeparkplatzes an der
Feldbreite war dringend erforderlich und nicht auf-

schiebbar. Mittel wurden fur diese MaflZnahme nicht
eingeplant. X

5200 [Sportplatze 31.05.2005 5600| 940002 20.520,00 EUR|Die Hochbaumaf3nahme Flutlichtanlage Wahnbek ist
nicht mit im Haushalt veranschlagt. Entsprechend
der politischen Beschliisse soll die MalBhahme 2005
durchgefuhrt werden. Die Finanzmittel sollen aul3er-
planmagig zur Verfigung gestellt werden. Die Aus-
schreibung der Sanierung des Beckenkopfes im
Freibad (Il. BA) hat ergeben, dass der veranschlagte
Ansatz nicht in voller Héhe bendtigt wird. Die Ein-
sparungen kénnen zur Deckung der auf3erplan-
mafigen Ausgabe bereit gestellt werden. X

6101 Straf3en 21.03.2005 6310 950062 35.000,00 EUR|Fir die ErschlieBung des Gewerbegebietes Brom-
beerweg, die noch in diesem Jahr beginnen soll,
sind keine Haushaltsmittel veranschlagt worden.
Aus diesem Grund ist eine auRerplanméaRige Aus-
gabe erforderlich. Haushaltsmittel kbnnen von der
HHSst. "SWK Ostermoor" zur Verfliigung gestellt
werden, da das Ausschreibungsergebnis ginstiger
ausgefallen ist. X




7100

Schmutzwasser

21.03.2005

7011

950062

6.000,00 EUR

Fur die ErschlieBung des Gewerbegebietes Brom-
beerweg, die noch in diesem Jahr beginnen soll,
sind keine Haushaltsmittel veranschlagt worden.
Aus diesem Grund ist eine auRerplanméaRige Aus-
gabe erforderlich. Haushaltsmittel kénnen von der
HHst. "SWK Ostermoor" zur Verfugung gestellt
werden, da das Ausschreibungsergebnis giinstiger
ausgefallen ist.

89.070,00 EUR




Anlage 2 zur Vorlagen-Nr.: 2005/139

Ubersicht der iiber- und auRerplanmaRigen Ausgaben bis zum 31.12.2004

Hinweis: Soweit in der Tabelle mehrere iber-/ auRerplanmaRige Ausgaben (Begriindungen) mehrfach hintereinander aufgefiihrt sind, liegt dies daran,
dass die Deckungsmittel aus mehreren Haushaltsstellen geholt wurden. Jeder Deckungsfall verursacht in der folgenden Tabelle eine gesonderte

Eintragung.

Budget

Datum

Glied.

Grupp.

Betrag

Begrindung

Uberpl.
Ausgabe

Aulerpl.
Ausgabe

1101

Allg. Ordnungsrecht

21.12.2004

1100

416000

1.100,00 EUR

Entschadigung fir den ab 01.07.2004 einge-
stellten Parkwachter. Dies war in der Plan-
ung nicht vorhersehbar.

16.12.2004

7500

510401

92,07 EUR

Durch Mehrarbeiten bei der Abfallbeseitig-
ung und beim Hecken- und Gehdlzschnitt
reichen die eingeplanten Mittel, bei der Un-
terhaltung der Ehrenfriedhéfe (durch Bau-
hof), nicht mehr aus.

1102

Feuerwehr

27.10.2004

1300

500001

220,00 EUR

Die gemal Wirtschaftsplan im Budget
"Feuerwehr" veranschlagten Mittel reichen
nicht aus. Durch nicht vorhersehbare
Transport- und Baumféllarbeiten werden
die eingeplanten Mittel Uberschritten.

17.12.2004

1300

500001

183,92 EUR

Durch zusétzliche unvorhersehbare Aufga-
ben (Lieferung von Mineralgemisch an die
Fw Ipwege, Abholung RW-Schacht bei Fw
Siidbéake) reichen die fir die Dauerauftrage
veranschlagten Mittel nicht aus.

1103

Standesamt

21.12.2004

0500

414000

400,00 EUR

Im Standesamt ist es zu einem Personal-
wechsel gekommen (Altersteilzeit einer Mit-
arbeiterin). Aufgrund der Personaliiber-
schneidung im Rahmen der Einarbeitung sind
Mehrausgaben entstanden.

23.12.2004

0500

602200

16,00 EUR

Es wurden mehr Blumenstrau3e/ Gestecke
bendtigt als geplant.

21.07.2004

0500

636000

374,00 EUR

Aufgrund vorherig nicht eingeplanter Aus-
gaben fiir die EDV im Standesamt fehlt nun
ein Teil der Rechnungssumme. Der fehlende
Betrag kann jedoch durch eingesparte EDV-
Kosten im Ordnungsamtbereich gedeckt
werden.

23.12.2004

0500

678000

85,65 EUR

Die dem Kunst- und Kulturkreis zu erstatten-
en Personalkosten sind infolge vermehrter
Trauungen hoher ausgefallen als eingeplant
(Aufwendungen flr die Herrichtung des Trau-
raumes im Palais).

1104

Markte

21.12.2004

7300

591601

2.690,77 EUR

Die HH-Mittel reichen nicht aus, da der Bau-
hof nicht eingeplante Reinigungen (Fisch-
und Kartoffelmarkt etc.) vornehmen musste.

2101

Allgemeine
Schulangelegenheiten

21.04.2004

2920

676000

100,00 EUR

Bei der Abrechnung der kostendeckenden
Beitrage fir auswartige Schiler an Gym-
nasien der Stadt Oldenburg ist ein Berech-
nungsfehler aufgetaucht, da zwei Schiiler-
innen innerhalb des Schuljahrers 2003/ 2004
umgezogen sind. Die verfligbaren HH-Mittel
reichen nicht mehr aus.

2102

GS Kleibrok

21.12.2004

2102

450000

200,00 EUR

Erhéhte Umlage an die Versorgungskasse
aufgrund einer Satzungsanderung. Fir die
Berechnung flieRen ab 2004 konkrete Ver-
sorgungsaufwendungen in die Berechnung
der Umlage ein. Die Satzungsanderung
war nicht vorhersehbar.

07.09.2004

2102

500000

2.100,00 EUR

Die Ausleuchtung in einem Klassenraum, in
dem sehbehinderte Kinder unterrichtet
werden, reicht nicht aus. Die Lampen
missen ersetzt werden.

23.12.2004

2102

500000

1.506,00 EUR

Die Mittel werden fur zwei unvorhersehbare
Reparaturen der Heizungsanlage und
Elektroreparaturarbeiten (ein defekter
Schalter und drei defekte Leuchten in
Klassenraumen) benétigt.

12.05.2004

2920

641100

210,00 EUR

Aufgrund der Beitragserh6hung durch den
GUV im Dezember 2003 reichen die einge-
planten HH-Mittel nicht aus.

08.07.2004

2920

641100

82,00 EUR

Mehraufwendungen bei der Schilerunfallver-
sicherung aufgrund tatsachlicher Schiiler-
zahlen.

29.06.2004

2102

935001

1.350,00 EUR

Ab August 2004 werden zwei stark sehbe-
hinderte Kinder die GS Kleibrok besuchen.
Fir die notwendige und von der AOK be-
schaffte Tafel-/ Raumkamera ist die Ge-
stellung eines Spezialtisches (Schreib-
und Lesepult) in der Schule notwendig.
HH-Mittel waren nicht eingeplant.

02.09.2004

2102

935001

1.100,00 EUR

Fir die Pflege der Wege und Gartenanlagen
wird ein Freischneider mit Kehrwalzenanbau-
teil bendtigt. Gerate dieser Art waren bisher
nicht vorhanden, da der Bauhof im grof3en
MalRe die Pflege ilbernommen hatte.




14.12.2004

2102

940002

3.800,00 EUR

In der GS Kleibrok wird ein Kind beschult,
dass aufgrund einer kérperlichen Behinder-
ung auf einen Rollstuhl angewiesen ist. Da-
mit das Kind mit mdglichst wenig Hilfe in
die Schule gelangen kann, soll ein Eingang
mit einer Rampe ausgestattet werden.

2103

GS Hahn-Lehmden

21.12.2004

2103

414000

350,00 EUR

Mehrausgaben infolge eines Bewahrungs-
aufstieges einer Schulsekretarin.

12.05.2004

2920

641110

690,00 EUR

Aufgrund der Beitragserhéhung durch den
GUV im Dezember 2003 reichen die einge-
planten HH-Mittel nicht aus.

08.07.2004

2920

641110

90,00 EUR

Mehraufwendungen bei der Schilerunfallver-
sicherung aufgrund tatsachlicher Schiiler-
zahlen.

01.12.2004

2103

935300

2.600,00 EUR

Die Mittel fiir die GS Loy, fur die Férderung
n-21, wurden héher veranschlagt als an-
schlieRend im Forderbescheid ausgewie-
sen. Dadurch verringert sich der Gemeinde-
anteil. Bei der GS Hahn-Lehmden wurden
weniger Mittel veranschlagt, als dann im
Forderbescheid ausgewiesen. Dadurch er-
hoht sich der Forderanteil der Gemeinde
Rastede. Die Mehrausgaben kdnnen durch
die Minderausgaben bei der GS Loy ge-
deckt werden.

2104

GS Wahnbek

21.12.2004

2104

414000

200,00 EUR

Bei der HH-Planung wurde eine Altersstufen-
steigerung nicht mit berticksichtigt.

27.10.2004

2104

510001

2,90 EUR

Die gemal Erlésplanung veranschlagten
Mittel reichen aufgrund nicht vorhersehbarer
Arbeiten durch den Bauhof (Transport von
Stihlen) nicht aus.

23.11.2004

2104

510001

42,68 EUR

Durch eine nicht vorhersehbare Reparatur
von Fuf3balltoren reichen die Mittel bei der
GS Wahnbek nicht aus.

2105

GS Loy

23.11.2004

2105

510001

306,55 EUR

Durch unvorhersehbare Arbeiten bei der GS
Loy (Vertretung des Hausmeisters, Trans-
port von Schulmébeln) reichen die veran-
schlagten Mittel nicht aus.

07.12.2004

2105

540100

1.790,00 EUR

Es werden zusétzliche Mittel fur eine Nach-
zahlung an die EWE, aufgrund von Mehrver-
brauchen bei Strom und Gas, benétigt.

08.12.2004

2105

540100

545,00 EUR

Durch Mehrverbrauche im Bereich Wasser/
Abwasser reichen die veranschlagten Mittel
nicht aus.

12.05.2004

2920

641130

50,00 EUR

Aufgrund der Beitragserhdhung durch den
GUV im Dezember 2003 reichen die ge-
planten HH-Mittel nicht aus.

09.07.2004

2920

641130

30,00 EUR

Mehraufwendungen bei der Schilerunfallver-
sicherung aufgrund tatsachlicher Schiiler-
zahlen.

2106

GS Leuchtenburg

12.05.2004

2920

641140

60,00 EUR

Aufgrund der Beitragserhdhung durch den
GUV im Dezember 2003 reichen die einge-
planten HH-Mittel nicht aus.

09.07.2004

2920

641140

30,00 EUR

Mehraufwendungen bei der Schilerunfallver-
sicherung aufgrund tatsachlicher Schiiler-
zahlen.

2107

GS Feldbreite

21.12.2004

2107

415000

420,00 EUR

Erhéhte Hausmeisterstunden aufgrund
Stundenaufstockung (Parkplatzreinigung wird
dem Hausmeister zugeschlagen)

23.03.2004

2107

500000

4.900,00 EUR

Aufgrund nicht ausreichender Spannungs-
versorgung im 230 V-Netz ist die Neuin-
stalltion des Stromnetzes in den Klassen-
raumen der GS Feldbreite notwendig.

19.11.2004

2107

500000

1.200,00 EUR

Eine unvorhergesehene Reparatur (Fliesen-
reparatur infolge einer Heizungsreparatur)
ist aus Sicherheitsgriinden nicht aufschieb-
bar und macht die tiberplanmafige Ausgabe
notwendig.

17.12.2004

2107

510001

365,00 EUR

Durch einen dringend notwendigen Sandaus-
tausch (=Auffullung des Fallschutzbereiches
gem. TUV-Vorgabe) reichen die veranschlag-
ten Mittel nicht aus.

08.07.2004

2107

935001

3.000,00 EUR

Aufgrund der Schulstrukturreform sind Neu-
anschaffungen von Schulmdbeln erforderlich
geworden. Anschaffungen sind unvorherge-
sehen und konnten bei der HH-Planung
nicht beriicksichtigt werden.

12.05.2004

2920

641150

80,00 EUR

Aufgrund der Beitragserhdhung durch den
GUV im Dezember 2003 reichen die ge-
planten HH-Mittel nicht aus.

09.07.2004

2920

641150

60,00 EUR

Mehraufwendungen bei der Schilerunfallver-
sicherung aufgrund tatsachlicher Schiiler-
zahlen.

2201

Schule f. Lernbehin-
derte (VoR3barg)

09.11.2004

2140

540100

2.100,00 EUR

Die Mittel reichen nach einer Erhéhung der
Gaskostenabschlage, zur Anpassung an
den gestiegenen Gaspreis, nicht aus.

08.12.2004

2140

540100

550,00 EUR

Durch Mehrverbrauche (Trinkwasser/ Ab-
wasser) reichen die eingeplanten Mittel
nicht aus.

09.07.2004

2920

641200

60,00 EUR

Mehraufwendungen bei der Schilerunfallver-
sicherung aufgrund tatsachlicher Schiiler-
zahlen.




2301

KGS

07.12.2004

2810

500000

400,00 EUR

Die Mittel werden fur die Reparatur einer Tar
bendtigt (Erneuerung Turblatt). Mittel waren
nicht in ausreichender Hohe eingeplant.

16.12.2004

2810

500000

3.000,00 EUR

In der Flachdachabdichtung tber den Fluren
des musisch-technischen Bereiches und
Uber dem Flur im Obergeschoss des zwei-
geschossigen Gebaudeteiles, insbesondere
im Bereich Lehrerclub, sind mehrere Leck-
stellen aufgetreten. Die Ursache fiir die
Leckstellen konnte nicht sofort gefunden
werden, es wurden zunéchst Dachrandan-
schlisse uberprift und abgedichtet, dann
sind Lichtkuppelanschliisse abgedichtet
worden usw.. Dadurch sind relativ hohe
nicht vorhersehbare Reparaturkosten ent-
standen. Es fehlen zur Begleichung, der
noch in diesem Jahr ausstehenden Rech-
nung, rund 3.000,-€.

27.10.2004

2810

500001

176,20 EUR

Es werden Mittel fir einen unvorhersehbaren
Buhnentransport durch den Bauhof benétigt.
Mittel wurden in der Planungsphase nicht
veranschlagt.

09.11.2004

2810

510000

310,00 EUR

Fir den Bereich der AuRenanlagen (KGS)
mussen zwei Schneeblrsten fiir den Ein-
achser beschafft werden.

23.09.2004

2810

510001

250,00 EUR

Die im HH 2004 veranschlagten Kosten fir
Leistungen des Bauhofes in den Aul3enan-
lagen der KGS reichen nicht aus, da eine
erhéhte Wildkrautbekdmpfung des Aulavor-
platzes erfoderlich geworden ist. Die ange-
meldeten HH-Mittel beim Standort Feldbreite
werden nicht in voller Hohe in Anspruch ge-
nommen.

12.05.2004

2920

641300

820,00 EUR

Aufgrund der Beitragserh6hung durch den
GUV im Dezember 2003 reichen die ge-
planten HH-Mittel nicht aus.

09.07.2004

2920

641300

680,00 EUR

Mehraufwendungen bei der Schilerunfallver-
sicherung aufgrund tatsachlicher Schiiler-
zahlen.

30.01.2004

2810

935001

1.286,90 EUR

Die Mittel werden fur einen PC fir die Steu-
erung der Heizungs-, Liftungs- und Be-
leuchtungsanlage im Bereich der Aula be-
noétigt. Es handelt sich um Ersatz fiir den
1997 angeschafften PC (Platte/ Netzteil
defekt). Mittel sind hierfiir im Haushalt
nicht veranschlagt.

2302

Orientierungsstufe

21.12.2004

2160

415000

1.000,00 EUR

Erhéhte Hausmeisterstunden aufgrund
Stundenaufstockung.

01.10.2004

2160

500000

200,00 EUR

Im Rahmen d. Schulstrukturreform mussten
R&aume im Bereich der OS "umgenutzt" wer-
den. Anderer Bodenbelag erfordert boden-
schonende Filzgleiter unter den Stihlen.

02.11.2004

2160

500000

600,00 EUR

Durch eine unvorhersehbare Instandsetzung
der Heizungsanlage reichen die veranschlag-
ten Mittel nicht aus.

15.11.2004

2160

500000

1.200,00 EUR

In der Schule Feldbreite mussten Siche-
rungsmalRnahmen -Drehsperren - an den
Fenstern eingebaut werden. Diese Maf3-
nahme konnte nicht aufgeschoben werden.
Bei der GS Hahn-Lehmden werden die HH-
Mittel in diesem Jahr nicht mehr in voller
Hohe bendtigt.

09.11.2004

2160

540100

2.400,00 EUR

Die Mittel reichen nach einer Erhéhung der
Gaskostenabschléage, zur Anpassung an
den gestiegenen Gaspreis, nicht aus.

16.12.2004

2160

540100

155,00 EUR

Durch Nachzahlungen im Bereich Strom
und Gas (Mehrverbrauche) reichen die
Mittel nicht aus.

19.08.2004

2160

935002

2.600,00 EUR

Der Abfall- und Laubsauger der Schule ist
nach Auskunft der Fa. Ricklefs nicht mehr
zu reparieren. Die Neuanschaffung eines
leistungsfahigen Geréates ist unbedingt not-
wendig.

27.12.2004

2160

940002

625,42 EUR

Im Rahmen der MaRhahme "Erneuerung
Zaune und Rundholzeinfassung" sind durch
nicht eingeplante Arbeiten (Parkbanke und
Tischtennisplatten umstellen) mehr Mittel
erforderlich als eingeplant.

12.11.2004

2160

940006

2.600,00 EUR

Die Mittel werden fur die Erneuerung der
Bodenbefliesung bendétigt. Diese MalRnahme
war im HH 2004 nicht mit eingeplant.

2402

Villa Hartmann

21.04.2004

4605

654000

380,00 EUR

Es sind erhohte Fahrtkosten aufgetreten.
Diese waren in der Planungsphase nicht
vorhersehbar. Mehrausgaben kdnnen durch
Einsparungen bei den "Sachkosten allge-
mein" erzielt werden.




01.11.2004

4605

654000

709,00 EUR

Durch Abrechnung der Fahrtenbticher (aus
2003) zu Beginn des Jahres 2004 und durch
die Sonderbelastungen (Fahrten), die durch
den Ausbau des Jugendraumes Delfshausen
entstanden sind, reicht in diesem Jahr der
Ansatz fur Fahrtkosten nicht aus. Durch Ein-
sparungen im eigenen Budget (Sachkosten)
kénnen die Mehrkosten gedeckt werden.

3102

Archiv

28.12.2004

3210

400000

603,00 EUR

Die Aufwandentschadigung fir die ehren-
amtlichen Krafte im Archiv wurde zu gering
veranschlagt.

3200

Bicherei

02.11.2004

3520

636000

4.000,00 EUR

Fur die Anschaffung neuer Buchersoftware
waren keine HH-Mittel veranschlagt. Aus
wirtschaftlichen sowie bedienungstech-
nischen Griinden ist jedoch die Anschaffung
einer neuen Software sinnvoll. Die jahrlichen
Unterhaltungskosten bei der alten Software
liegen bei 1.070,-€, bei der neuen lediglich
bei 373,-€. Zudem ist die Auswertung der
Statistik dann moglich und es werden Up-
dates geliefert. Die erforderlichen Mittel von
4.000,-€ kdnnen im Bereich Heimatpflege
eingespart werden.

3300

Heimatpflege

29.04.2004

7601

988000

2.000,00 EUR

Die Pflasterung der Auffahrt beim DGH Sid-
bake wird teurer als vorgesehen, da zusatz-
lich die Herstellung der Stellflachen mit Ra-
sengittersteinen durchgefiihrt werden soll.

4101

Allgemeine
Sozialverwaltung

22.04.2004

4000

450000

100,00 EUR

Verschiebung von Personalkosten. Lt.
Mitteilung vom Landkreis dirfen im

Budget 4700 "Grundsicherung" keine
Personalkosten veranschlagt werden.

22.04.2004

4000

444000

3.500,00 EUR

Verschiebung von Personalkosten. Lt.
Mitteilung vom Landkreis dirfen im

Budget 4700 "Grundsicherung" keine
Personalkosten veranschlagt werden.

22.04.2004

4000

434000

1.400,00 EUR

Verschiebung von Personalkosten. Lt.
Mitteilung vom Landkreis dirfen im

Budget 4700 "Grundsicherung" keine
Personalkosten veranschlagt werden.

24.09.2004

4310

728000

2.463,38 EUR

Vorzeitige Zahlung einer Schuldendiensthilfe
fur die Jahre 2005 und 2006 flr den Bau von
Altenwohnungen an die AWO (HHst. 4310.
7280). Diese Zahlung wird mit einer
Schuldendiensthilfe, die die AWO fir ein
Darlehen zur Heimfoérderung an die Ge-
meinde zahlt, verrechnet (HHst. 9100.2380).

4301

Leistungen nach § 2
(nicht abrechnungs-
fahiq)

27.12.2004

4200

679000

4.897,25 EUR

Hoherer Aufwand It. innerer Verrechnung
des Gb 1 vom 22.12.2004.

4303

Grundleistungen (nicht
abrechnungsféahig)

28.07.2004

4210

678000

600,00 EUR

Es wird nicht mehr zwischen abrechnungs-
fahigen und nicht abrechnungsfahigen Asyl-
bewerbern unterschieden. Laut Weisung des
ortlichen Tragers sollen Buchungen nur noch
unter 4210 erfolgen.

4501

Kiga Muhlenstralle

17.08.2004

4640

510001

16,00 EUR

Hohere Bauhofsleistungen als veranschlagt
infolge eines Heckenschnittes.

16.09.2004

4640

510001

51,00 EUR

Hohere Bauhofsleistungen als veranschlagt
infolge Reparatur eines Spielgerat.

17.11.2004

4640

510001

419,00 EUR

Hohere Bauhofsleistungen als veranschlagt
infolge Montage Sonnensegel (Auftrag aus
2003).

23.11.2004

4640

510001

335,00 EUR

Hohere Bauhofsleistungen als veranschlagt
infolge Zaunreparatur.

18.11.2004

4640

590000

1.000,00 EUR

Hoherer Aufwand bei der Mittagsverpflegung
fur mehr Ganztagskinder.

4502

Kindergarten VolR3barg

23.11.2004

4641

510001

151,02 EUR

Es waren im HH nicht ausreichende Mittel
fur die notwendige Verlegung von Fall-
schutzplatten unter einer Doppelschaukel
veranschlagt.

4503

Kiga Neusudende

26.08.2004

4642

510000

948,42 EUR

Durch eine TUV-Uberpriifung mussten zwei
Schaukeln ersetzt werden die nicht mehr
verkehrssicher waren. Im HH war lediglich
eine Schaukel eingeplant.

25.03.2004

4642

510001

109,89 EUR

Mittel reichen aufgrund héherer Aufwend-
ungen im Dezember 2003 und Rechnungs-
legung im Januar 2004 nicht mehr aus
(Schlackenwegeunterhaltung).

07.05.2004

4642

510001

225,00 EUR

Mittel reichen aufgrund héherer Aufwend-
ungen im Dezember 2003 und Rechnungs-
legung im Januar 2004 nicht mehr aus
(vermehrte Laubentsorgung).

17.11.2004

4642

510001

248,00 EUR

Mittel reichen aufgrund héherer Aufwend-
ungen im Dezember 2003 und Rechnungs-
legung im Januar 2004 nicht mehr aus
(vermehrte Laubentsorgung).

19.05.2004

4642

500001

415,25 EUR

Mittel reichen aufgrund héherer Aufwend-
ungen im Dezember 2003 und Rechnungs-
legung im Januar 2004 nicht mehr aus
(laufende Leistungen des Bauhofes, hier
Sandaustausch).




29.06.2004

4642

500001

15,00 EUR

Mittel reichen aufgrund héherer Aufwend-
ungen im Dezember 2003 und Rechnungs-
legung im Januar 2004nicht mehr aus
(Zaunreparatur).

22.11.2004

4642

562001

190,00 EUR

Hoherer Fortbildungsaufwand fir eine heil-
padagogische Zusatzausbildung der
Gruppenleiterin.

12.07.2004

4642

654000

160,00 EUR

Die Ausgaben bei den Dienstreisen, im
Bereich des Kiga, fallen hdher aus als
erwartet.

4504

Kindergarten Loy

21.12.2004

4643

414000

4.200,00 EUR

Auszahlung von Mehrarbeitsstunden
aufgrund Krankheit einer Mitarbeiterin.

18.11.2004

4643

718600

435,00 EUR

Hoherer Aufwand fir Fahrtkosten infolge
mehr beférderungsbedurftiger Integrations-
kinder.

4505

Kiga Marienstralle

12.05.2004

4644

414000

1.618,00 EUR

Kosten fir eine Vertretungskraft infolge
Beschaftgungsverbot fir eine Mitarbeiterin
(Mutterschutzgesetz).

21.12.2004

4644

414000

800,00 EUR

Nicht eingeplante Mehrausgaben infolge Ein-
stellung von Ersatzkraften aufgrund ausge-
sprochener Beschéaftigungsverbote nach
dem Mutterschutzgesetz.

17.11.2004

4644

510001

506,00 EUR

Hoherer Aufwand durch den Bauhof als
veranschlagt infolge Montage Sonnensegel.

24.11.2004

4644

510001

142,00 EUR

Hoherer Aufwand wegen Kennzeichnungen
Sammelplatz und Feuerwehrzufahrt.

08.12.2004

4644

540100

160,00 EUR

Durch Mehrverbrauche im Bereich Strom
und Gas und die damit verbundene Nach-
zahlung reichen die eingeplanten Mittel
nicht aus.

17.11.2004

4644

562001

440,00 EUR

Hoéherer Fortbildungsaufwand aufgrund einer
heilpddagogischen Zusatzausbildung der
Leiterin.

27.12.2004

4644

679000

3.457,42 EUR

Hoherer Aufwand It. innerer Verrechnung
des GB 1 vom 22.12.2004.

4507

Forderung von
Kindertagesstatten

23.12.2004

4648

500001

187,00 EUR

Hoherer Aufwand fur Bauhofsleistungen in-
folge Zaunreparatur.

4801

Einrichtungen fur
Wohnungslose

17.11.2004

4350

500000

2.965,00 EUR

Die Wohnung, Tannenkrugstral3e 45 E,
wurde im Rahmen einer Begehung des
Gesundheitsamtes beanstandet (Schimmel-
pilze etc.). Es sind somit HH-Mittel fir eine
Renovierung erforderlich die nicht im HH
2004 mit eingeplant waren.

08.12.2004

4350

540200

1.864,00 EUR

Aufgrund von Mehrverbrauchen beim Strom
werden zusatzliche Mittel benétigt.

5101

Freibad

21.12.2004

5700

414000

500,00 EUR

Mehraufwendungen aufgrund eines Bewahr-
ungsaufstiegs einer Schwimmmeisterin

17.12.2004

5700

510001

299,41 EUR

Aufgrund zusatzlich notwendiger Arbeiten
durch den Bauhof reichen die veranschlag-
ten Mittel nicht aus (Entfernen von Fahrrad-
sténdern etc.)

18.11.2004

5700

540200

3.807,62 EUR

Durch Mehrverbrauche (Strom) reichen die
veranschlagten Mittel nicht aus.

18.11.2004

5700

540300

3.413,45 EUR

Durch Mehrverbrauche (Gas) reichen die
veranschlagten Mittel nicht aus.

26.08.2004

5700

540400

1.200,00 EUR

Durch den hohen Wasserverbrauch (Rohrde-
fekt) im Mai 2004 reichen die eingeplanten
HH-Mittel nicht aus.

28.09.2004

5700

540400

1.900,00 EUR

Die veranschlagten HH-Mittel fir Wasser
reichen nicht aus. Der Verbrauch in 2004
ist ebenso wie in 2003 und 2002 konstant
geblieben, jedoch wurde der Ansatz fir
2004 im Rahmen der HH-Beratungen ge-
kirzt. Die Einsparung konnte jedoch nicht,
wie gefordert, erzielt werden.

28.09.2004

5700

540500

3.420,00 EUR

Die veranschlagten HH-Mittel fir Abgaben
reichen nicht aus. Der Verbrauch in 2004
ist ebenso wie in 2003 und 2002 konstant
geblieben, jedoch wurde der Ansatz fiir
2004 im Rahmen der HH-Beratungen ge-
kirzt. Die Einsparung konnte jedoch nicht,
wie gefordert, erzielt werden.

15.06.2004

5700

940005

800,00 EUR

Bei der Baumalinahme (Sanierung Flachdach
Umkleidegebdude) wurden zusétzliche
Arbeiten erforderlich, die zu Mehrausgaben
gefiuhrt haben (Verlegung Regenwasserkanal
fur Dachentwasserung etc.). Die
Mehrausgaben kdnnen durch
Minderausgaben bei der Haushaltsstelle
"Sichtschutzzaun Sonnenhof" gedeckt
werden.

5103

Hallenbad

13.07.2004

5720

510001

630,00 EUR

Die Leistungen des Bauhofes beim Hallen-
bad waren unvorhergesehen und nicht ein-
planbar. Es hat sich dabei um Arbeiten
nach nachtlichen Randalen gehandelt
(Container im Teich, Pflastersteine aufge-
nommen, Lampen/ Milleimer demoliert
usw.). Zudem wurde eine Schachtabdeck-
ung neu aufgesetzt.




10.09.2004

5720

987000

1.700,00 EUR

Frau Steusloff beabsichtigt 34 neue Stiihle
fur das Hallenbadcafé zu kaufen. Entsprech-
end der Zusage des Biirgermeisters werden
60 % des Nettobetrages von der Gemeinde
Ubernommen. HH-Mittel stehen hierfur nicht
in ausreichender Hohe zur Verfigung. Die
Upl. Ausgabe kann durch Einsparungen bei
der KGS, im Bereich Medienbeschaffung,
gedeckt werden.

08.10.2004

5720

935000

800,00 EUR

Der Banknotenacceptor ist Uberraschend
kaputt gegangen, wodurch ein neues Geréat
angeschafft werden musste. Diese Mittel
waren nicht fiir das HH-Jahr 2004 vorgeseh-
en und lieRen sich aufgrund der Notwendig-
keit nicht bis ins HH-Jahr 2005 hinaus-
zogern.

16.12.2004

5720

935000

1.005,00 EUR

Durch den Abbau der Solarien im Hallenbad
ist es erforderlich geworden, dass die "freie
Ecke" neu gestaltet wird. Hierfir ist die An-
schaffung von Rollliegen, Stiihlen und einem
Tisch vorgesehen. Diese Anschaffung war
nicht mit im Haushalt eingeplant und unvor-
hersehbar, jedoch nicht aufschiebbar um die
Attraktivitdt des Bades zu steigern.

5200

Sportpléatze

15.11.2004

5600

500000

1.500,00 EUR

Bei den Sportplatzgebauden stehen fir die
noch auszufithrenden Arbeiten an den Dach-
rinnen, Blitzschutz und fir den Anstrich der
AulRentlr nicht mehr ausreichend Mittel zur
Verfligung. Eine Deckung erfolgt durch
Minderausgaben bei der GS Hahn-Lehmden.

17.12.2004

5600

510001

3.489,00 EUR

Durch Mehrarbeiten bei der Sportplatzpflege
(Mehraufwand an Dinger und Einsatz von
Rollrasen) reichen die veranschlagten Mittel
nicht aus.

18.11.2004

5600

540100

3.000,00 EUR

Durch Mehrverbrauche im Bereich Wasser/
Abwasser reichen die veranschlagten Mittel
nicht aus.

07.12.2004

5600

540100

2.475,00 EUR

Die Mittel werden fur eine Nachzahlung an
die EWE, aufgrund von Mehrverbrauchen im
Bereich Gas und Strom (insbesondere beim
SpPl. Wahnbek), benétigt.

17.12.2004

5600

540100

921,00 EUR

Durch erhebliche Mehrverbrauche im
Bereich Strom und Gas reichen die
veranschlagten Mittel nicht aus.

09.07.2004

5606

940001

1.400,00 EUR

Vereinshaus Wahnbek. Die Mittel werden fur
die Auszahlung einer Sicherheitssumme
bendtigt. Eine Bankbirgschatft liegt vor. Mittel
stehen im HH 2004 nicht zur Verfligung.

5301

Sporthalle Kleibrok

19.10.2004

5651

940000

4.000,00 EUR

Bei der Aufstellung der Baukosten (Sanier-
ung der Duschraume) konnte leider noch
nicht abgeschatzt werden, in welcher Hohe
die Schlu3rechnung von der beauftragten
Firma ausfallen wiirde. Nach Vorlage der
Schlussrechnung fehlen nun rund 4.000,- €.
Die Mittel stehen zur Verfiigung bei der
HHst. 2107. 940000 (Erneuerung Fenster
und Tur Schulhof).

5303

Sporthalle Wahnbek

03.08.2004

5653

540100

4.200,00 EUR

Die zusatzlichen Mittel werden fiir eine un-
vorhersehbare Nachzahlung der Abwasser-
gebihr fir die Jahre 2001 - 2003 bendtigt.
Mittel hierfiir wurden im HH nicht bertick-
sichtigt.

5305

Turnhalle Feldbreite

08.12.2004

5655

540100

100,00 EUR

Die eingeplanten Mittel reichen fur den
letzten Abschlag 2004 an die EWE
nicht aus.

5306

Mehrzweckhalle

Feldbreite

26.10.2004

5656

500000

500,00 EUR

Eine Heizungspumpe in der Halle Feldbreite
ist Uberraschend kaputt gegangen, so dass
diese ausgewechselt werden muss. HH-
Mittel waren dafiir nicht eingeplant. Die Re-
paratur ist nicht aufschiebbar.

19.11.2004

5656

500000

500,00 EUR

In der Halle Feldbreite wurden kurzfristig
Wartungs- und Reparaturarbeiten erforder-
lich (bedingt durch umfangreichere Sanier-
ung) die nicht eingeplant waren. Es handelt
sich hier um Arbeiten an techn. Anlagen wie
z.B. der Liiftungs- und Rauchabzugsanlage.
Bei der GS Wahnbek wird die HH-Mittel-
Pauschale nicht mehr in voller Héhe be-
notigt.

12.11.2004

5656

520100

594,00 EUR

Im Rahmen der Sicherungsiberprifung an
den Sportgeraten in der Mehrzweckhalle
Feldbreite wurden Mangel festgestellt die
aus Sicherheitsgriinden schnellstmdglich
behoben werden mussten. HH-Mittel waren
im HH 2004 nicht ausreichend eingeplant.

15.11.2004

5656

500000

1.000,00 EUR

Die Wartungskosten fir die Beschallungs-
anlage sowie fur die Brandmeldeanlage
Ubersteigen den geplanten HH-Ansatz 2004.




5400

Sportférderung

16.12.2004

5500

718300

21,00 EUR

Der kalkulierte Ansatz des Bauhofes fur
Leistungen im Rahmen der Sportférderung
(Reparatur Fu3balltor) reicht nicht aus, da-
fur werden die Aufwendungen fir Leistungen
des Bauhofes bei Veranstaltungen auf dem
Rennplatz nicht komplett benétigt.

02.07.2004

5500

988200

3.200,00 EUR

Bei der Baumalinahme "Sanierung der Fen-
ster Altbau KGS" werden die verfugbaren
Mittel nicht in voller Héhe bendtigt. Es wird
vorgeschlagen, die Mittel in genannter Hohe
auf die Zuschusshaushaltsstelle "Vereins-
haus Wahnbek" zu verschieben, da die Ab-
rechnung der MaBnahme noch Zuschuss-
zahlungen an die Vereine ergeben hat.

6101

Stral’en

21.12.2004

6300

414000

2.400,00 EUR

Mehraufwendungen bei den Personalkosten
aufgrund Einstellung einer Ersatzkraft fur
einen erkrankten Mitarbeiter (GB 3).

16.12.2004

6300

510200

4.100,00 EUR

Fir die Ausstellung "Balance" muss der
Parkplatz Feldbreite instandgesetzt werden.
Das war in der Planungsphase nicht vorher-
sehbar.

09.03.2004

6300

655000

1.200,00 EUR

Die Abwasserbeitragskalkulation wird fertig-
gestellt. In dem Zusammenhang war die Ab-
wasserbeitragssatzung neu zu fassen.
Wegen identischer Regelungen in der Stra-
Renausbaubeitragssatzung, muss auch
diese angepasst werden, um eine rechts-
sichere Satzung zu haben. Mittel sind nicht
veranschlagt.

26.10.2004

6320

950027

2.000,00 EUR

Die Mittel fiir die Lichtsignalanlage Dorfstr.
reichen nicht aus, da bereits das Angebot
der beauftragten Firma héher als die voraus-
gegangenen Kostenschatzung lag. Hinzu
kommen noch Kosten fur Makierungs-
arbeiten. Die firr die Wohnanlage Wahnbek
eingeplanten Mittel werden nicht mehr be-
notigt, da diese abgebrochen werden soll.

6201

Park- u. Gartenanlagen

12.11.2004

5600

540100

2.500,00 EUR

Aufgrund eines neuen Vertrages zwischen
der Gemeinde und dem FC erhélt der FC
eine erhohte Aufwandentschadigung fur die
Reinigung der Umkleiden beim Sportplatz
MuhlenstraBe und dem Rennplatz. Diese
Kosten waren nicht mit im HH eingeplant,
die verfugbaren Mittel reichen daher nicht
aus. Durch Einsparungen bei der GS Klei-
brok (Bewirtschaftungskosten) kann die
Mehrausgabe gedeckt werden.

03.11.2004

5800

510001

1.000,00 EUR

Der Bauhof stellt in der Erlésplanung, die ein
Teil des Wirtschaftsplanes darstellt, die Ver-
teilung der voraussichtlichen Einnahmen auf
die einzelnen Budgets dar. Diese Erlésplan-
ung dient als Grundlage fur die Haushaltsan-
séatze. Durch nicht planbare Einzelauftrage,
die an den Bauhof vergeben werden, kénnen
die tatsachlichen Ausgaben (aus Sicht der
Verwaltung) von den ermittelten Werten der
Erlésplanung abweichen. In diesem Fall sind
zusatzliche Kosten durch Baumfallarbeiten
auf dem Turnierplatz entstanden. Ein durch
Blitzeinschlag beschédigter Baum musste
aus Grinden der Verkehrssicherung entfernt
werden.

03.11.2004

5800

510001

6.000,00 EUR

Der Bauhof stellt in der Erlésplanung, die ein
Teil des Wirtschaftsplanes darstellt, die Ver-
teilung der voraussichtlichen Einnahmen auf
die einzelnen Budgets dar. Diese Erlosplan-
ung dient als Grundlage fur die Haushaltsan-
séatze. Durch nicht planbare Einzelauftrage,
die an den Bauhof vergeben werden, kénnen
die tatséachlichen Ausgaben (aus Sicht der
Verwaltung) von den ermittelten Werten der
Erlésplanung abweichen. In diesem Fall sind
zusatzliche Kosten durch Baumfallarbeiten
auf dem Turnierplatz entstanden. Ein durch
Blitzeinschlag beschadigter Baum musste
aus Grunden der Verkehrssicherung entfernt
werden.

17.12.2004

5800

510001

444,00 EUR

Aufgrund zusatzlicher Arbeiten im Rahmen
der Dauerauftrage (vermehrte Zaunrepara-
turen, Durchlasserneuerungen inkl. Material-
kosten) reichen die eingeplanten Mittel nicht
aus.

6203

Kinderspielplatze

16.12.2004

4600

510001

910,87 EUR

Durch Mehrarbeiten (Sanierung der Sand-
spielflachen), im Bereich des Fallschutzes
flr Spielgerate, reichen die Mittel nicht aus.

7100

Schmutzwasser

23.02.2004

7020

950031

840,28 EUR

Die Mittel werden fur die Untersuchung des
Schmutzwasserkanals zur Feststellung von
Mangeln wahrend der Gewahrleistungsfrist
bendtigt.




09.03.2004

7000

638000

750,00 EUR

Ein Gesprach mit einem Fachanwalt hat er-
geben, dass an der Abwasserbeitragssatz-
ung verschiedene Korrekturen vorgenommen
werden sollten um sie rechtssicher zu

haben. Aus Anlass der Neufassung wegen
der Fortschreibung der Beitragskalkulation
misste deshalb die Satzung in rechtlicher
Hinsicht auf den neuesten Stand gebracht
werden. Mittel sind nicht veranschlagt.

24.03.2004

7000

655000

300,00 EUR

Fur die fachanwaltliche Beratung (SW-Bei-
tréage) in Sachen § 34 BauGB-Satzung,
waren nicht veranschlagte Kosten i.H.v.
397,88 € angefallen. Es mussen Mittel
Uberplanmafig zur Verfiigung gestellt
werden.

7200

Regenwasser

22.12.2004

7100

510400

1.591,02 EUR

Witterungsbedingt mussten StraReneinlaufe
mehrmals gereinigt werden. Dieses war im
HH-Ansatz nicht vorgesehen.

09.03.2004

7100

638000

750,00 EUR

Ein Gesprach mit einem Fachanwalt hat er-
geben, dass an der Abwasserbeitragssatz-
ung verschiedene Korrekturen vorgenommen
werden sollten, um sie rechtssicher zu
haben. Aus Anlass der Neufassung wegen
der Fortschreibung der Beitragskalkulation
misste die Satzung in rechtlicher Hinsicht
auf den neuesten Stand gebracht werden.
Mittel sind nicht veranschlagt.

8100

Personal

21.12.2004

0201

414000

4.250,00 EUR

Aufgrund einer krankheitsbedingten Ver-
tretung (Personalamt) reicht der HH-Ansatz
nicht aus.

8300

Bauwesen

24.09.2004

6000

636000

2.320,00 EUR

Dringend benétigtes Update fur das EDV-
Programm Cosoba (Ausschreibungen). HH-
Mittel in entsprechender Héhe waren nicht
veranschlagt.

09.11.2004

6000

636000

432,00 EUR

Das Upgrade d. Programmes "ArCon+2003"
(Hochbau-CAD-Software) wurde zwingend
notwendig. Mittel daflir waren nicht einge-
plant kdbnnen aber aus "baulicher Unterhalt-
ung" genommen werden.

02.11.2004

6000

655000

590,00 EUR

Es sind der Gemeinde Rechtsstreitkosten
entstanden. Es ging um den Rickbau des
Sportplatzes SchillerstraBe (Wiederher-
stellung einer landwirtschaftlichen Flache).
Der Prozess war nicht vorhersehbar und
konnte somit im HH 2004 nicht mit einge-
plant werden. Der vorgerichtliche Gitetermin
hat ergeben, dass jede Partei seine An-
waltskosten und je die Halfte des Streit-
wertes selbst tragt.

23.12.2004

6000

655000

2.099,00 EUR

Fur einen Rechtsstreit wegen des ehemali-
gen Pachtgrundstiickes "Sportplatz Schiller-
straRe" werden zuséatzliche Mittel fur den
geschlossenen Vergleich und die Prozess-
vertretungskosten bendtigt.

8400

Planung

21.12.2004

6100

450000

1.500,00 EUR

Erhéhte Umlage an die Versorgungskasse
aufgrund einer Satzungsanderung. Fir die
Berechnung flieRen ab 2004 konkrete Ver-
sorgungsaufwendungen in die Berechnung
der Umlage ein. Die Satzungsanderung
war nicht vorhersehbar.

23.12.2004

6100

630200

3.971,00 EUR

Mittel fir die MaBnahme "Inwertsetzung
Denkmalplatz" sind im HH 2004 nicht ver-
anschlagt. Die Erstellung der Konzepte
(Bestandsaufnahme und Bestandsplane)
wurden aber bereits in diesem Jahr durch-
geflhrt.

21.07.2004

6100

653000

4.000,00 EUR

Durch die Vielzahl von Aufstellungsbe-
schlissen fir diverse Baugebiete reichen
die Mittel fur 6ffentliche Bekanntmach-
ungen nicht aus. Es werden dariberhin-
aus weitere Mittel fur Ifd. Verfahren be-
notigt.

8500

Liegenschaften

30.09.2004

8800

444000

5.113,00 EUR

Die Stelle "Verkauf von Kleingrundstiicken"
wurde irrtiimlich beim Budget 8200 und nicht,
wie eigentlich vorgesehen, beim Budget 8500
veranschlagt.

01.12.2004

8800

500000

582,09 EUR

Die Herrichtung des Geschaftssitzes fir die
Residenzort GmbH, Kiosk

Marktplatz, kann nicht mehr aus allgem.
Grundvermdgen gezahlt werden, da die
HHst. erschopft ist. Die Mittel bei "Frem-
denverkehr" werden nur noch zum Teil be-
noétigt und kdnnen somit als Deckung ein-
gesetzt werden.

08.12.2004

8800

530000

311,69 EUR

Nicht eingeplante Mehrausgaben durch die
Erweiterung des Wanderer-Parkplatzes
Nethen.




8700

Kommunalmarketing

01.10.2004

0202

636000

2.000,00 EUR

Zum Zeitpunkt der Mittelanmeldung war die
Menge an Datenverkehr auf unserem WEB-
Server nicht absehbar. Grund fiir den Mehr-
bedarf ist die intensive Nutzung von Session
Net durch Verwaltung und Ratsmitglieder.
Eine SAP-Rechnung der KDO wird niedriger
ausfallen als eingeplant. Hierliber kann die
Deckung erfolgen.

25.08.2004

0202

655000

2.700,00 EUR

Es werden Mittel fir Vermessungskosten,
im Rahmen des Verkaufs von Gewerbe-
grundstiicken, im Gewerbegebiet Schaf-
juckenweg bendtigt. Das war in der Plan-
ungsphase nicht voraussehbar.

16.12.2004

7900

717000

2.381,00 EUR

Fur die Griindung der "Residenzort Rastede
GmbH" ist ein Gesellschaftskapital erforder-
lich an dem sich die Gemeinde Rastede mit
17.500,- € (=70%) beteiligt. Ausreichende
Mittel stehen nicht mehr zur Verfigung.

08.12.2004

7910

932000

1.000,00 EUR

Die Forderung eines Gewerbebetriebes
(Schafjuckenweg) war fur das HH-Jahr
2004 nicht eingeplant.

8800

Organisation

03.11.2004

0200

520000

400,00 EUR

Die Kosten fur die Instandsetzung der PC
der Ratsmitglieder (bei Virenbefall 0.a.)
werden von der Gemeinde Ubernommen.
Dies war nicht im HH-Ansatz eingeplant und
kann mit nicht mehr benétigten Mitteln

aus "Veranstaltungen" der Frauenbeauftrag-
ten bezahlt werden.

23.12.2004

0200

520000

2.950,00 EUR

Die Neuanschaffung von Flaggen war dring-
end notwendig. Allerdings wurden daflr bei

der Mittelanmeldung 2004 keine Gelder ein-
gelant.

21.12.2004

0200

562000

1.000,00 EUR

Besondere Kosten fir die Aus- u. Fortbild-
ung bzgl. des neuen Tarifrechts wurden
nicht veranschlagt. Im Zeitpunkt der Veran-
schlagung war nicht bekannt, dass das
Tarifrecht so grundlegend geandert werden
soll.

03.11.2004

0200

650100

500,00 EUR

Aufgrund von mehreren unvorhersehbaren
Ausgaben, die zwingend notwendig waren
(Quittungsbldcke, neue Ausweise fur das
Meldeamt usw.) reichen die HH-Mittel nicht
mehr aus.

16.08.2004

0200

652300

3.600,00 EUR

Aus wirtschaftlichen Griinden wurde der Ver-
trag mit DeTeWe Uber die Telefonanlage vor-
zeitig gekundigt. Die Vertragsstrafe kann z.
T. durch Minderausgaben bei den Telefon-
kosten gedeckt werden. Die noch fehlenden
Mittel kbnnen aus der "Unterhaltung der
AuRenanlagen" verfigbar gemacht werden.

09.09.2004

0200

653000

500,00 EUR

Es sind mehr Satzungsanderungen erforder-
lich geworden als eingeplant. Fur die damit
verbundenen Verdéffentlichungen reichen die
Mittel nicht mehr aus. Durch eingesparte
Mittel bei Stellenanzeigen kann die Deckung
aus der HHst. 0201.653000 erfolgen.

09.09.2004

0200

653000

500,00 EUR

Es sind mehr Satzungsanderungen erforder-
lich geworden als eingeplant. Fur die damit
verbundenen Verdéffentlichungen reichen die
Mittel nicht mehr aus. Durch eingesparte
Mittel bei Stellenanzeigen kann die Deckung
aus der HHst. 0201.653000 erfolgen.

23.09.2004

0200

653000

600,00 EUR

Aufgrund von mehreren zwingend notwendi-
gen Satzungsanderungen und deren Veroff-
entlichungen reicht der HH-Ansatz nicht
mehr aus. Eine Deckung kann jedoch aus
Veranstaltungsmitteln der Frauenbeauftrag-
ten erfolgen, da diese 2004 nicht mehr im
vollem Umfang genutzt werden.

27.12.2004

0200

654000

16,00 EUR

Es wurden mehr Dienstreisen getatigt als
veranschlagt (Abrechnung der Fahrten-
bicher).

23.11.2004

0200

655000

1.100,00 EUR

Aufgrund von Beratungsgesprachen bei der
Treuhand Oldenburg (BgA Wald und Kiga),
reichen die HH-Mittel nicht mehr aus.

17.12.2004

0200

935000

510,00 EUR

Aufgrund von dringenden und nicht
eingeplanten Anschaffungen (PC,
Telefonanlage, mobile Uberwachungskamera)
reichen die HH-Mittel nicht mehr aus.

21.12.2004

0200

940001

1.900,00 EUR

Im Rathaus soll die neue Eingangstur in die
Zwangslaufigkeit der Alarmanlage eingebun-
den werden, ausreichende Mittel stehen
nicht mehr zur Verfligung. Deckung durch
Minderausgaben bei der Heizungssanierung
im DGH Nethen. Die Sanierung der Heiz-
ungsregelung konnte durch Weiterverwend-
ung einzelner Komponenten gunstiger reali-
siert werden.




29.04.2004 0200| 950001| 4.900,00 EUR|Da noch in 2004 die MalRnahme "Neuan-
legung Grinanlage Rathaus" verwirklicht

werden soll und daftr in der Planungsphase
keine Mittel veranschlagt wurden, ist eine
auBBerplanmafige Ausgabe erforderlich.

218.034,12 EUR




(? ResnEnzont Gemeinde Rastede
} . -
=\ Der BuUrgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2005/095
freigegeben am 02.05.2005

GB1 Datum: 21.04.2005
Sachbearbeiter/in: Inge Ilhmels

Krediterméachtigung fur das Haushaltsjahr 2005

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium
N 07.06.2005 V erwaltungsausschuss
o] 05.07.2005 Rat

Beschlussvorschlag:

Der Rat erméchtigt den Burgermeister fir das Jahr 2005, den Darlehensbedarf (Kreditmarkt-
mittel und Kreisschulbaukasse) im Rahmen der Haushal tssatzung wie folgt mit Abschluss von
Darlehensvertrégen zu realisieren:

1. Kreditmarktdarlehen
Zinsfestzeit:  Die Zinsbindung des neu aufzunehmenden Darlehens sollte so gewahlt
werden, dass sie nicht mit der Zinshindung von bereits aufgenommenen
Darlehen zusammenfallt.
Tilgungssatz: bel Neuaufnahmen 2 %
Zinssatz: Das Darlehen wird bei dem Kreditinstitut mit dem guinstigstem Konditi-
onen (Zinssatz) aufgenommen.
2. Darlehen aus der Kreisschulbaukasse

Die Darlehen aus der Kreisschulbaukasse sind zinslos und mit jahrlich 5 % zu tilgen.

Der Rat ist jeweilsin seiner ndchsten Ratssitzung tber dem Abschluss eines evtl. Darlehens-
vertrages zu unterrichten.




Sach- und Rechtslage:

Nach § 40 Abs.1 Ziffer 13 der NGO beschlief3t der Rat tber die Aufnahme von Krediten. In
Zeiten stark schwankender Zinssétze und haufig nur kurzfristig gultiger Kreditangebote be-
steht grundsétzlich die Notwendigkeit, auf guinstige Angebote des Kreditmarktes schnell zu
reagieren. Um den Kommunen ein marktgerechtes Verhalten zu ermdglichen, wurde es mit
dem Runderlass des Nds. Innenministerium vom 08.11.1993 fir zulassig befunden, wenn der
Burgermeister vom Rat erméchtigt wird, Darlehensvertrage abzuschlief3en, wenn zuvor der
Rat die Kreditaufnahme beschlossen hat und diese mindestens durch folgende Merkmale hin-
reichend konkretisiert worden ist:

a) Gesamtbetrag entsprechend dem geschétzten Bedarf fir einen Zeitraum, der im Regelfall
vier Monate nicht Gberschreiten sollte,

b) Hochstzinssatz,

c) Maximale Laufzeit.

Der Rat muss sich vorbehalten, in der néchsten Sitzung tGber den Abschluss des Darlehens-
vertrages unterrichtet zu werden. In Ausfihrung dieses Beschlusses ist unter Beachtung der
Vorgaben des Rates entsprechend dem jeweiligen Kreditbedarf zu den jeweils gunstigsten
Konditionen der Darlehensvertrag gem. 8§ 83 Abs. 3 der Nds. Gemeindeordnung abzuschlie-
Ben.

Die Praxis hat gezeigt, dass eine Krediterméchtigung fur einen Zeitraum von vier Monaten
nicht ausreichend ist, da der Rat nicht mindestensin diesen Abstanden zu einer Sitzung einbe-
rufen wird. Aus diesem Grund sollte die Krediterméchtigung fur das gesamte folgende Haus-
haltgjahr ausgesprochen werden.

Eswird aus den v.g. Griinden vorgeschlagen, den Burgermeister fur das Jahr 2005 zu er-
maéchtigen, den Darlehensbedarf (Kreditmarktmittel und Kreisschulbaukasse) im Rahmen der
Haushaltssatzung wie folgt mit Abschluss von Darlehensvertrégen zu realisieren:

3. Kreditmarktdarlehen

Zinsfestzeit:  Die Zinsbindung des neu aufzunehmenden Darlehens sollte so gewahlt
werden, dass sie nicht mit der Zinsbindung von bereits aufgenommenen
Darlehen zusammenfallt.

Tilgungssatz: bei Neuaufnahmen 2 %

Zinssatz: Das Darlehen wird bei dem Kreditinstitut mit dem guinstigsten Konditio-
nen (Zinssatz) aufgenommen.

4. Darlehen aus der Kreisschulbaukasse

Die Darlehen aus der Kreisschulbaukasse sind zinslos und mit jahrlich 5 % zu tilgen.

Finanzielle Auswirkungen:

Entfallt.

Anlagen:

keine



(a’? RESIDENZOR Gemeinde Rastede
A\ Der BlUrgermeister

Mitteilungsvorlage

Vorlage-Nr.: 2005/147
freigegeben am 15.06.2005

Stab Datum: 15.06.2005
Sachbearbeiter/in; Henkel, Giinther

SchlieBung der Postfiliale Hahn

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium
N 05.07.2005 V erwaltungsausschuss
o] 05.07.2005 Rat

Beschlussvorschlag:

Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.

Sach- und Rechtslage:

Mit Beschluss des Rates vom 01.03.2005 (vgl. Vorlage 2005/027) wurde der Entschluss ge-
fasst, sich nachhaltig fir den Erhalt der Postfiliale in Hahn einzusetzen. Diese soll bekanntlich
zum 31.07.2005 geschlossen werden.

Die Forderung der Gemeinde zum Erhalt der Postfiliale wurde weiteren mal3geblichen Ein-
flussnehmern zugel eitet, insbesondere den Damen und Herren Bundes- und L andtagsabge-
ordneten, dem Nds. Ministerium fir Wirtschaft und Verkehr sowie der Regulierungsbehérde
flr Post und Telekommunikation.

Im Hinblick auf Presseverdffentlichungen in Bezug auf andere Postfilialen wurde darUber
hinaus der Deutschen Post AG deutlich gemacht, dass der "Kernwohnbereich" Hahn-
Lehmden unter Hinzunahme ausgewahlter Teilbereiche der Bauerschaften Nethen und Bek-
hausen insgesamt 2.257 Einwohner zahlt und insofern auch von der Post-
Universaldienstleistungsverordnung mit erfasst wirde. Quasi zeitgleich hat der Nds. Stadte-
und Gemeindebund im April des Jahres Aktien erworben und konnte nach aktienrechtlichen
Bestimmungen an der Hauptversammlung der Deutschen Post AG am 18.05.2005 teilnehmen.
Dieser Teilnahme vorausgegangen war ein besonderer Antrag des Stadte- und Gemei ndebun-
des mit dem Ziel, einen Teil des Gewinns der Post fir den Ausbau bzw. den Erhalt der Post-
agenturen zur Verfigung zu stellen.

Am 23.04.2005 erhielt die Gemeinde Rastede dann die Mitteillung von der Deutschen Post
AG, dass letztlich wirtschaftliche Griinde ausschlaggebend gewesen sein sollen, diedie
Schlief3ung der Postfiliale Hahn begriinden. Das Schreiben der Deutschen Post AG st dieser




Vorlage als Anlage 1 beigefuigt. Auf die dortigen Ausfihrungen wird insoweit Bezug ge-
nommen. Die angeflhrten wirtschaftlichen Griinde sind von hier aus selbstverstandlich nicht
nachprifbar. Allerdings erweckt das Schreiben den Eindruck, a's ob es sich eher um ein stan-
dardisiertes Schreiben handelt und dariber hinaus - wie auch schon in anderen Gemeinden
beobachtet - die Post-Universal dienstleistungsverordnung seitens der Post so interpretiert
wird, dass eine Filiale in einem Gebiet vorgehalten werden muss, also hier der Filialbetrieb in
der Bahnhofstralie.

Formalrechtlich ist damit die Einwirkungsméglichkeit auf die Deutsche Post AG seitens der
Gemeinde Rastede abgeschl ossen.

Am 01.06.2005 hat der Nds. Stadte- und Gemeindebund allerdings darauf hingewiesen, dass
offensichtlich rechtliche Verfahrensvorschriften in der Hauptversammlung am 18.05.2005
verletzt wurden. Der Stédte- und Gemeindebund hat die Mdglichkeit aufgezeigt, gegen diese
Verletzung zu klagen, um vorrangig eine Wiederholung der Hauptversammlung zu erzwin-
gen.

Tatsachlich jedoch ist damit beabsichtigt, die Post im Hinblick auf eine Wiederholung der
Hauptversammlung und die damit verbundenen Kosten sowie den Prestigeverlust dazu zu
bewegen, im Gegenzug zum Verzicht auf die Klage dem Erhalt der Postagenturen zuzustim-
men.

Uber die Beteiligungsmoglichkeit an dieser Klage wurde im V erwal tungsausschuss berichtet;

dort hat man sich jedoch im Rahmen einer ersten Einschétzung gegen die Beteiligungsmdog-
lichkeit an der Klage ausgesprochen.

Finanzielle Auswirkungen:

Keine.

Anlagen:

1. Schreiben der Deutschen Post AG.
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Zentrale Deutsche Post 'g World Net
Regulierungsmanagement Konzern MAIL EXPRESS LOGISTICS FINANCE
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Herrn Burgermeister
Dieter Decker
Gemeinde Rastede
Sophienstr. 27
26180 Rastede i

Zeichen

Linises Zelchyen 051—6
Tetefon (02 28) 1 82-35 26
enal a.edenhofer@deutschepost.de
paem 22.04,2005
eettit - FilialschliefSung in Rastede-Hahn

Sehr geehrter Herr Decker,

vielen Dank fiir Thr Schreiben vom 07.02.2005 zur Schliefung der Partner-Filiale in Rastede-
Hahn.

In unserem Zwischenbescheid hatten wir Ihnen mitgeteilt, dass wir jeden Standort, an dem die
Schlieffung einer Filiale beabsichtigt ist, nochmals iiberpriifen wiirden. Die Uberpriifung fiir den
Filialstandort Rastede-Hahn hat ergeben, dass sowohl die Vorgaben der Post-Universaldienstleis-
tungsverordnung als auch unserer freiwilligen Selbstverpflichtung vom April 2004 eingehalten
werden, Dariiber hinaus konnten wir hier keine értlichen Besonderheiten feststellen, die eine
Korrektur unserer Entscheidung rechtfertigen wiirden. Wir werden daher an der angekiindigten
Schlieffung festhalten.

Natiirlich kdnnen wir nachvollziehen, dass Sie als Biirgermeister unsere SchlieBungsabsicht nicht
gutheiflen und dass der Wegfall der Postfiliale in Rastede-Hahn als Verlust fiir die Gemeinde
angesehen wird. Wir mochten Sie dennoch um Ihr Verstindnis fir die aus unserer Sicht notwen-
dige Mafinahme bitten.

Die Deutsche Post ist der flichendeckenden Versorgung der Biirgerinnen und Biirger mit Post-
dienstleistungen in besonderer Weise verpflichtet. Insoweit besteht kein Zweifel daran, dass sie
den Vorgaben des Postgesetzes, der Post-Universaldienstleistungsverordnung (PUDLV) und ih-
rer Selbstverpflichtung zumm Universaldienst ohne Abstriche nachkommt. Hierzu gehort u.a. die
Verpflichtung, bundesweit mindestens 12.000 Filialen zu betreiben, wobel die Verteilung dieser
Fitialen anhand von Einwohnerzahlen und Flachenkriterien detailliert geregelt ist.

Hatrsadrese Fi":-!III:'.!'Ii::.H:_II.'l'll_j YWorstand Vorsilzender des
Charles-de-Gaulle-5tr 20 Beutsche Post AG [or, Klais Zumsankel, Visrsizenider Aufsichtrates
3113 Bovn shaarad Sendce Cenfler [, Fsank Appeed domef Hattin

Acrounting Kédn [or, Edgan Ernst
Besuicheradiesse Pralpank Kaln O, Pelie Kiusa ity Bonn
HMatz der Deutschien Post Eonto-Nr. 16 503 fohn Bullen #eqistecgernicht Bann
Bonn BLZ 370 100 50 . Harn-Dieler Povam HRE 6792

wWaltes Scheirle

lelefen (02 28) 1 B2-0 Prol. Dr. Wull von Schimmetrnann USt-ldhis, DE 1698 38187
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Der Vorwurf, die Deutsche Post ziehe sicli aus ihrer Verantwortung fiir den lindlichen Raum
zuriick, 1st daher nicht berechtigt.

Auf der anderen Seite 1st die Deutsche Post jedoch auch gehalten, sich auf den gesetzlich vorgese-
henen Wegtall der Exklusivlizenz Ende 2007 und den anschliefend eintretenden umfassenden
Wettbewerb in Deutschland vorzubereiten. Hierzu gehort als wichtiges Ziel auch, die postalische
Infrastruktur unter Beachtung der Universaldienstvorgaben maoglichst effizient zu gestalten. Die
jiingsten VorstofRe der Linder Hessen und Niedersachsen, die sogar auf eine vorzeitige Marktoft-
nung gerichtet sind, unterstreichen einmal mehr die Notwendigkeit einer rechtzeitigen Wettbe-
werbsvorbereitung.

Vor diesem Hintergrund haben wir bereits im letzten Jahr wiederholt unsere Absicht bekriftigt,
die Anzahl unserer Filialen von derzeit rund 13.000 auf 12.000 zu verringern. In diesem Zusam-
menhang ist die Schliefung der Filiale in Rastede-Halin zu sehen. Mit Blick auf die im Januar
angekiindigten FilialschlieBungen wird oftmals der Vorwurf erhoben, die Deutsche Post wiirde
gut frequentierte und damit lukrative Partner-Filialen schlielen. Hierzu machten wir bemerken,
dass fast alle der zu schlieflenden Filialen nur eine wochentliche Kundenbedienzeit von weniger
als sechs Stunden aufweisen. Auch die von lhnen angesprochene Filiale weist keine wirtschaftlich
tragfdhige Kundennachfrage auf.

Nicht unerwihnt lassen machten wir auch die Tatsache, dass die Deutsche Post durch die Regu-
lterungsbehdrde fiir Telekommunikation und Post dazu verpflichtet ist, auch im Bereich des
Post-Universaldienstes einen jahrlichen Produktivitdtstortschritt in Hohe von 1,8 Prozent zu
erzielen. Dieser Verpflichtung kénnen wir nur durch Effizienzsteigerungen nachkommen, wozu
auch die Neustrukturierung des Filialnetzes zihlt.

Die postalische Versorgung in Rastede-FHahn wird kiinftig durch den Mobilen Post-Service erfol-
gen. Der Mobile Post-Service ist ein Service der Deutschen Post, der nach den Bestimmungen der
PUDLV zur Versorgung von Orten ohne Postfiliale dient und eine bundesweit erfolgreiche Ein-
richtung ist. Die Kunden kénnen hier mittels einer in den Briefkasten eingeworfenen Postkarte
(siche Anlage), nach muindlicher Absprache oder durch das Anbringen eines Hinweiszettels an
dem Hausbriefkasten den Zusteller auffordern, beim nichsten Zustellgang vorzusprechen. Der
Zusteller bringt dann nicht nur die Briefe und Pakete, sondern er nimmt die Post der Kunden,
die versendet werden soll, auch wieder mit. Ebenso kénnen beim Zusteller selbstverstindlich
Briefmarken erworben werden.

Dariiber hinaus mochten wir Sie auf unsere Internetseite www.briefimarkenverkaufsstelle.de auf-
merksam machen. Hier haben interessierte Geschiftsleute die Moglichkeit, sich zwecks Einrich-
tung einer Briefmarken-Verkaufsstelle in ithrem Ladenlokal einzutragen und registrieren zu las-

senl. Wir wiirden uus freuen, wenn sich in Rastede-Hahn ein oder mehrere Einzelhindler finden
wiirden, die Briefmarken in threm Geschiift verkaufen mochten.

Fiir weitere Fragen steht [hnen unser regionaler Politikbeauftragter, Herr Stephan Siekimann,
unter der Telefonnummer 05 11/3 69 32 24 gerne zur Verfiigung.

%/j Q% Anlage

Walter Mischke Alexander Edenhofer



	Satzungs-
	Satzungs-beschluss
	Satzungs-
	2005-110-Anlage1-Planzeichnung.pdf
	Anlage 1 zu Vorlage 2005/110

	2005-110-Anlage2-Planzeicherklärung.pdf
	Anlage 2 zu Vorlage 2005/110

	2005-110-Anlage3-TEFES u Hinweise.pdf
	Textliche Festsetzungen
	Hinweise

	2005-110-Anlage4-Abwägungsvorschlag.pdf
	Stellungnahme vom 08.03.2005

	2005-112-Anlage4-Abwägungsvorschlag.pdf
	Stellungnahme vom 08.03.2005

	2005-111-Anlage1-Planzeichnung.pdf
	Anlage 1 zu Vorlage 2005/111

	2005-111-Anlage2-Planzeichenerklärung.pdf
	Anlage 2 zu Vorlage 2005/111

	2005-111-Anlage3-TEFES u Hinweise.pdf
	Textliche Festsetzungen
	Hinweise

	2005-111-Anlage4-Abwägungsvorschlag.pdf
	Stellungnahme vom 08.03.2005

	2005-113-Anlage1-Planzeichnung.pdf
	Anlage 1 zu Vorlage 2005/113

	2005-113-Anlage2-Planzeichenerklärung.pdf
	Anlage 2 zu Vorlage 2005/113

	2005-113-Anlage3-Festsetzungen.pdf
	Textliche Festsetzungen
	Örtliche Bauvorschriften
	Hinweise

	2005-074-Anlage2-Satzung und Geltungsbereich.pdf
	GEMEINDE RASTEDE�LANDKREIS AMMERLAND
	Satzung und Begründung

	PLANUNTERLAGE / VERVIELFÄLTIGUNGEN
	PLANVERFASSER
	ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG
	SATZUNGSBESCHLUSS
	INKRAFTTRETEN
	VERLETZUNG VON VERFAHRENS- UND FORMVORSCHRIFTEN
	MÄNGEL DES ABWÄGUNGSVORGANGES
	BEGLAUBIGUNGSVERMERK
	1RECHTSGRUNDLAGEN
	2ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG
	3RAHMENBEDINGUNGEN
	4GRUNDLAGEN FÜR DIE ABWÄGUNG
	5INHALT DER VEREINFACHTEN ÄNDERUNG DES BEBAUUNGS�
	HINWEISE
	DATEN ZUM VERFAHRENSVERLAUF

	2005-118-Anlage 2 - Broschüre.pdf
	Titel
	Vorwort
	Gesetzliche Regelungen
	Das ist die Eingangsstufe
	Wie wirkt sich die Eingangsstufe aus?
	Wie sich Unterricht verändert...
	Unterricht in der Eingangsstufe ist für alle Kinder da
	Ausstattung/Ressourcen
	Unterstützungsangebote
	Was muss eine Schule tun, wenn sie die Eingangsstufe einführen will?
	Literatur zur Neugestaltung der Eingangsstufe
	Impressum:

	2005-059-Anlage1-Stufenplan-Textlicher Teil.pdf
	Stufenplan
	I.      Textlicher Teil
	I. 1.  Analyse des Ist-Zustandes
	I. 2.  Angabe von dienstrechtlichen Befugnissen zu Personale
	I. 3.  Nennung personeller, organisatorischer und fortbilden
	II.       Tabellarischer Teil
	I. Textlicher Teil
	Arbeiter-/innen:
	Stellenplan
	Stellenbesetzung/Ausschreibung
	Höhergruppierung/Beförderung/Aufstieg
	Ausbildung/Fortbildung
	Personelle Maßnahmen
	Organisatorische Maßnahmen
	Personelle/organisatorische Maßnahmen





